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Kümmerlich 

Mit zehn Euro pro 
Woche will die EU 
die Jugendarbeits¬ 
losigkeit bekämp¬ 
fen. 
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Merkel sonnt sich in Umfragen 

Die Union will den Wahlkampf 
mit drei Themen bestreiten 
und gewinnen: i. Angela Mer¬ 
kel. 2. Angela Merkel. 3. Angela 
Merkel. 
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Verfassungsdebatte in 
Vietnam 

Mit der Verfassungsdiskus¬ 
sion sind in Vietnam viele 
Weichen neu gestellt wor¬ 
den. 
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Der große Bruder sieht dich an ... 

... und der kleine profitiert davon 


S pionageprogramme haben meist 
harmlose Namen. Sie heißen z.B. 
„Prism“ „Tempora“ „Dropmire“ 
Doch die Operationen, die sich dahin¬ 
ter verbergen, sind nicht harmlos und 
nicht neu. Seit Jahrzehnten schöpfen 
der US-Geheimdienst NSA und die 
engsten Verbündeten der USA, die 
„Five Eyes“ (neben den USA sind das 
Großbritannien, Kanada, Australien, 
Neuseeland) jenseits des Völkerrechts 
wie nationaler Gesetze weltweit den 
Internet- und Telefonverkehr „ab“ 
Im „Spiegel“ vom 8. Juli verwies der 
US-Aktivist und „Cyberpunk“ Jacob 
Appelbaum auf die „dunkle Realität 
weltweiter Überwachung“ 

Der BND spielt in diesem Zusam¬ 
menhang derzeit die Unschuld vom 
Lande. Auch die Bundesregierung tat 
anfangs völlig überrascht. Als bekannt 
wurde, dass auch diplomatische Ein¬ 
richtungen der EU und des eigenen 
Landes abgehört wurden, empörte 
man sich vorsichtig, protestierte wei¬ 
nerlich, so könne man doch nicht „mit 
Freunden“ umgehen. 

Wenige Tage später verteidigte In¬ 
nenminister Friedrich jedoch „Prism“: 
Die US-Geheimdienste gäben immer 
wieder wichtige Hinweise, die auch in 
Deutschland Anschläge verhindert 
hätten. Er zweifle nicht daran, dass 
die USA gesetzeskonform handelten. 
Auch das verweist darauf, dass die 
Bundesregierung von den Spiona¬ 
geaktionen der US-Amerikaner und 
ihrer Verbündeten, vor allem von 
„Prism“, wusste. „Es gibt mit den USA 
ein ganzes Geflecht von völkerrecht¬ 
lichen Vereinbarungen, gesetzlichen 
Regelungen und geheimen Zusatzver¬ 
einbarungen“, erklärte der Historiker 
Josef Foschepoth in einem Interview 
mit der WAZ (Online, 8.7.2013). Er 
verwies unter anderem darauf, dass es 
im Zusammenhang mit dem 1968 ver¬ 
abschiedeten ersten deutschen Über¬ 
wachungsgesetz (G-10-Gesetz) eine 
offizielle und eine geheime Note gab. 
In der geheimen Note „wurde der mi¬ 
litärische Oberbefehlshaber ermäch¬ 
tigt, im Fall einer Bedrohung seiner 
Streitkräfte angemessene Maßnah¬ 
men zum Schutz und für die Sicherheit 
zu ergreifen. Schutz und Sicherheit - 
das war die Formel für geheimdienst¬ 
liche Tätigkeiten.“ Sonderrechte zur 
Truppenstationierung blieben auch 


nach dem Zwei-Plus-Vier-Vertrag 
bestehen. 

Informiert war man auch darüber, 
dass der BND in die Spionageaktio¬ 
nen involviert war und - so Edward 
Snowden im „Spiegel“ vom 8. Juli - 
von den Spähattacken der USA und 


der anderen der „Five Eyes“ profitier¬ 
te. Und die Bundesregierung hat bei 
all dem gewiss keine Probleme mit der 
Aushebelung von verfassungsmäßigen 
Grundrechten der eigenen Bürgerin¬ 
nen und Bürger (Artikel 2 GG) und 
Datenschutzgesetzen, denn das wird - 
wie bei der Vorratsdatenspeicherung - 
auch von ihr seit langem betrieben. 
Mit „Prism“ hat, wie die britische Zei¬ 
tung „The Guardian“ und die „Wa¬ 
shington Post“ am 7. Juni berichte¬ 
ten, die NSA direkten Zugriff auf die 
Server von neun großen Internetfir¬ 
men - darunter Microsoft, Google, 
Facebook, Apple, Yahoo, Skype. Man 
kann sich leicht ausrechnen, dass viele 
hundert Millionen Menschen weltweit 
und auch mehrere Millionen hierzu¬ 
lande betroffen sind, aber auch Bil- 
dungs- und Forschungseinrichtungen 
sowie Unternehmen überwacht wer¬ 
den. 


Denn die NSA und auch das FBI ha¬ 
ben Zugang zu sämtlichen Daten, die 
auf diesen Servern gespeichert wer¬ 
den. Das betrifft E-Mails, Fotos, In¬ 
ternet-Chat, SMS - und gewiss auch 
Diskussionsforen in sozialen Netz¬ 
werken. 


Aber „Prism“ ist nur ein Teil eines 
gigantischen Überwachungsnetzes. 
„Tempora“ dient beispielsweise dem 
britischen Geheimdienst GCHQ und 
NSA-Experten zur Überwachung 
des weltweiten Datenverkehrs. Dazu 
wurden rund 200 Glasfaserkabel ille¬ 
gal angezapft. „Dropmire“ heißt jene 
Operation, bei der Telefone und Fax¬ 
geräte überwacht und mittels Spezial¬ 
antennen abgehört werden. Unter an¬ 
derem wurden so Schreiben der EU- 
Botschaft in Washington abgefangen. 
Dabei geht es nicht um den - vor¬ 
geschobenen - Kampf gegen „den 
Terror“ und „die organisierte Kri¬ 
minalität“, sondern um mehr. Näm¬ 
lich einerseits um „klassische Kon¬ 
kurrenzspionage“. Und die nicht nur 
gegen militärische bzw. wirtschaftli¬ 
che Gegenspieler wie Russland und 
China. Die Ausspähaktionen gelten 
auch eigenen Verbündeten, betreffen 


Politik und Außenbeziehungen wie 
beispielsweise die Deutschlands mit 
Russland und China, Wirtschaft, aber 
auch die Überwachung des Waffen¬ 
handels. 

Und - angesichts wachsender welt¬ 
weiter Proteste gegen die reaktionä¬ 


re neoliberale Politik und die „Krisen¬ 
lösungen“ der Herrschenden - geht 
es gewiss auch um die Kontrolle und 
Unterdrückung gesellschaftlicher 
Gegenbewegungen. Also um Herr¬ 
schaftssicherung. 

Der Regierungskoalition aus CDU, 
CSU und FDP ist bewusst, dass das 
Thema Überwachung, Speicherung 
und Sammlung von personenbezo¬ 
genen Daten, Missachtung der infor¬ 
mationeilen Selbstbestimmung der 
Bürgerinnen und Bürger und damit 
des Grundgesetzes hoch umstritten 
ist. Es könnte im eigenen Land, wie 
in vergangenen Jahren und bei den 
Protesten gegen ACTA, wieder viele 
Tausende auf die Straße bringen ... 
Auch deshalb wird der eigene Anteil 
an den weltweiten Spähaktionen ver¬ 
tuscht, gibt es inszenierte Empörung 
über die Bespitzelung. 

Nina Hager 



Thema der Woche 


Mursis Fall 

Am letzten Juniwochenende waren 
zwischen 14 und 17 Millionen Men¬ 
schen in Ägypten auf den Straßen, 
mehr als beim Aufstand 2011. Die 
größten Massendemonstrationen in 
der Geschichte Ägyptens. Das war 
eine „Abstimmung mit den Füßen“ 
über Mursis Amtsenthebung. Die 
Massenbewegung, die zur Entmach¬ 
tung Mursis führte, war Ausdruck des 
Selbstbewusstseins und der demokra¬ 
tischen Selbstbestimmung des ägypti¬ 
schen Volkes. 
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Chronik Ägyptens 

Wichtige historische Daten zur Ge¬ 
schichte des Landes, seiner Unabhän¬ 
gigkeit, der Modernisierungskurs Nas- 
sers, bis zu den Ereignissen vom Juli 
2013. 
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Kundenprotest 
im Einzelhandel 


Der Bitte um Solidarität beim „Streik¬ 
ausflug“ zu den Märkten von Toom in 
Griesheim und Real in Darmstadt am 
21. Juni 2013 folgte ein Kunde und 
schrieb an den Unternehmerverband 
des hessischen Einzelhandels folgen¬ 
de E-Mail: 

„Als Verbraucher verfolge ich jetzt die 
diversen Streiks im Einzelhandel seit 
einigen Wochen. Mehrfach war ich da¬ 
von bereits auch unangenehm betrof¬ 
fen und habe mich deshalb über den 
Grund informiert und bin schlichtweg 
entsetzt über Ihr Vorhaben, den Mit¬ 
arbeiterinnen, die meines Erachtens 
sowieso schon am Ende der ,Nah¬ 
rungskette 4 stehen, so viel wegnehmen 
zu wollen. Unter,Flexibilisierung 4 der 
Arbeitszeit kann ich mir einiges vor¬ 
stellen, aber sicher nichts, was für den 
Arbeitnehmer vorteilhaft wäre. 

Mit Sorge sehe ich schon lange die 
Entwicklung, dass Geschäfte immer 
länger geöffnet haben, da das sicher 
nicht hilfreich für das Familienleben 
ist. Wenn dann aber auch noch der 
finanzielle Vorteil in Form von Spät- 
öffnungs- und Nachtarbeitszuschlägen 
wegfallen soll, ist das nicht mehr ver¬ 
mittelbar. Als Kunde suche ich mir die 
Geschäfte aus, in denen ich das Gefühl 
habe bzw. sicher weiß, dass die Arbeit¬ 
nehmerinnen fair behandelt werden. 
Dies ist mittlerweile schon schwierig 
genug geworden. Durch eine solche 
,Spirale nach unten 4 fühle ich mich als 
Verbraucher nicht mehr wohl und dies 
wird sich sicher auch an meiner Mo¬ 
tivation zeigen, in Geschäften Geld 
auszugeben. Die wenigsten Kunden 
werden Sie anschreiben, aber seien Sie 
gewiss, dass viele so denken wie ich.“ 
Über solche Post freut sich der hessi¬ 
sche Einzelhandelsverband ganz be¬ 
stimmt. 

Wer der Anregung des Kunden folgen 
möchte, der schreibt ebenfalls eine E- 
Mail an: 

info@einzelhandel-hessen.de 


Triumph der Revolution unseres großen ägyptischen Volkes 

Erklärung der Ägyptischen Kommunistischen Partei 


Unsere Partei gratuliert den Massen 
des heroischen ägyptischen Volkes zu 
ihrem stürmischen Sieg und großen 
Triumph über die Kräfte der Tyrannei, 
des religiösen Eiferertums und der 
Unterentwicklung, weil unser großes 
Volk heute eine abscheuliche Seite 
seiner Geschichte umgeschlagen hat, 
um seinen Weg zur Erreichung der 
Ziele seiner großen Revolution neu 
zu starten: reale Demokratie, mensch¬ 
liche Würde, soziale Gerechtigkeit 
und eine vielfältige offene moderne 
Gesellschaft. Sie entthronten den Prä¬ 
sidenten, der seinen Eid nicht erfüllte, 
seine Versprechen nicht einhielt und 
die Interessen des Heimatlands und 
des Volkes schädigte. Damit setzte 
das Volk seinen anhaltenden Kampf 
und seine seit dem 25. Januar 2011 an¬ 
dauernde Revolution wieder in Gang, 


um eine besser seinen Bestrebungen, 
Hoffnungen und seiner bewährten 
großherzigen zivilisierten Natur ent¬ 
sprechende Form zu erreichen. 
Dieser Sieg wäre nicht vollständig er¬ 
reicht worden ohne den anhaltenden 
Willen, die unnachgiebige Beharr¬ 
lichkeit und das beispiellose Zusam¬ 
menströmen von Dutzenden Millio¬ 
nen Menschen an mehreren aufein¬ 
anderfolgenden Tag,en verwirklicht 
von den Massen dieses rebellieren¬ 
den Volkes. 

Unsere tapferen bewaffneten Streit¬ 
kräfte bekräftigten ihre tiefe Erge¬ 
benheit und absolute Loyalität zu ih¬ 
rem Volk und seinem Recht, ein frei¬ 
es und würdevolles Leben zu führen; 
deshalb antworteten sie auf sein Ersu¬ 
chen, wirkten sie mit seinem revoluti¬ 
onären Kampf zusammen, standen sie 


zu ihm als Schutzschild und als Kraft 
zur Verwirklichung seiner Forderun¬ 
gen und Ziele. 

Die wunderbaren Anstrengungen 
der ägyptischen rebellischen Jugend, 
die die Revolution neu startete und - 
durch ihren ehrgeizigen Einfallsreich¬ 
tum, ihr waches Bewusstsein und ihr 
reifes Verständnis - den Kräften der 
Revolution zur Wiedergeburt verhalf, 
überwanden die Anschläge der Legi¬ 
onen der Finsternis und inspirierten 
durch die Unterzeichnung der Tam- 
rrad-„Rebell“-Kampagne die Massen 
des Volkes und erhöhten damit deren 
Aktivität und enorme Energie. 

Die Ankündigung des künftigen 
Roadmap-Programms - zu dem alle 
politischen Kräfte, die revolutionäre 
Jugend, die bewaffneten Streitkräfte 
und die Spitzen der wichtigsten reli¬ 


giösen Institutionen in Ägypten, der 
Scheich von Al-Azhar und der Papst 
der Sankt-Markus-Kirche, einen na¬ 
tionalen Konsens widerspiegeln, ist 
der Natur, den Traditionen und der 
Identität unserer Kulturnation nicht 
fremd. 

Dieses Programm öffnete weit das 
Tor, um den Gang der Revolution zu 
korrigieren in die Richtung einer zi¬ 
vilen demokratischen Verfassung, die 
den Bestrebungen unseres Volkes 
gerecht wird, und zur Bildung einer 
nationalen technokratischen Regie¬ 
rung während der Übergangsphase. 
Unsere Partei ruft dazu auf, soforti¬ 
gem Handeln in Richtung des Errei- 
chens der Forderungen der arbeiten¬ 
den Klassen und ihres Rechtes auf ein 
Leben in Würde und Sicherheit erste 
Priorität zu geben. 


Unsere Partei fordert auch dringend 
die Überstellung von Mursi an die 
Justiz, zusammen mit den Säulen sei¬ 
ner Gruppe der mit ihnen verbünde¬ 
ten Terroristen, die in Blutvergießen 
und Terrorisierung des ägyptischen 
Volkes verwickelt waren. 

Die Kommunistische Partei ruft die 
ägyptischen Volksmassen auf, auf den 
Plätzen zu bleiben und weiter Wach¬ 
samkeit an den Tag zu legen, um den 
vollen Sieg der Revolution zu sichern 
und allen Konspirationen der Feinde 
entgegenzutreten. 

Es lebe der Kampf des ägyptischen 
Volkes! 

Es lebe die ruhmreiche Revolution! 

3. Juli 2013 

Ägyptische Kommunistische Partei 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Ausbeutung im Alter 


Nach einem anstrengenden Marsch 
durch die überwiegend fremdbe¬ 
stimmte Arbeitswelt genoss Mann/ 
Frau bis vor kurzem nach dem 65. 
bzw. 63. Geburtstag die lang ersehn¬ 
te Ernte der Arbeit - den Feierabend. 
Sie waren froh, der Maloche für den 
Rest des Lebens entkommen zu sein 
und endlich die Dinge nachholen zu 
können, für die im stressigen Berufs¬ 
alltag keine Zeit war. Doch das war 
nicht immer so und soll so auch nicht 
so bleiben. 

Reichskanzler Bismarck bzw. seiner 
Angst vor der erstarkenden sozialis¬ 
tischen Arbeiterbewegung haben wir 
die im November 1881 verkündigte 
gesetzliche Rentenversicherung zu 
„verdanken“. Ein Rentenanspruch be¬ 
stand erst nach Vollendung des 70. Le¬ 
bensjahres und 30 Arbeitsjahren. Die 
durchschnittliche Lebenserwartung 
lag damals bei etwa 40 Jahren. Bis¬ 
marcks Angst vor einer starken, an¬ 
tikapitalistischen Arbeiterbewegung 
drückt die heute Herrschenden hier¬ 
zulande nicht mehr. „The Economist“ 
vom 27. Juni: 2009 sprach aus was Sa¬ 
che ist: „Ob es uns gefällt oder nicht, 
wir gehen zurück zur vor-bismarck- 
schen Welt, wo die Arbeit keinen for¬ 
mellen Endpunkt hatte.“ 

Frauen im Alter von derzeit bis zu 
20 Jahren können damit rechnen, über 
100 Jahre alt zu werden. Bei Männern 
liegt die Lebenserwartung durch¬ 
schnittlich vier bis fünf Jahre nied¬ 
riger. DIW-Präsident Marcel Fratz¬ 
scher plädierte daher neulich dafür: 
„Für jedes Jahr hinzugewonnene Le¬ 
benserwartung müssen wir etwa ein 
halbes Jahr länger arbeiten und in die 
Rentenkasse einzahlen. Die Lebens¬ 
erwartung in Deutschland steige der¬ 


zeit pro Jahrzehnt um rund zwei Jahre. 
Setze sich dieser Trend fort, bedeute 
dies konkret, dass diejenigen, die heu¬ 
te jünger als 50 sind, länger als bis 67 
arbeiten müssten: 40-Jährige bis 68, 
30-Jährige bis 69 und heute 20-Jähri¬ 
ge sogar bis 70. 

Doch damit nicht genug. „Rentenex¬ 
perten“, wie z.B. Hilmar Schneider 
vom Institut zur Zukunft der Arbeit 
geht auch dies noch nicht weit genug. 
Um die Rentenkassen und den Ar¬ 
beitsmarkt zu entlasten, müsste auch 
die Wochenarbeitszeit steigen. „Im 
Schnitt müsste jeder Arbeitnehmer 
fünf Stunden pro Woche mehr arbei¬ 
ten“, - großzügigerweise bei vollem 
Lohnausgleich. 

Schon heute wird die Zahl der Be¬ 
schäftigten, die früher in Rente gehen, 
immer geringer. Nach der neusten 
Statistik der Deutschen Rentenver¬ 
sicherung stieg das durchschnittli¬ 
che Renteneintrittsalter der Männer 
2012 von 60,9 auf 61,2 Jahre. Frauen 
gingen mit 61 (2011: 60,8) Jahren in 
Rente. Das verwundert nicht, denn 
für jeden Monat vorgezogenem Ru¬ 
hestand wird die Rente dauerhaft um 
0,3 Prozent gekürzt. Die Rentner ver¬ 
zichteten so allein im Jahr 2012 durch¬ 
schnittlich auf 87 Euro Rente im Mo¬ 
nat. Dann reicht aber die Rente allein 
oft nicht mehr zum Leben. Im Herbst 
2012 gab es mehr als 812 000 Minijob¬ 
ber, die älter als 65 Jahre waren. Mehr 
als 128 000 von ihnen waren sogar äl¬ 
ter als 74. 

Stoppen wir endlich die herrschende 
Regierung und ihren gierigen Griff 
nach unserer Rente - ansonsten war 
die Geschichte des auskömmlichen 
Ruhestands nur eine ausgesprochen 
kurzlebige Epoche gewesen. 


Kein Stellenabbau im UKGM 


53 000 Unterschriften gegen den Stel¬ 
lenabbau am Uniklinikum Gießen- 
Marburg (UKGM) hatte das Bünd¬ 
nis „Gemeinsam für unser Klinikum“ 
im vorigen Jahr an Ministerpräsident 
Bouffier übergeben. Trotz dessen Zu¬ 
sage, mit dem UKGM ein Ende des 
Stellenabbaus zu vereinbaren, sind 
seitdem weitere 220 Vollzeitstellen 
gestrichen worden. 

Unter dem Motto „Wo ist meine Un¬ 
terschrift?“ will das Bündnis jetzt wie¬ 
der eine Unterschriftenaktion starten. 
Darüber hinaus will ver.di die ständige 
Verschlechterung der Arbeitsbedin¬ 
gungen mit einem Tarifvertrag stop¬ 
pen. Sie strebt für das UKGM und die 
Berliner Charite eine tarifliche Rege¬ 
lung von Personalmindeststandards 
und Gesundheitsschutz am Arbeits¬ 
platz an. Dafür haben die Beschäftig¬ 
ten dieser Kliniken unsere Solidarität! 
Inzwischen zeichnet sich für den Ei¬ 
gentümer des UKGM, der Rhön-Kli- 


niken AG, eine neue Spekulations¬ 
runde um die Besitzverhältnisse ab. 
Durch eine Satzungsänderung hat der 
Konzern die im Vorjahr gescheiterte 
Übernahme durch Fresenius leichter 
gemacht. Durch die Privatisierung hat 
die Landesregierung aus zwei Unikli- 
niken mit all ihren Beschäftigten und 
Patienten ein Spekulationsobjekt für 
profitgierige Anleger gemacht. 

Von einer Übernahme durch Freseni¬ 
us haben die Betroffenen nichts Gutes 
zu erwarten. Dieser Konzern betreibt 
nicht nur Krankenhäuser, sondern ist 
auch Lieferant verschiedenster Medi¬ 
zinprodukte - bei diesem Eigentümer 
würde noch stärker die Wertschöp¬ 
fung pro Patient in den Vordergrund 
rücken. Wenn die Gesundheit der Pa¬ 
tienten und eine gute Pflege Vorrang 
haben sollen, ist eine Rückführung der 
Kliniken in öffentliche Verantwortung 
unabdingbar. 

Gernot Linhart 
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Parallelgesellschaften in 
der Postbank 


ver.di fordert Annäherung an bankübliche Gehälter 



H artnäckig hält sich auch unter 
Arbeitenden das Gerücht, dass 
es den Beschäftigten schon gut 
gehe, wenn es ihrer Firma gut gehe. 
Dass auch hier die Welt anders ist als 
von den Unternehmern dargestellt, 
merken momentan wieder 9 500 Be¬ 
schäftigte der Postbank Filialvertrieb 
AG. Am Donnerstag und Freitag letz¬ 
ter Woche bestreikten sie viele der 
rund 1000 Filialen der Postbank-Toch- 
ter. Sie wollten und wollen erreichen, 
dass die Kapitalseite diese Woche nach 
fünf ergebnislosen Verhandlungsrun¬ 
den ver.di endlich ein Angebot macht, 
über das man weiterreden könnte. 

Die Postbank, die im ersten Quartal 
2013 ihren Gewinn auf 66 Mio. Euro er¬ 
höhte, ist mit ca. 20 000 Beschäftigten 


nach der Personalstärke die fünftgröß¬ 
te, nach der Bilanzsumme (170 Mrd.) 
die zehntgrößte Bank in Deutschland. 
Zu ihr gehört mit dem BHW (Beam¬ 
tenheimstättenwerk) die fünftgrößte 
private Bausparkasse im Land. Das Sa¬ 
gen hat aber die Deutsche Bank über 
einen Beherrschungs- und Gewinnab¬ 
führungsvertrag. Sie hält rund 93 Pro¬ 
zent der Aktien des früheren „Sonder¬ 
vermögens“ des Bundes, das nach der 
Postprivatisierung 1995 an private Pro¬ 
fiteure verscherbelt wurde. 

Die Postbank Filialvertrieb AG be¬ 
schäftigt 9 500 Kolleginnen und Kolle¬ 
gen, darunter noch 4 000 Beamtinnen 
und Beamte. Für die 5 500 Angestell¬ 
ten verlangt ver.di 6,5 Prozent mehr 
Lohn und plus 75 Euro monatlich für 


die Auszubildenden. Für die 4 000 
Beamteten fordert die Gewerkschaft 
eine Fortschreibung der Postbankzu¬ 
lage. Diese bringt die nicht üppigen 
Verdienste der „Staatsdiener“ etwas 
näher an bankübliche Gehälter heran. 
Ansonsten bekämen sie wie alle Bun¬ 
desbeamten zum 1. August 2013 gera¬ 
de mal 1,2 Prozent mehr, nicht mal ei¬ 
nen Inflationsausgleich. 

Erschwerend für die Beschäftigten 
und ver.di ist, daß auch 18 Jahre nach 
der Privatisierung 4 000 Kolleginnen 
hier in einer arbeitsrechtlichen Paral¬ 
lelgesellschaft gehalten werden, in der 
ihnen wesentliche Arbeiter- und Ge¬ 
werkschaftsrechte, u.a. das Streikrecht 
vorenthalten werden. Sie schuften 
aber für den Profit der Anteilseigner 
der Deutschen Bank wie ande¬ 
re Bankangestellte auch. Auch 
hier ist die Forderung nach ei¬ 
nem umfassenden Streikrecht 
aktuell. 

Die Kolleginnen und Kollegen 
der Postbank streiken nicht 
zum ersten Mal. Das Geld dort 
holen, wo es ist, bei den Rei¬ 
chen und den Banken, gilt für 
sie doppelt. Als Bürgerinnen 
und Bürger, die kommunale 
und staatliche Leistungen brau¬ 
chen wie alle anderen, und als 
Beschäftigte einer Branche, in 
der horrende Profite gemacht 
werden, die „Krümel“ fürs Per¬ 
sonal aber ohne dessen Kampf 
immer kleiner würden. Unsere 
Solidarität ist ihnen dabei si¬ 
cher. Volker Metzroth 


Haushalte ohne Strom 


Während die Gießener Stadtwerke 
(SWG) mit teuren Events Ende Juni 
sich selber feierten (was in keiner 
Weise ihrem Sinn und Zweck ent¬ 
spricht), wurde im Stadtparlament 
ihr gnadenloses Geschäftsgebaren 
offenbar. 1127 Haushalten wurde im 
vergangenen Jahr der Strom abge¬ 
stellt. Dies brachte eine entsprechen¬ 
de Anfrage von Michael Beltz (DKP, 
Fraktion „Die Linke“) zutage. Noch 
wenige Wochen zuvor hatte OB Gra- 
be-Bolz auf einer Veranstaltung zum 
sozialen Wohnungsbau beteuert, dies 
würde überhaupt nicht geschehen, ihr 
sei kein einziger Fall bekannt. 

Es hieß auch, dass man im Vorfeld 
versuche, eine solche Situation z.B. 
durch Stundung in einem zwölfwö¬ 
chigen Mahnverfahren zu vermeiden. 
Dies mag ehrenvoll sein, drückt aber 
auch aus, dass die Anzahl derer, die 
ihre Stromrechnung nicht bezahlen 
können, noch viel höher liegt. Auf die 
Zusatzfrage, mit welchen Maßnah¬ 


men die Stadt hier gewillt ist, Abhilfe 
zu schaffen, lautete die Antwort: kei¬ 
ne. Die Betroffenen könnten sich an 
die Job-Center, an den Fachdienst So¬ 
ziales oder an die Schuldnerberatung 
wenden, die von der Stadt gefördert 
würden. Gerade letztere hatte jedoch 
kürzlich festgestellt, „dass heute viel 
schematischer und rigider gehandelt 
wird... selbst wenn eine alleinerzie¬ 
hende Mutter über Nacht ohne Strom 
auskommen müsse“. 

An der Preisgestaltung der Stadt¬ 
werke gibt es immer wieder Kritik 
und Protest; als GmbH erwirtschaf¬ 
ten die SWG jährlich Überschüsse 
(2011:5,3 Mio. Euro), die - auch - in 
den maroden städtischen Haushalt 
fließen. Diese Praxis, festgeschrie¬ 
ben in der Hessischen Gemeinde¬ 
ordnung, ist bewusst so gewollt: Man 
wäscht die Hände in Unschuld und 
beugt sich den - selbst geschaffenen - 
„Sachzwängen“. 

Erika Beltz 


Systematische Erfassung von Streikenden 

Registriert, gefilmt, fotografiert - alles nur „Spaß“? 


Wer streikt, der muss sich darauf ein¬ 
stellen, von der Geschäftsleitung oder 
deren Kreaturen als Streikteilnehmer/ 
in registriert zu werden. Selbstver¬ 
ständlich ist das nicht immer verbo¬ 
ten, wenn den Streikenden wegen ih¬ 
res Engagements auch keine Nachteile 
erwachsen dürfen. 

Was hierfür seitens der Unternehmer 
auch als Begründung für ihr Tun vorge¬ 
schoben werden mag, solche Angriffe 
zielen immer auch darauf ab, die Strei¬ 
kenden selbst einzuschüchtern und bis¬ 
lang Inaktive von einer Unterstützung 
des Ausstandes abzuhalten. In den letz¬ 
ten Wochen sind während des Arbeits¬ 
kampfes von Streikenden bei Karstadt 
in Frankfurt-Zeil Videos gedreht oder 
Fotos gemacht, bei Hennes & Mauritz 
in Darmstadt und Weiterstadt Streik¬ 
meldungen verfasst sowie bei Kaufland 
in Lampertheim Fotos angefertigt wor¬ 
den. 

Bei H&M beispielsweise wurden die 
Namen von Streikenden in einer so ge¬ 


nannten „Meldung an Personalabtei¬ 
lung bei Streik“ festgehalten. Die Ge¬ 
schäftsleitung sieht darin lediglich eine 
Maßnahme „der Zeiterfassung und der 
Abrechnung von Arbeitszeiten“. Hier¬ 
für sei „es notwendig, auch die Zeiträu¬ 
me zu erfassen, die aus der Lohnfort¬ 
zahlung entfallen und zu vermerken, 
warum entsprechende Zeiträume nicht 
vergütet werden“. 

Die Namensnennung der Streikenden 
in einer solchen Meldung sei „aus ab¬ 
rechnungstechnischen Gründen not¬ 
wendig“ und liege „auch sehr im Inte¬ 
resse unserer Mitarbeiter“. 

Ganz anders redet sich Kaufland he¬ 
raus. Beschwichtigend meint die Ge¬ 
schäftsleitung, es bestehe „kein Anlass 
zur Sorge, dass mit Hilfe der Fotos von 
Streikaktionen streikende Mitarbeiter 
im Einzelnen erfasst werden sollen“. 
Vielmehr gehe es dem Unternehmen 
nur darum, bei den Streiks den „ge¬ 
setzlichen Rahmen arbeitgeberseitig 
einschätzen“ zu können, um „die Situ¬ 


ation vor Ort einzelfallgerecht zu be¬ 
urteilen, damit ggfs, von Arbeitgeber¬ 
seite im gesetzlich zulässigen Rahmen 
Gegenmaßnahmen ergriffen werden 
können“. 

Der Aufforderung zur Vernichtung der 
Registrierung in Wort und Bild kam le- 
diglichKarstadt in Frankfurt-Zeil nach. 
Die anderen Unternehmen weigerten 
sich und hoffen wohl, ihre teils dümm¬ 
lichen Beschwichtigungen und Erklä¬ 
rungen würden „überzeugend“ wirken. 
Die beste Art, auf solche Angriffe auf 
das im Grundgesetz garantierte ge¬ 
werkschaftliche Streikrecht zu reagie¬ 
ren, bleibt die Teilnahme am Streik 
selbst. Sie verlangt zwar Mut, aber sie 
verleiht auch solidarisch jenen Kraft, 
die es bisher noch nicht wagten, ihre 
Angst zu überwinden und sich am Ar¬ 
beitskampf zu beteiligen. 

(aus: „ Handeln “ Informationen für Be¬ 
triebsräte und Beschäftigte, ver.di Be¬ 
zirk Südhessen Nr. 55) 
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Export von Unsicherheit 

Das „deutsche Modell“ der Ausbildung in Spanien 



N ur wenige Menschen in Spanien 
wissen, dass es in Deutschland 
zwei Millionen jungen Leute 
gibt, die keine ausreichende schulische 
oder berufliche Qualifikation haben. 
Im Hinblick auf die aktuellen Ange¬ 
bote im Zusammenhang mit Beschäf¬ 
tigungsprogrammen der Bundesregie¬ 
rung durch die DIHK, die Deutsche 
Industrie-und Handelskammer, wird 
den Menschen in Spanien suggeriert, 
dass es nicht nur der Wirtschaft in 
Deutschland gut gehe, sondern auch, 
dass es dort keine junge Leute gäbe 
um etwa 33 000 bislang freie Ausbil¬ 
dungsplätze zu besetzen. 

Wie ist die Situation in Spanien? 
Viele junge Spanier sind heute auf 
längere unbezahlte Praktika ange¬ 
wiesen. Sie leben oft zu Hause bei ih¬ 
ren Eltern und mit deren Unterstüt¬ 
zung oder werden von ihnen unter¬ 
stützt, wenn sie anderswo arbeiten. 
Die meisten jungen Arbeitslosen im 
Land haben nie gearbeitet, so dass 
sie kein Arbeitslosengeld erhalten - 
oder, wenn sie nur kurze Zeit Arbeit 
fanden, erhalten sie nur wenige Mo¬ 
nate Arbeitslosengeld. Die einzigen 
dauerhafteren Sozialleistungen erhal¬ 
ten Menschen mit unterhaltsberech¬ 
tigten Kindern oder Arbeitslose über 
55 Jahre. So sind Jugendliche zwischen 
16 und 30 Jahren und sogar noch älte¬ 
re, gezwungen, von ihren Verwandten 
oder Freunden zu leben. Das sind die¬ 
jenigen, die „Glück“ haben. Der Rest 
lebt wahrscheinlich in Armut. 

Bislang beinhaltete die berufliche Aus¬ 
bildung in Spanien ein unbezahltes 
Praktikum von 300 Stunden am Ende 
der Ausbildungszeit. Spaniens Minis¬ 
terpräsident Mariano Rajoy will nun 
das deutsche System der dualen Be¬ 
rufsausbildung importieren, um, wie 
er sagt, „die Wettbewerbsfähigkeit 
des Bildungssystems zu verbessern“. 
Dass das „deutsche Modell“ Vorbild 
sei, wird durch konservative Politiker 
in Spanien wie ein „Mantra“ ein Ge¬ 
bet, immer wieder wiederholt. Das 
System der Minijobs wurde bereits 
kopiert, umgesetzt wurde auch in Spa¬ 
nien ein System von Zuzahlungen im 
Gesundheitswesen. Man will das Land 
zu wirtschaftlichem Wachstum führen, 
indem Sozial- und Arbeitsrechte nach 
dem Vorbild Deutschlands massiv ab- 
gebaut werden. 

Mit dem Bezug auf „ihr Vorbild“ stellte 
die spanische Regierung im November 
letzten Jahres einen speziellen Ausbil¬ 
dungsvertrag für junge Leute zwischen 
16 und 30 Jahren vor. Arbeitsministe- 


Es ist Wahlkampf, und Merkel muss ihr 
europaweit schlechtes Image als kalt¬ 
herzige Sparkanzlerin loswerden. Dazu 
lud sie nun die europäischen Staats¬ 
und Regierungschefs plus Arbeitsmi¬ 
nister zur „Konferenz zur Förderung 
der Jugendbeschäftigung“ nach Berlin 
ein. Zu konkreten Beschlüssen kam es 
erwartungsgemäß nicht, aber darum 
ging es ja wie gesagt gar nicht. 

Merkel wollte sich einmal mehr als 
die „Kümmerin“ aufspielen, die die 
Zukunft der Jugend zur Chefsache 
macht. Merkel ließ die Menschen drau¬ 
ßen. Über die bundesrepublikanischen 
Medien ließ sie wissen, dass die Jugend¬ 
arbeitslosigkeit für sie das „vielleicht 
dringendste europäische Problem“ ist, 
das sie seit Langem bewege. 

Recht hat sie: Derzeit sind 5,6 Mil¬ 
lionen Jugendliche zwischen 15 und 
24 Jahren in Europa arbeitslos. Mehr 
als eine kümmerliche Sechs-Milliar- 
den-Zusage, von denen drei schon 
längst angekündigt waren, ist dabei 
nicht rumgekommen. Parallel dazu ha¬ 
ben junge Gewerkschafterlnnen aus 
vielen europäischen Ländern auf einem 
alternativen Jugendgipfel, unter dem 
Motto „Jugend macht Ansagen“ gegen 
die Spar- und Krisenpolitik der europä¬ 
ischen Regierungen vor dem Kanzler- 


rin Fätima Banez ist davon überzeugt, 
dafür gesorgt zu haben, dass „dies kein 
Müll-Vertrag ist wie jene der Vorgän¬ 
gerregierungen“. Im Rahmen dieses 
Vetrages sind 15 Prozent der vorgese¬ 
henen Arbeitszeiten für theoretische 
Ausbildung vorgesehen. Für die Ar¬ 
beit erhalten die Betroffenen in den 
ersten drei Jahren den Mindestlohn. 
Der betrug im Jahr 2012 ungefähr 
650 Euro. Diese Art von „Lehr“-Ver- 
trag war bis jetzt undenkbar, weil je¬ 
der junge Mann, der Vollzeit arbeitete 
wie ein Erwachsener, auch volles Ge¬ 
halt erhielt. Das deutsche System, mit 
dem unter dem Deckmantel der Aus¬ 
bildung etwa nur die Hälfte verdient 
wird - in vielen Fällen für die gleiche 
Arbeit über Jahre - wurde auf Rat der 
Regierung Merkel im Jahr 2012 einge¬ 
führt: „In Spanien, sind über 40 Pro¬ 
zent der jungen Menschen arbeitslos, 
was auch an der Gesetzgebung liegt 
... Es gibt auch andere Möglichkeiten 


amt demonstriert und die Staats- und 
Regierungschefs aufgefordert, endlich 
wirksam gegen Jugendarbeitslosigkeit 
vorzugehen. 

DGB-Vorsitzender Michael Sommer 
wandte sich an die dort versammel¬ 
ten jungen Gewerkschafter und sag¬ 
te: „Fast jeder vierte Jugendliche in 
Europa hat keine Arbeit und keinen 
Ausbildungsplatz, Tendenz steigend. 
Diese Zahl spricht Bände und ist ein 
Offenbarungseid für die Staats- und 
Regierungschefs in Europa. Wir for¬ 
dern: Handeln Sie endlich! Die Zeit 
der wohlfeilen Worte und Absichts¬ 
erklärungen ist vorbei. Die derzeit 
diskutierten Lösungs- und Finanzie¬ 
rungsvorschläge zur Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit reichen hinten 
und vorne nicht aus, um den jungen 
Menschen zu helfen. Sechs Milliar¬ 
den Euro, auf zwei Jahre verteilt - das 
bedeutet für jeden Betroffenen nicht 
einmal zehn Euro die Woche. So lassen 
sich die notwendigen arbeitsmarktpoli¬ 
tischen Maßnahmen beim besten Wil¬ 
len nicht finanzieren.“ 

Sommer kündigte an, den Druck hoch¬ 
zuhalten. „Für eine billige Show lassen 
wir uns nicht missbrauchen.“ Die junge 
Generation dürfe, so der DGB-Vorsit- 
zende weiter, nicht im Stich gelassen 


das Wachstum zu fördern, die kaum 
finanzielle Ressourcen benötigen. 
Das Arbeitsrecht muss dort gelockert 
werden, wo die Barrieren zu hoch für 
junge Menschen sind.“ Auch der Mi¬ 
nister für Bildung, Jose Ignacio Wert, 
behauptet: „Die Reformen, die wir an¬ 
wenden wollen ... sind von einem grö¬ 
ßeren Stellenwert für die Unterneh¬ 
men. Sie entsprechen dem deutschen 
dualen Ausbildungsmodell, werden 
aber an die Bedingungen unseres Lan¬ 
des angepasst“. 

Am 19. Mai besuchte die deutsche Ar¬ 
beitsministerin Ursula von der Leyen 
Spanien, um mit der spanischen Ar¬ 
beitsministerin Fätima Banez eine 
Vereinbarung zu unterzeichnen. Da¬ 
nach verpflichtet sich Deutschland 
jedes Jahr 5 000 junge Menschen aus 
Spanien in das System der dualen Be¬ 
rufsausbildung aufzunehmen, von der 
Leyen erklärte bei dem Treffen, dass 
„vor 10 Jahren Deutschland der kran¬ 


werden. Angesichts der 1 200 Milliar¬ 
den Euro zur Rettung der Banken sei¬ 
en die zugesagten Mittel ein Witz - als 
wolle man „einen Lavastrom mit einem 
Gartenschlauch löschen“. 

Die Internationale Arbeitsorganisati¬ 
on (ILO) kam bereits vor einem Jahr 
zu dem Ergebnis, dass mindestens 21 
Milliarden Euro für die EU-Jugendga¬ 
rantie eingesetzt werden müssen. 

Der DGB-Bundesjugendsekretär 
Florian Haggenmiller fand ebenfalls 
deutliche Worte zu der europäischen 
Jugendarbeitslosigkeit: „Die Jugend 
ist systemrelevant. Niemand soll be¬ 
haupten, für sie sei kein Geld da. Bin¬ 
nen kürzester Zeit waren die Staats¬ 
und Regierungschefs in Europa in der 
Lage, dreistellige Milliardenbeträge für 
die Rettung der Banken zur Verfügung 
zu stellen. Gerettet wurden diejenigen, 
die die Krise verursacht haben. Wenn 
jetzt im Kampf gegen die Jugendar¬ 
beitslosigkeit geknausert wird, wird 
unser aller Zukunft verspielt. Und die 
Staats- und Regierungschefs müssen 
sich die Frage gefallen lassen, ob ihnen 
das Wohl der europäischen Jugend we¬ 
niger am Herzen liegt als das Wohl von 
Finanzmanagern und Bankern.“ 

Auch die Jugendsekretärinnen der 
Gewerkschaften aus den Krisenlän- 


ke Mann Europas war“. Ihrer Meinung 
nach haben entsprechende Reformen 
und Kürzungen Deutschland auf den 
Weg des Wachstums gebracht. Was 
sie der spanischen Öffentlichkeit vor¬ 
enthielt ist, dass in Deutschland trotz 
scheinbarer Konjunktur die Armut im¬ 
mer weiter zunimmt. 

Bei all dieser Propaganda in Spanien 
ist es normal, dass viele spanische Ju¬ 
gendliche verzweifelt in Deutschland 
nach einer Möglichkeit suchen, ihre 
Situation zu verbessern. Oder, wie die 
Staatssekretärin für Einwanderung 
angesichts der Zunahme der Zahl der 
jungen Menschen, die das Land ver¬ 
lassen, behauptete „auf ein Abenteuer 
gehen“: „Es ist eine Jugend, die sich 
das selbst auferlegt.“ Ein „Abenteuer“, 
dem so viele junge Menschen wie noch 
nie in den Nachkriegszeiten seit An¬ 
fang der Wirtschafts- und Finanzkrise 
nachgehen. 

Carmela Negrete 


dern meldeten sich zu Wort. Salvatore 
Marra von der italienischen CGIL be¬ 
tonte: „In Zukunft wird die EU keinen 
Friedensnobelpreis mehr bekommen, 
wenn sie nicht etwas gegen die Jugend¬ 
arbeitslosigkeit unternimmt.“ 

Der Vertreter der griechischen Ge¬ 
werkschaft GSEE Ioannis Poupkos 
warnt vor aufkeimendem Rechtspopu¬ 
lismus. Auch in anderen Ländern Euro¬ 
pas drohe die Entstehung von faschis¬ 
tischen Bewegungen wie der griechi¬ 
schen „Goldenen Morgenröte“, wenn 
nichts passiere. 

Lediglich eine Delegation der DGB- 
Jugend konnte Bundeskanzlerin An¬ 
gela Merkel ihre Forderungen direkt 
vortragen. Dass sich die DGB-Jugend 
auf so einen Alleingang einließ ist un¬ 
verständlich und unsolidarisch. 
Ärgerlich war auch der zugelassene 
Versuch, SPD-Parteichef Sigmar Ga¬ 
briels den Jugendgipfel zur indirekten 
Wahltribüne für die SPD zu machen. 
Oben von der Bühne herab verkünde¬ 
te Gabriel, dass die Bekämpfung der 
Jugenderwerbslosigkeit die Bundes¬ 
tagswahlen im September bestimmen 
müsse. 

Dafür erntete er jedoch hie und da 
Spott und Gelächter. 

Wilhelm Dörner 


Schleusen dicht 

ver.di ruft zu mehrtägigen Streiks im 
Schiffsverkehr und an den Schleusen 
zunächst in Nordrhein-Westfalen und 
in Baden Württemberg auf. Danach 
geht es auch in anderen Bundeslän¬ 
dern weiter. Hintergrund ist die Ver¬ 
weigerung der Bundesregierung zu 
Tarifverhandlungen ohne Vorbedin¬ 
gungen. Es geht um die Absicherung 
der Beschäftigten beim Umbau ihrer 
Einrichtungen und Behörden. 

Durch den geplanten Umbau der Ein¬ 
richtungen und Behörden der Wasser- 
und Schifffahrtsverwaltung werden 
voraussichtlich bis zu ein Viertel der 
rund 12 000 Arbeitsplätze wegfallen. 
„Nachdem die Verhandlungen über 
einen Schutz der Beschäftigten am 
Widerstand des Bundes, einvernehm- 
liche Regelungen zu treffen, geschei¬ 
tert sind, bleibt der Streik als letztes 
Mittel, um den Abschluss eines Tarif¬ 
vertrages zu erzwingen“, betonte ver. 
di-Bundesvorstandsmitglied Achim 
Meerkamp. 

Die Schließung der Schleusen wird 
vor allem große Auswirkungen auf 
Gütertransporte, aber auch auf die 
Fahrgastschifffahrt haben. Millionen 
Tonnen Kohle, Chemikalien und Dün¬ 
gemittel werden jährlich über die Ka¬ 
näle in NRW transportiert. Meerkamp 
appellierte an das Verständnis der 
unmittelbar Betroffenen. Nur durch 
den Streik sei es möglich, Druck auf 
die Bundesregierung auszuüben, um 
eine Absicherung für die betroffenen 
Beschäftigten zu erzielen, ver.di for¬ 
dert den Ausschluss betriebsbedingter 
Kündigungen sowie den Ausschluss 
betriebsbedingter Versetzungen. 

Schwarzbuch Werkverträge 

Die Gewerkschaft NGG hat bereits 
im März eine Broschüre zum Thema 
Missbrauch von Werkverträgen vor¬ 
gestellt. Mit der Broschüre „Wenig 
Rechte. Wenig Lohn. Wie Unterneh¬ 
men Werkverträge (aus)nutzen“ will 
die NGG das Thema weiter in den öf¬ 
fentlichen Fokus bringen, den wach¬ 
senden Missbrauch von Werkver¬ 
trägen an Beispielen aus Betrieben 
deutlich machen und Lösungsmög¬ 
lichkeiten aufzeigen. Auf 65 Seiten 
kommen Menschen zu Wort, die auf 
Schlachthöfen, in Backfabriken, bei 
Getränkeherstellern oder in Hotels 
arbeiten. Nicht als Angestellte der Un¬ 
ternehmen, sondern als Werkvertrags¬ 
beschäftigte von Subunternehmen. 
Das erste Kapitel der Publikation setzt 
sich ausführlich mit der Grenze zwi¬ 
schen Leiharbeit und Werkverträgen 
auseinander und problematisiert den 
zunehmenden Missbrauch von Werk¬ 
verträgen zum Lohndumping. 

Die Broschüre kann von der Home¬ 
page der NGG heruntergeladen wer¬ 
den: www.ngg.net/themen_von_a_ 
bis,_z/werkvertrags-missbrauch/w enig- 
rechte-wenig-lohn. 

Streik im Berliner Einzelhandel 

Zum Streik am 5. Juli im Berliner Ein¬ 
zelhandel erklärt Tunia Erler, Bundes¬ 
tagskandidatin der Deutschen Kom¬ 
munistischen Partei (DKP) im Wahl¬ 
kreis Berlin-Mitte: 

„Die Kolleginnen und Kollegen, die 
sich dem Streikaufruf der Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft ver.di angeschlos¬ 
sen haben, haben meine volle Unter¬ 
stützung und die Solidarität meiner 
Partei. Für besonders wichtig halte ich, 
dass die Streikenden heute Karstadt 
zum Zentrum ihrer Aktionen gewählt 
haben. Die Ausplünderung der Be¬ 
schäftigten durch die Unternehmens¬ 
spitze um Nicolas Berggruen darf 
nicht länger hingenommen werden.“ 
Die Karstadt-Beschäftigten hätten 
am eigenen Leib erfahren, dass es im 
real existierenden Kapitalismus kei¬ 
ne „weißen Ritter“ gibt, die den ar¬ 
beitenden Menschen zu Hilfe eilen. 
„Berggruen ist ein weiteres Beispiel 
dafür, wie sich hinter einer freundlich 
lächelnden Maske ein brutaler Raub¬ 
ritter verbirgt. Nachdem die Beschäf¬ 
tigten jahrelang auf ihnen tariflich zu¬ 
stehende Leistungen verzichtet haben, 
sollen sie nach den Vorstellungen von 
Herrn Berggruen jetzt noch weiter 
bluten, damit die Rendite stimmt. Der 
heutige Streik ist die einzig richtige 
Antwort auf diese Frechheit des Un¬ 
ternehmens“, so Erler abschließend. 


Zeit für Taten 

Merkel „kümmert“ sich um die Jugendarbeitslosigkeit 
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Berufungs-Prozess 

Am 9. 7. (nach Redaktionsschluss) ver¬ 
handelte das Landgericht München in 
einer BerufungsVerhandlung über Pro¬ 
test gegen die Leopard-2-Panzerliefe- 
rung an Saudi-Arabien. 

Angeklagt ist der Heidelberger Frie¬ 
densaktivist Hermann Theisen, der im 
Juli 2012 in München vor den Werksto¬ 
ren von Krauss-Maffei Wegmann Flug¬ 
blätter an die dortigen Mitarbeiter ver¬ 
teilt hatte. Damit sollte die noch immer 
andauernde öffentliche Debatte um die 
geplante Leopard 2-Lieferung an Saudi- 
Arabien unmittelbar in den Rüstungs¬ 
konzern hineingetragen werden. 

Das Amtsgericht München verurteilte 
Theisen daraufhin im Februar 2013 we¬ 
gen Öffentlicher Aufforderung zu Straf¬ 
taten (§111 StGB) zu einer Geldstrafe 
von 60 Tagessätzen ä 40 Euro, da die 
Mitarbeiter durch die Flugblätter zum 
Verrat von Geschäfts- und Betriebsge¬ 
heimnissen (§17 UWG) aufgefordert 
worden seien. Zuvor hatte die Staatsan¬ 
waltschaft Heidelberg ein Parallelver¬ 
fahren mit der Begründung eingestellt, 
dass in dem Flugblatt „keine zureichen¬ 
den tatsächlichen Anhaltspunkte für das 
Vorliegen verfolgbarer Straftaten zu er¬ 
kennen“ seien. 

Sowohl Theisen, als auch die Staatsan¬ 
waltschaft München, legten Berufung 
gegen das Urteil des Amtsgerichts ein. 
Die Begründung der Staatsanwaltschaft 
München lautet: „Die ausgeurteilte 
Strafe wird der Tat und der Persönlich¬ 
keit des Angeklagten nicht gerecht. In 
der Berufungs Verhandlung wird bean¬ 
tragt werden, den Angeklagten zu einer 
angemessenen höheren Strafe zu verur¬ 
teilen.“ 

Burkhart Braunbehrens, Anteilseig¬ 
ner von Krauss-Maffei Wegmann und 
entschiedener Kritiker einer Leopard 
2-Lieferung an Saudi-Arabien, ist mit 
einem Beweisantrag als Zeuge geladen 

Fauler Kompromiss 

In der letzten Woche hat die niedersäch¬ 
sische Landesregierung in ihrer Kabi¬ 
nettsklausur zum Haushalt 2014 die 
Abschaffung der allgemeinen Studien¬ 
gebühren in Niedersachsen beschlossen. 
Trotz dieser erfreulichen Nachricht wird 
die rot-grüne Landesregierung ihren ei¬ 
genen Zielen nicht gerecht. Langzeitge¬ 
bühren bleiben erhalten und die Studi¬ 
engebühren werden erst zum Winterse¬ 
mester 2014/15 abgeschafft. 

Vom Vorstand des Freiwilligen Zusam¬ 
menschlusses der deutschen Studenten¬ 
schaften (fzs) wird der Beschluss kri¬ 
tisch beurteilt. fzs-Vorstand Katharina 
Mahrt erklärt zum niedersächsischen 
Haushaltsplanentwurf 2014: „Wir be¬ 
grüßen die erkennbare Schwerpunkt¬ 
setzung zur finanziellen Förderung des 
Bildungsbereiches der niedersächsi¬ 
schen Landesregierung. Dennoch wer¬ 
den hier klar Wahlversprechen der SPD 
und der Grünen, die seit 10 Jahren in 
Niedersachsen erstmalig wieder in Re¬ 
gierungsverantwortung sind, gebrochen. 
Eine schnellstmögliche Abschaffung der 
allgemeinen Studiengebühren müsste 
aus unserer Sicht spätestens zum Som¬ 
mersemester 2014 erfolgen. Alles ande¬ 
re ist absichtlich verfolgte Hinhaltetak¬ 
tik der Landesregierung.“ 

Erik Marquardt, ebenfalls fzs-Vorstand 
führt weiter aus: „Die Einsitz-Mehrheit 
für das rot-grüne Regierungsbündnis 


ber Panzerprotest 

worden. Theisens Rechtsanwalt, Martin 
Heiming (Vorsitzender des Republika¬ 
nischen Anwälte Vereins), will damit den 
Beweis erbringen lassen, dass es sich bei 
der Flugblattaktion um eine politische 
Meinungsäußerung handelt, die durch 
Art. 5 Grundgesetz (Meinungsfreiheit) 
gedeckt ist, da die politische Voranfra¬ 
ge im Bundessicherheitsrat zum Pan¬ 
zerdeal mit Saudi-Arabien längst kein 
Geheimnis mehr sei. Deshalb, so Hei¬ 
ming, „läuft der Vorwurf einer Auffor¬ 
derung zum Verrat von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen erkennbar ins 
Leere.“ 

Theisen, der sich seit den 1980er Jahren 
immer wieder an Aktionen zivilen Un¬ 
gehorsams gegen Militär und Rüstung 
beteiligt hat und in diesem Zusammen¬ 
hang mehrfach inhaftiert war, sieht der 
Berufungs Verhandlung äußerst gelassen 
entgegen: „Das Landgericht München 
wird nicht umhin kommen, sich ausführ¬ 
lich mit dem Grundrecht der Meinungs¬ 
freiheit auseinander zu setzen und da 
gibt es sehr schnell unverkennbar deut¬ 
liche Gründe für einen Freispruch. Dem 
wird sich die Vorsitzende Richterin des 
Landgerichts München nur schwerlich 
verschließen können, auch wenn ihre 
Kollegen von der Staatsanwaltschaft 
München an dieser Stelle ganz offen¬ 
sichtlich Scheuklappen tragen.“ 

Das Komitee für Grundrechte und De¬ 
mokratie fordert einen Freispruch für 
Hermann Theisen. Statt mit den Mitteln 
des Strafrechts den öffentlichen Wider¬ 
spruch zu Rüstungsexporten zu ver¬ 
hindern und damit das Grundrecht auf 
Meinungsfreiheit massiv einzuschrän¬ 
ken, seien vielmehr die Geheimniskrä¬ 
merei des Bundessicherheitsrates und 
der Rüstungskonzerne zu beenden. 

{Quelle: Komitee für Grundrechte 
und Demokratie) 

statt klare Kante 

in Niedersachsen wurde maßgeblich 
auch mit Wählerinnenstimmen von 
Studierenden ermöglicht, die sich auf 
die Wahlversprechen der SPD und der 
Grünen verlassen haben. Diese Wähle¬ 
rinnen mussten bereits eine herbe Ent¬ 
täuschung in Bezug auf die Abschaffung 
der Langzeitstudiengebühren einste¬ 
cken. Trotz des Versprechens diese Ge¬ 
bühren ebenfalls abzuschaffen, werden 
sie von der Wissenschaftsministerin Ga¬ 
briele Heinen-Kljajic aufrechterhalten. 
Die versprochene Öffnung der Hoch¬ 
schulen und die verantwortliche Ab¬ 
schaffung der Campus-Maut kann so 
nachhaltig nicht funktionieren.“ 

Damit bleiben die SPD, die das Ge¬ 
bührenmodell über Langzeitstudien¬ 
gebühren in Niedersachsen überhaupt 
erst eingeführt hatte, und die Grünen 
ihrer inkonsequenten Linie treu. Der 
fzs fordert stattdessen zu den geleiste¬ 
ten Wahlversprechen zu stehen und den 
Wählerinnenwillen umzusetzen. 
Katharina Mahrt abschließend: „Die 
Abschaffung der Studiengebühren in 
Niedersachsen verkommt zum faulen 
Kompromiss und wird auf dem Rü¬ 
cken der Studierenden ausgetragen. 
Wir fordern die Landesregierung wei¬ 
terhin auf, die gesamten Studiengebüh¬ 
ren schnellstmöglich, spätestens zum 
Sommersemester 2014, abzuschaffen.“ 
{Quelle: fzs) 


„Menschenkette gegen Rechts“ von 
Heilbronn bis Bietigheim-Bissingen 


Mit einer fast 30 Kilometer langen 
Menschenkette haben am vergange¬ 
nen Samstag Parteien, Gewerkschaften 
und Organisationen, darunter auch der 
Friedensrat Markgräflerland für Frie¬ 
den und Toleranz, gegen Neofaschis¬ 
mus und Rassismus mobil gemacht. 
An der Aktion beteiligten sich rund 
5 000 Menschen. 

Nach Angaben eines Sprechers der 
„Initiative Menschenkette gegen 
Rechts“ bildeten die Teilnehmer eine 
nicht durchgängig geschlossene Rei¬ 
he von Heilbronn bis Bietigheim-Bis¬ 
singen (Kreis Ludwigsburg). An den 
Lücken der Strecke sei stattdessen ein 
Seil gespannt worden. „Auf ländlichen 
Strecken hatten wir Schwierigkeiten, 


eine komplett geschlossene Kette war 
nicht drin.“ 

Die Menschenkette verband die Tator¬ 
te von aktuellen und historischen NS- 
Verbrechen. In Heilbronn wurde 2007 
die Polizistin Michele Kiesewetter von 
Mitgliedern der rechten Terrororgani¬ 
sation NSU ermordet. Bietigheim-Bis¬ 
singen war während der Nazi-Zeit ein 
Umschlagbahnhof für die Deportation 
jüdischer Bürger, verschleppter Kriegs¬ 
gefangener und Zwangsarbeiter. Den 
heutigen Anfängen von Rassismus und 
Neofaschismus zu wehren und dafür zu 
sorgen, dass eine solidarische Gesell¬ 
schaft sich bilden kann, dafür traten die 
Teilnehmerinnen ein. 

{Quelle: Friedensrat Müllheim) 


Der „saarländische Weg“ zur 
Umsetzung der Schuldenbremse 

Kaputtsparen durchgesetzt - Widerstand der Gewerkschaften geschwächt! 


D ie im Saarland regierenden Par¬ 
teien CDU und SPD haben im 
Bundestag und im Bundesrat 
der Schuldenbremse kritiklos und 
ohne breite Diskussion in der Bevöl¬ 
kerung zugestimmt und sie noch in 
Verfassungsrang gehoben. Die DKP 
Saarland hat vor einem Jahr davor 
gewarnt: „Die Einhaltung der so ge¬ 
nannten Schuldenbremse wird zum 
Knüppel und Totschlagargument zu¬ 
gleich.“ Die Kommunen sind weiter 
klamm. Städte wie Saarbrücken spa¬ 
ren an Schwimmbädern und kulturel¬ 
len Einrichtungen. 

Vor einem halben Jahr hat die Lan¬ 
desregierung die Gewerkschaften an 
einen Tisch gebeten. Ziel war es, zur 
Umsetzung der Schuldenbremse einen 
einschneidenden Stellenabbau im öf¬ 
fentlichen Dienst des Saarlandes ohne 
größere Widerstände durchzusetzen. 
Nach einem halben Jahr Geheimge¬ 
sprächen liegen Ergebnisse auf dem 
Tisch. Herausgekommen ist der Ab¬ 
bau von 2 400 Stellen im öffentlichen 
Dienst bis 2020, jeder zehnten des 
Landes, darunter allein 588 Lehrerin¬ 
nenstellen. Die Übertragung des Ta¬ 
rifabschlusses der Angestellten auf die 


Bedient werden mit der 
Schuldenbremse unter 
anderem Zinszahlungen an 
die Banken, die sich zur Zeit 
auf 500 Mio. Euro jährlich 
belaufen. 


Beamten wird um 20 Prozent gekürzt, 
das Pensionsalter wird auf 67 bzw. 62 
Jahre für besonders belastete Berufs¬ 
gruppen angehoben. Der Landesregie¬ 
rung war klar, dass ohne Zugeständ¬ 
nisse keine Ruhe unter den Beschäf¬ 
tigten erkauft werden konnte. Daher 
wurde das Paket versehen mit Zuge¬ 
ständnissen in den Bereichen Familie, 
Krankheit und Beförderung. So sollen 
die zu streichenden Lehrerstellen im 
Haushalt kapitalisiert und für früh¬ 
kindliche Erziehung zur Verfügung 
stehen. In einer zentralen gewerk¬ 
schaftlichen Forderung nach Erhö¬ 
hung der Einnahmen des Landes zum 
Beispiel durch Einführung der Vermö¬ 
genssteuer und der Erbschaftssteuer 
und entsprechenden Gesetzesiniti¬ 
ativen blieb alles im Nebulösen. Die 
Bundes-CDU hat jeder Steuererhö¬ 
hung eine klare Absage erteilt. 
Unterm Strich hat die Landesregie¬ 
rung ihr wichtigstes Ziel, den Stel¬ 
lenabbau, durchgesetzt. Jetzt will man 
sich ohne störende Aktionen des Wi¬ 
derstands der Landesbediensteten 
an die großen Sparbrocken begeben, 
denn der beschlossene Stellenabbau 
macht nur 15 Mio. der jährlich zu kür¬ 
zenden 65 Mio. Euro aus. Jetzt sollen 
die Hochschulen, Gesundheit, Sport 
und Kultur bluten. 

Zu Beginn der Verhandlungen stand 
eine klare Erpressung. Der Stellenab¬ 
bau werde durchgesetzt - egal ob mit 
oder ohne Gewerkschaften. Die Ge¬ 
werkschaften haben sich in Arbeits¬ 
gruppen über die Ausgestaltung der 
Landespolitik einbinden lassen und 
damit ein fatales Signal gesetzt: In der 
Öffentlichkeit wirken die Gespräche 
mit der Landesregierung so, als ob sich 
die Gewerkschaften vor den Karren 
der Schuldenbremse spannen ließen. 
Der Eindruck wird durch die Ergeb¬ 
nisse verstärkt. 

Um die Schuldenbremse einhalten 
zu können, werden Arbeitsplätze 
beim Land vernichtet und öffentli¬ 
che Dienstleistungen abgebaut. Das 
wird sich bei den Kommunen fort¬ 
setzen und somit einen Flächenbrand 
auslösen. An der Einnahmesituation 
des Landes wird nicht wirklich etwas 
gemacht. Die Verschuldung unseres 
Bundeslandes mit knapp 1 Mio. Ein¬ 
wohnern steigt von heute fast 13 Mrd. 
Euro bis Ende 2020 auf 15 Mrd. Euro. 
Bedient werden mit diesen Einsparun¬ 
gen die Zinszahlungen an die Banken, 


die sich zur Zeit auf 500 Mio. Euro 
jährlich belaufen, im Jahr 2016 sol¬ 
len es trotz Schuldenbremse 550 Mio. 
sein. Das Finanzkapital macht seinen 
Schnitt. Für die Entschuldung des Lan¬ 
des wird nichts getan und somit auch 
die drohende Pleite nicht abgewen¬ 
det. Diese Katastrophenpolitik, für 


die insbesondere die CDU und FDP 
im Bund aber auch die Landesregie¬ 
rung die Verantwortung trägt, wird das 
Saarland kaputtsparen. 

Gewerkschaften in wider¬ 
sprüchlichen Positionen 

Die Gewerkschaft ver.di hat kurz 
vor dem Abschluss der Verhandlun¬ 
gen kurzfristig die Notbremse gezo¬ 
gen und ist ausgestiegen. Die DKP 
Saarland hat diesen Schritt als kon¬ 
sequent begrüßt, allerdings die feh¬ 
lende Abstimmung mit den anderen 
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DGB-Gewerkschaften kritisiert. Die 
Frage stand wohl: Will sich ver.di Saar 
als die größte Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft im Saarland daran weiter be¬ 
teiligen oder den Widerstand am bes¬ 
ten gemeinsam mit Bündnispartnern 
organisieren. Dieser Schritt hat bei 
den Kolleginnen und Kollegen in ih¬ 
rem Bereich sowohl Zustimmung als 
auch Kritik ausgelöst. Sicher werden 
der DGB und die an den Gesprächen 
beteiligten Einzelgewerkschaften jetzt 
eine Zwischenbilanz ziehen müssen, 
auch darüber, ob mit dem Ergebnis 


die Kampfkraft und die Positionen der 
Gewerkschaften für die kommenden 
noch härteren Auseinandersetzungen 
gestärkt oder geschwächt werden. 

Die Saar-SPD hat ihre Rolle im Rah¬ 
men der großen Koalition erfüllt und 
mit dem von ihr propagierten „saar¬ 
ländischen Weg“ das Potential und die 


Kräfte für eine andere Politik im Saar¬ 
land geschwächt. Auch der Kollege 
Eugen Roth sollte sich selbstkritisch 
fragen, wessen Interessen er in sei¬ 
ner Doppelrolle als stellvertretender 
SPD-LandesVorsitzender und DGB- 
Saar-Vorsitzender letztlich gedient 
hat. Die Ministerpräsidentin Kramp- 
Karrenbauer erfüllt es jedenfalls mit 
„Stolz“ und „Genugtuung“, dass sie 
ihr Ziel „mit den Gewerkschaften“ 
erreicht hat. Bezeichnend ist das Lob 
der neoliberalen Saarbrücker Zeitung, 
die jede an den Interessen der arbei¬ 
tenden Menschen orientierte Gewerk¬ 
schaftspolitik bekämpft. 

Und jetzt? 

Noch ist der „saarländische Weg“ kein 
Gesetz. Noch kann wirkungsvoller Wi¬ 
derstand entwickelt werden, 

★ wenn es gelingt, die gewerkschaft¬ 
lichen Grundpositionen bei Mitglie¬ 
dern und Nichtmitgliedern bewusst 
zu machen, 

★ wenn es gelingt, die Kolleginnen 
und Kollegen für diese Positionen zu 
mobilisieren, 

★ wenn es gelingt, öffentlich Druck 
zu machen für eine andere Politik, in 
Dienststellen und Betrieben 

★ wenn es gelingt, mit anderen gesell¬ 
schaftlichen Kräften diesen Druck zu 
verstärken und auf die Straße zu brin¬ 
gen. 

Dann kann es einen wirklichen „saar¬ 
ländischen Weg“ geben - aber einen 
alternativen Weg mit Perspektiven für 
die Mehrheit der Saarländerinnen! 

Fred Herger 



Proteste gegen die Schuldenbremse in Saarbrücken. 
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Skandalprozess gegen Jugendpfarrer 

vorerst gescheitert 

Rechtsanwälte von Lothar König bezichtigen Polizei der Fälschung 



Pfarrer Lothar König spricht auf einer Solidemonstration für den Whistleblower 
Edward Snowden. 


D ie Verteidiger des Jenaer Stadtju¬ 
gendpfarrer Lothar König haben 
die Einstellung des gegen ihren 
Mandanten geführten Prozesses vor 
dem Amtsgericht in Dresden beantragt. 
Bereits seit Anfang April dieses Jahres 
wurde dem Nazigegner dort der Pro¬ 
zess gemacht, da er sich angeblich bei 
den Protesten gegen einen Aufmarsch 
von Neofaschisten im Februar 2011 
in der sächsischen Landeshauptstadt 
des schweren aufwieglerischen Land¬ 
friedensbruches, der versuchten Straf¬ 
vereitelung und der Beihilfe zum Wi¬ 
derstand gegen Polizisten schuldig 
gemacht haben soll. Gemeinsam mit 
mehr als 20 000 Nazigegnern hatte der 
Pfarrer damals gegen einen Aufmarsch 
von rund 2 000 angereisten Neofaschis¬ 
ten protestiert und diesen damit erfolg¬ 
reich verhindert. 

Das in der Öffentlichkeit von vorn¬ 
herein äußerst umstrittene Verfahren 
gegen König war bereits Anfang Juli 
mit einem Paukenschlag geplatzt, da 
Material, welches die gegen König er¬ 
hobenen Vorwürfe entkräften könnte, 
offenbar von den Ermittlungsbehör¬ 
den zurückgehalten worden war. So 
tauchten erst Ende Juni Rohdaten von 
Video- und Tonaufnahmen mit einer 
Länge von insgesamt über 200 Stunden 
auf, die die Proteste gegen den Naziauf¬ 
marsch zeigen. 

Zwar war bisher davon auszugehen, 
dass das Gericht das Verfahren in ei¬ 
nigen Monaten neu aufrollen würde, 
mittlerweile gilt jedoch auch eine Ver¬ 
fahrenseinstellung als nicht mehr aus¬ 
geschlossen. So könnte es der sächsi¬ 
schen Justiz dadurch gelingen, zu ver¬ 
hindern, dass weitere pikante Details 


über Falschaussagen von Polizeibe¬ 
amten, das Unterschlagen von poten¬ 
tiellen Beweisstücken sowie politische 
Einflussnahmen auf das Ermittlungs¬ 
verfahren an das Licht der Öffentlich¬ 
keit geraten könnten. 

Königs Rechtsanwalt Johannes Eisen¬ 
berg hatte bereits vor der Aussetzung 
des Verfahrens Polizisten der Fälschung 
bezichtigt, die für die Erstellung des Vi¬ 
deomaterials verantwortlich waren und 
aufgrund dessen es überhaupt erst zu 
dem Prozess gegen den 59jährigen kam. 
Außerdem hatte Eisenberg anhand der 
Videoaufnahmen belegen können, dass 
Aussagen, die Polizeibeamte vor Ge¬ 
richt gemacht hatten, schlichtweg nicht 
der Wahrheit entsprachen. 

So verstrickten sich die mehrere be¬ 
fragte Polizeizeugen mehrfach in gra¬ 
vierende Widersprüche (UZ berichte¬ 
te). Auch der von Polizei und Staats¬ 
anwaltschaft erhobene Vorwurf, dass 
König vermeintlichen linken „Gewalt¬ 
tätern“ Unterschlupf in dem von ihm 
gefahrenen VW-Bus seiner Gemeinde 
gewährt habe, entpuppte sich als voll¬ 
kommen unwahr. So bewiesen Video¬ 
aufnahmen, dass es vielmehr die Be¬ 
amten waren, die einen Mann, der sich 
neben dem Lautsprecherwagen befand, 
grundlos mit Schlagstöcken niederge¬ 
prügelt hatten. Mittlerweile wurde ge¬ 
gen einige Beamte, die an der Erstel¬ 
lung des Videomaterials beteiligt wa¬ 
ren, Strafanzeige erstattet. 
„Wesentliche Teile der Anklage wären 
nie erhoben, geschweige denn vom Ge¬ 
richt zugelassen worden, wenn die Er¬ 
mittlungsbehörden Gericht und Vertei¬ 
digung vollständig über das Ergebnis 
der Ermittlungen unterrichtet hätten“, 


konstatierten indes Königs Anwälte 
Johannes Eisenberg und Lea Voigt in 
einer Erklärung. Da der überwiegen¬ 
de Teil der Anklagepunkte schon wäh¬ 
rend der bisherigen Verhandlungstage 
widerlegt worden sei, sprachen sich die 
Rechtsanwälte „für einen Freispruch“ 
aus. 

Lothar König selbst hatte sich nach 
der vorläufigen Aussetzung des Prozes¬ 
ses für die ihm bisher zuteil geworde¬ 
ne Unterstützung bedankt, aber auch 
besorgt gezeigt: „Nicht jeder hat eine 
Video-Gruppe und einen großen Un¬ 
terstützerkreis und kann sich entspre¬ 
chend gegen solche Vorwürfe wehren“. 


Während er im Mittelpunkt der Öf¬ 
fentlichkeit gestanden habe, würden 
viele Menschen ohne einen solchen 
Bekanntheitsgrad und Rückhalt regel¬ 
mäßig wegen ihres Protestes mit drako¬ 
nischen Strafen überzogen, konstatier¬ 
te der Stadtjugendpfarrer. 

Die Solidaritätsgruppe für König äu¬ 
ßerte sich ähnlich und bezeichnete die 
Aussetzung des Prozesses als einen 
„Teilerfolg gegen die Kriminalisierung 
von antifaschistischen Engagement 
durch sächsische Sicherheitsbehörden, 
welche seit Jahren darin bemüht sind, 
die Versammlungsfreiheit in Sachsen 
abzuschaffen“. Markus Bernhardt 


Merkel sonnt sich in Umfragen 

Die Unionsparteien feiern ihre Kandidatin ab 


Foto: Philipp Miklautsch/cc3o/commons.wikimedia.org 

Frau Merkel im Anflug auf das Kanzleramt, wenn da nur nicht der Eurofighter ins 
Trudeln kommt. 



Die Unionsparteien und besonders 
ihre Kanzlerin stehen zehn Wochen 
vor den Bundestagswahlen in Mei¬ 
nungsumfragen glänzend da. 16 Punk¬ 
te liegen CDU und CSU vor der SPD. 
81 Prozent der Deutschen rechnen da¬ 
mit, dass Frau Merkel Bundeskanzlerin 
bleibt, nur 13 Prozent setzen auf Herrn 
Steinbrück, ermittelte jüngst ARD- 
Deutschlandtrend. 

Da kann Merkel beruhigt in den Ur¬ 
laub fahren, Kraft und Selbstbewusst¬ 
sein auftanken, um gegen ihren Kon¬ 
kurrenten in der heißen Wahlkampf¬ 
phase punkten zu können. 

Ruhe - um nicht zu sagen Friedhofsru¬ 
he - ist bei den Unionsparteien einge¬ 
kehrt. Es ist kaum noch etwas zu hören 
von den „konservativen Kreisen“, die 
noch vor Monaten der Frau Kanzlerin 
einen „Zick-Zack-Kurs“ vorwarfen. 
Nichts mehr zu hören ist vom Dauer- 
Nörgler Schlarmann, der vor einiger 
Zeit davon sprach, dass es in der CDU 
zugehe „wie am Zarenhof“ und na¬ 
mentlich Kanzleramtsminister Pofalla, 
Fraktionschef Kauder und Generalse¬ 
kretär als „Strelizen“ (Palastgarde des 
Zaren Iwan IV.) von Merkel denunzier¬ 
te. Dieses Quartett sorge dafür, dass 
„die Partei inhaltlich und personell 
leer“ laufe. Es gebe keine Grundsatz¬ 
debatten in der Partei mehr, weil alles 
als „alternativlos“ angeboten werde. 
CDU und CSU haben sich rückhalt¬ 
los hinter ihrer Kanzlerin aufgestellt, 
ihrer „Glücksfee“, die einen Wahler¬ 
folg bringen soll. Während den Wäh¬ 
lerinnen und Wählern unter dem Titel 
„Starkes Deutschland - Chancen für 
alle!“ ein umfangreicher Katalog an 
Wahlversprechen angeboten und für 
die soziale Marktwirtschaft als „Ge¬ 
sellschaftsmodell, das den Menschen in 
den Mittelpunkt rückt“ geworben wird, 
hat auf dem jüngsten Deutschlandtag 
der Jungen Union deren Vorsitzender, 
Missfelder, es praktischer formuliert. 
Die Union werde den Wahlkampf mit 
drei Themen bestreiten und gewinnen: 
1. Angela Merkel. 2. Angela Merkel. 3. 
Angela Merkel! 


Für eine gewisse Unruhe sorgen gegen¬ 
wärtig einige Unionsmitglieder und Li¬ 
berale, die von ihren Parteien abgedrif¬ 
tet sind, und zusammen mit vielen Wirt¬ 
schaftswissenschaftlern im Rahmen 
der Partei „Alternative für Deutsch¬ 
land“ (AfD) zur Bundestagswahl an- 
treten wollen. Dieser Rechtsausleger 
greift insbesondere die Europa- und 
Währungspolitik der Bundesregierung 
und von SPD und Grünen an und will 
mit diesen Themen Prozentpunkte ge¬ 
winnen. Gegenwärtig sind sie jedoch 
in Meinungsumfragen kaum sichtbar, 
was sich jedoch ändern kann und was 
in jedem Falle den Unionsparteien zum 


Die Union will den Wahlkampf 
mit drei Themen bestreiten und 
gewinnen: i. Angela Merkel. 2. 
Angela Merkel. 3. Angela Merkel. 


Schaden gereichen wird. 

Zur guten Stimmung in den Unions¬ 
parteien haben verschiedene Maßnah¬ 
men beigetragen. So hat die Bundesre¬ 
gierung in den vergangenen Monaten 
doppelt so viel Geld für PR-Maßnah- 
men ausgegeben wie im Vorjahr. Be¬ 
sonders das Bundespresseamt hat sich 
hervor getan und hat für insgesamt 


3,1 Millionen Euro Anzeigen in Zei¬ 
tungen und Internet geschaltet, um die 
„erfolgreiche“ Arbeit der Regierung 
darzustellen. Das Bundeswirtschafts¬ 
ministerium gab 700 000 Euro aus, ins¬ 
besondere für die PR-Kampagne für 
den Ausbau der Stromnetze. Die deut¬ 
lichste Ausgabensteigerung verzeich- 
nete das Gesundheitsministerium mit 
einer Erhöhung um das 30-fache. Auf 
den Vorwurf Wahlwerbung zu betrei¬ 
ben, erklärte Regierungssprecherin 
Heimbach gegenüber der Frankfurter 
Rundschau: „Das Bundespresseamt 
hält sich ausdrücklich an die verfas¬ 
sungsrechtlich vorgegebene Zurück¬ 
haltung in der Informationspolitik in 
den Monaten vor der Bundestagswahl.“ 
Das Geld für das ganze Jahr sei deshalb 
in den ersten fünf Monaten verbraten 
worden. 

In den letzten Wochen wurde zugleich 
in den Parteien für den Wahlkampf auf¬ 
gerüstet, die Wahlkämpferinnen und 
Wahlkämpfer mit Argumenten verse¬ 
hen und Zuversicht geschürt. Zugleich 
warnte die Parteivorsitzende auf dem 
CDU-Landesparteitag in Nordrhein- 
Westfalen am vorigen Wochenende 
aufgrund der Umfragen vor verfrühter 
Siegeszuversicht. Die Frage, wie NRW 
am 22. September abschneide, sei ein 


Schlüssel für die Bundestagswahl, 
meinte sie angesichts der Tatsache, dass 
der Landesverband NRW fünf Prozent¬ 
punkte hinter dem Bundestrend düm- 
pelt. Einige ihrer Parolen waren: „Ar¬ 
beit für alle“, das werde das zentrale 
Ziel in der nächsten Regierungsperio¬ 
de sein. „Hände weg von Steuererhö¬ 
hungen“, das sei Gift für Deutschland. 
Eine volle Mütterrente auch für Kinder 
der Jahrgänge vor 1992 soll eingeführt 
werden. „Eine Mutter mit zwei Kin¬ 
dern bekommt dann 650 Euro mehr 
Rente pro Jahr.“ Eine Aussprache der 
Delegierten fand mangels Wortmel¬ 
dungen nicht statt. Denn der Kanzler¬ 
wahlverein wusste seine Kanzlerin mi¬ 
nutenlang zu feiern. 

Ob jedoch alles so harmonisch bleiben 
wird, wird sich ab Mitte August in den 
Wahlkampfwochen erst noch zeigen. 
Da hält sich weiter die Debatte über 
Gegenwart und Zukunft in der Euro- 
Zone. Nach wie vor ist nicht aufgeklärt, 
was die Bundesregierung, was der Si¬ 
cherheitsausschuss des Bundestages 
und was der bundesdeutsche Geheim¬ 
dienst über die Ausschnüffelungsprak- 
tiken des US-Geheimdienstes wussten 
und was sie möglicherweise selbst be¬ 
förderten. Und da ist schließlich einer 
der besten Männer Merkels, nämlich de 
Maiziere, mit den Mehrkosten für die 
Euro-Hawk-Drohne, unter schweren 
Beschuss geraten. Nun wurde zusätz¬ 
lich bekannt, dass auch die Beschaf¬ 
fung des Kampfflugzeugs „Eurofigh¬ 
ter“ skandalumwittert ist. Wie von den 
Rüstungsgegnern immer behauptet, 
wird es sehr viel teurer sein, als er kal¬ 
kuliert worden ist. Um die Dimensio¬ 
nen der Abzocke der Rüstungskonzer¬ 
ne aufzuzeigen: Das Vorgängermodell 
des „Eurofighters“, der Jäger 90, soll¬ 
te 33 Millionen Euro pro Stück kos¬ 
ten. Inzwischen soll der Stückpreis bei 
93,5 Millionen Euro liegen. Was hat 
dieser Verteidigungsminister, was ha¬ 
ben seine Vorgänger vor den Steuer¬ 
zahlern zu verbergen gewusst? 

Die Kanzlerin und die Unionsparteien 
werden alles tun, um keinen Sturm der 
Entrüstung über die Skandale, für die 
„diese erfolgreichste Regierung seit der 
Wende“ (Originalton CDU/CSU) steht, 
aufkommen zu lassen. Rolf Priemer 


Hildegard und Hugo 
Ebbinghaus geehrt 

„Mit der Verlegung von zwei „Stolper¬ 
steinen“ wurden am 4. Juli 2013 die 
Kommunisten und Widerstandskämp¬ 
fer Hildegard und Hugo Ebbinghaus im 
Wuppertaler Stadtteil Ronsdorf geehrt. 
Ronsdorfer Naturfreunde und DKP- 
Mitglieder hatten lange und beharrlich 
dafür gekämpft, dass Menschen, die ak¬ 
tiv am Widerstand gegen die Nazi-Bar¬ 
barei beteiligt waren, nicht vergessen 
werden. 

Die Eheleute Hildegard und Hugo Eb¬ 
binghaus wurden Anfang der 20er Jah¬ 
re des vorigen Jahrhunderts Mitglieder 
der Kommunistischen Partei Deutsch¬ 
lands. Sie wohnten mit ihren 2 Kindern 
Egon und Waltraud in Wuppertal-Rons- 
dorf. Hugo wurde Ortsgruppenleiter der 
KPD und betrieb gemeinsam mit seiner 
Frau nach längerer Arbeitslosigkeit ein 
Tabak- und Schreibwarengeschäft. 

Als die Faschisten 1933 die Macht an 
sich rissen, wurde Hugo das erste Mal 
verhaftet und musste ein Jahr in dem 
neu errichteten KZ Kemna verbringen, 
auch Sohn Egon wurde verhaftet und 
1935 wegen illegaler Betätigung für den 
KJVD zu zwei Jahren Gefängnis verur¬ 
teilt. Das Geschäft mussten sie schließ¬ 
lich aufgeben, weil die Kunden von den 
Nazis zum Boykott gezwungen wurden. 
Trotzdem ließen sich die Ebbinghaus 
nicht einschüchtern. Hugo fungierte als 
Kontaktmann zur „Knöchelgruppe“, die 
1943 von der Gestapo zerschlagen wur¬ 
de. Über 200 Menschen wurden verhaf¬ 
tet und misshandelt, Knöchel und ande¬ 
re zum Tode verurteilt und hingerichtet. 
Hilde und Hugo Ebbinghaus wurden zu 
hohen Haftstrafen verurteilt. Tochter 
Waltraud wurde ins KZ Ravensbrück 
deportiert, wo sie für die Firma Siemens 
Zwangsarbeit verrichten musste. 

Nach der Befreiung im Mai 1945 kam 
Hildegard Ebbinghaus schwer erkrankt 
wieder nach Ronsdorf zurück; sie starb 
1947 an den Folgen von Folter und Haft. 
Hugo sah seine Familie nicht mehr wie¬ 
der: er starb im August 1945 während 
eines Transportes nach der Auflösung 
des Zuchthauses „Schloss Coswig“ bei 
Meißen an den Folgen der Haft. 
Wuppertals Obrerbürgermeister Peter 
Jung (CDU) musste bei der Verlegung 
der Stolpersteine dem antifaschistischen 
Widerstandskampf der Familie Ebbing¬ 
haus Respekt zollen. Ingrid Müller von 
den Naturfreunden erinnerte in beweg¬ 
ten Worten an das Leben und Wirken 
der Familie Ebbinghaus. 

Fest der Solidarität in München 

Beim diesjährigen „Fest der Solidarität“ 
in München war der Himmel bayerisch 
weiß-blau, wie von den Organisatoren 
vorher beschlossen. Entsprechend war 
die Stimmung unter den DKP-Sonnen- 
schirmen im gut gefüllten Biergarten 
rund um den Springbrunnen auf dem 
Münchner Rotkreuz-Platz. 

Info-Stände u.a. von DKP, SDAJ, der 
Europäischen Linken, „Die Linke“ mit 
aufsehenerregenden mobilen Infostän¬ 
den auf Transportfahrrädern, Freiden¬ 
ker, der Palästinasolidarität, Venezuela 
avanza, des isw, dem Sozialforum - Fo¬ 
rum Eurokrise, des Bündnisses gegen 
Krieg und Rassismus luden zu Gesprä¬ 
chen ein. Am traditionellen Trödelmarkt 
und beim Bücherantiquariat gab es 
manche Schätzchen zu erstehen und bei 
Wurst, Kuchen und Bier war alles bio. 
Kerem, der durch das bunte Musik- und 
Kulturprogramm führte, erinnerte u.a. 
an die Räumung des Flüchtlingslagers 
vor einer Woche und kritisierte die Heu¬ 
chelei der Politiker bei diesem Thema. 
Wie nicht anders zu erwarten, standen 
die Themen Mieten in München und die 
Situation der Asylsuchenden bei vielen 
Gesprächen und im Politquiz von Wob 
im Mittelpunkt. Da passte die aktuelle 
Ausgabe der DKP-Zeitung UZ, von der 
hundert Probexemplare verteilt wurden 
und der große Miethai der DKP gut ins 
Konzept. Was ist das Erfolgsrezept die¬ 
ses Festes, das seit über 20 Jahren eine 
feste Institution der politischen Lin¬ 
ken in München geworden ist? Alles 
ist selbst gemacht, die Preise moderat 
und eine bunte Mischung aus Unterhal¬ 
tung, politischem Informationsangebot, 
einem tollen Kulturprogramm und viel 
Freundlichkeit. Großes Danke an alle 
Helfer und Helferinnen. Und bis zum 
nächsten Mal. Walter Listl 
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Ägyptens zweite revolutionäre Welle 

Die revolutionäre Massenbewegung hat erneut den Sturz eines volksfeindlichen Regimes erreicht 


E ntgegen der in den westlichen 
Medien entfachten Debatte um 
die Legalität der Absetzung des 
Staatschefs Mursi durch die Armee¬ 
führung bleibt festzuhalten: es war 
nicht das Militär, das Mursi gestürzt 
hat. Es war die Massenbewegung des 
ägyptischen Volkes. Die Generale ha¬ 
ben nur den formellen Akt vollzogen, 
den die Volksmassen forderten. Ohne 
den Aufstand auf den Straßen hätten 
sie nicht gehandelt und gar nicht so 
handeln können. 

Nach Angaben von „Le Monde“ (1.7.) 
waren am Wochenende des 30. Juni 
zwischen 14 und 17 Millionen Men¬ 
schen in Ägypten auf den Straßen, 
mehr als beim Aufstand 2011. Die 
größten Massendemonstrationen in 
der Geschichte Ägyptens. Das war 
eine „Abstimmung mit den Füßen“ 
über Mursis Amtsenthebung. 
Revolutionäre Massenbewegungen 
fragen nicht nach den „Legitimitäts¬ 
kriterien“, die von den Hohepriestern 
jenes Demokratieverständnisses in den 
westlichen Metropolen verkündet wer¬ 
den, die meinen, den „unterentwickel¬ 
ten Völkern“ beibringen zu müssen, 
was Demokratie ist. 

Die Massenbewegung, die zur Ent¬ 
machtung Mursis führte, war ein Aus¬ 
druck des Selbstbewusstseins und der 
demokratischen Selbstbestimmung des 
ägyptischen Volkes. In diesem Sinn 
kann sie nur als ein inspirierendes Bei¬ 
spiel angesehen werden, wie die Eu¬ 
ropäer mit ihren eigenen Regierungen 
umgehen sollten, die den Volkswillen 
mit Füßen treten. 

Was führte zu Mursis Sturz? 

Nach Ansicht vieler Betrachter war die 
massenhafte Empörung, die zum Auf¬ 
stand gegen das Mursi-Regime führ¬ 
te, vor allem dadurch verursacht, dass 
Mursi und die ihn steuernden Chefs 
der Muslim-Brüder sich als unfähig 
erwiesen haben, irgendeine Verbesse¬ 
rung in der wirtschaftlichen und sozi¬ 
alen Situation herbeizuführen. Nach 
einem Jahr Amtsführung breitete sich 
die Ansicht immer weiter aus, dass 
Mursis Regierung nur „die Politik des 
alten Regimes in neuer Form“ prakti¬ 
ziert. Die Inflationsrate unter Mursi lag 
bei 9 Prozent, die offizielle Arbeitslo¬ 
senquote stieg auf 13,2 %. Rund 25 % 
der Bevölkerung leben weiter unter 
der Armutsgrenze, ohne dass erkenn¬ 
bar geworden wäre, dass Mursi dies 
überhaupt als ein Problem ansah. Hin¬ 
zu kamen Stromabschaltungen, Trink¬ 
wassermangel, Mangel an Benzin und 
Diesel. Den Steuersatz für hohe Ein¬ 



kommen über 5 Millionen ägyptische 
Pfund (ca. 530 000 €) hatte Mursi da¬ 
gegen auf nur 30 % festgelegt, niedri¬ 
ger als beispielsweise in Frankreich. 
Auch in politischer Hinsicht entsprach 
die Mursi-Politik in keiner Weise den 
Erwartungen. Die am 26. Dezember 
2012 in Kraft gesetzte Verfassung war 
allein das Werk der Islamisten und trug 
ihren Stempel. Eine Konsultation mit 
den anderen an der Revolution von 
2011 beteiligten Kräften hat es nicht 
gegeben. Laut Angaben von Men¬ 
schenrechtsorganisationen sind in dem 
einen Jahr Mursi-Herrschaft viermal 
so viel Verfahren gegen Journalisten 
wegen „Beleidigung des Präsidenten“ 
eingeleitet worden wie während der 
ganzen Mubarak-Zeit. Systematisch 
war die Muslim-Bruderschaft be 
strebt, den Staatsapparat mit ei¬ 
genen Leuten zu besetzen und 
ihn zu „ihrem Staat“ zu ma¬ 
chen. 

Und dies, obwohl Mursis 
Wahlsieg 2012 auf ziemlich 
wackligen Füßen stand. Im 
ersten Wahlgang hatte er nur 
24,8 % der Stimmen bekom¬ 
men. In der Stichwahl kam er 
auf 51,7 %, aber dies verdank¬ 
te er nicht der Zustimmung 
der Mehrheit der Wähler zu 
seinem Programm, sondern 
dem Umstand, dass ihm vie¬ 
le im zweiten Wahlgang die 
Stimme gaben, um damit die 
Machtübernahme seines Ge¬ 
genkandidaten Shaüq zu ver¬ 
hindern, der als der Kandidat 
des Zurück zum Mubarak-Re¬ 
gime angesehen wurde. 

So ist es im Licht der Ergebnis¬ 
se nach einem Jahr Mursi-Herr¬ 
schaft und angesichts des erkenn¬ 
baren Trends zur Errichtung eines 
neuen autoritären und in der Pers¬ 
pektive diktatorischen, diesmal is- 
lamistisch drapierten Regimes kein 
Wunder, dass sich Millionen seiner 
früheren Wähler nun von ihm ent¬ 
täuscht und betrogen fühlten. 

Wie geht es weiter? 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist of¬ 
fen, was aus der zweiten großen Wel¬ 
le des revolutionären Aufbegehrens 
der Volksmassen schließlich heraus¬ 
kommen wird. Ob sich die gestürzten 
Islamisten-Chefs mit ihrem Scheitern 
abünden und nach einiger Zeit sogar 
als „Teilhaber“ in eine Machtkonstel¬ 
lation einbinden lassen werden, wie es 
die Militärs angeboten haben, ist der¬ 
zeit nicht abschätzbar. Aber auch der 


Versuch eines gewaltsamen Aufstands 
der Muslim-Bruderschaft ist wenig aus¬ 
sichtsreich. 

Eines der größten Probleme der ent¬ 
standenen Situation ist, dass die spon¬ 
tane Massenbewegung zwar nun er¬ 
neut die Beseitigung eines verhassten 
Regenten erreicht hat, aber klare Vor¬ 
stellungen über mögliche und anzustre¬ 
bende Alternativen sind in dieser Be¬ 
wegung wenig vorhanden. Sie besteht 
aus sehr unterschiedlichen Gruppie¬ 
rungen mit sehr verschiedenen Vor¬ 
stellungen. Das öffnet einen großen 
Spielraum für alle möglichen Manöver, 
um den Elan des revolutionären Auf¬ 
bruchs wieder in „geordnete Bahnen“ 
zu lenken. Weder die Arbeiter- und Ge¬ 
werkschaftsbewegung noch die poli¬ 
tischen Linke ist in dieser Bewegung 
derzeit als ein orientierungsfähiges 
Kraftzentrum zu erkennen. 

Eine Folge ist, dass auch die 
Forderungen der Massen kaum 
über ein relativ unbestimm¬ 
tes Verlangen nach Demokra- 


Mursi ist besiegt, die Widersprüche bleiben. 


tie, nach einer neuen Verfassung und 
Wahlen hinausgehen. Fragen nach 
der Orientierung der künftigen Wirt¬ 
schafts- und Sozialpolitik oder gar ei¬ 
ner Umverteilung des aus den großen 
Öl- und Gasvorkommen sprießenden 
Reichtums zugunsten der Armen und 
Arbeitenden oder nach einer Re-Nati- 
onalisierung der Schlüsselsektoren der 
Wirtschaft spielen, soweit erkennbar, 
bisher kaum eine Rolle. Ebenso auch 
nicht Fragen nach dem Verhältnis zum 
Auslandskapital, zu den USA und zur 
EU oder zu Israel und den Ölmonar¬ 
chien. 

Was wollen die Generäle? 

Eine wichtige Frage ist die 
nach der künftigen Haltung, 
den Interessen und Zie¬ 
len der Armeeführung. 
Es wäre verfehlt, von 
ihr so etwas wie eine 
Rückkehr zur früheren 
Rohe unter Nasser mit 
der damaligen antiim¬ 
perialistischen, auf eine 
eigenständige nationa¬ 
le Politik ausgerichte¬ 
ten Orientierung zu 
^ erwarten. Das heutige 
hohe Offizierskorps 
ist eine Fraktion der 
bourgeoisen Ober¬ 
schicht Ägyptens mit 
eigenen Interessen. 
Die Armee besitzt ein 
Wirtschaftsimperium 
mit ganzen Firmen¬ 
ketten nicht nur im 
Rüstungssektor, gro- 
i ßen Landgütern und 
eigenen Finanzinsti¬ 
tuten, mit denen hohe 
Gewinne eingeheimst 
werden. Auch in der 
staatlichen Wirtschaft 
(Suez-Kanal-Verwaltung 
i u.ä.) sind Offiziere oder 
Militärs im Ruhestand als 
Direktoren oder Mana¬ 
ger tätig. 

Hinzu kommt die Ab¬ 
hängigkeit von den Fi¬ 
nanzspritzen der USA. 
1,3 Milliarden US-Dol¬ 
lar fließen laut verschie¬ 
denen Quellen jährlich 
aus Washington an das 
ägyptische Militär. Vie¬ 
le der hochrangigen Mi¬ 
litärs haben ihre Ausbil¬ 
dung auf US-Militäraka- 
demien absolviert. Selbst 
wenn sich die Militärs 


nicht nach einer direkten Übernahme 
der politischen Macht in die eigenen 
Hände drängen, sondern im Hinter¬ 
grund bleiben wollen, ist es ihr Inter¬ 
esse, die revolutionäre Volksbewegung 
wieder in „geordnete Bahnen“ zu len¬ 
ken und den Erhalt der bestehenden 
kapitalistischen „Ordnung“ in Ägypten 
vor „Chaos und Anarchie“ zu sichern. 

Ko-Management der 
bourgeoisen Fraktionen? 

Nach 2011 hatte die Armeeführung 
zeitweise versucht, eine Art „Ko-Ma- 
nagement“ mit den Muslim-Brüdern 
zu praktizieren. Das ist gescheitert. 
Nun scheint sie erneut eine Art „Ko- 
Management“ anzustreben, diesmal 
mit jenem Teil der ägyptischen Bour¬ 
geoise, der in den westlichen Massen¬ 
medien als „liberal“ und „laizistisch“ 
etikettiert wird. Aber auch die Frak¬ 
tion der ägyptischen Bourgeoisie, die 
aus den Geschäftsleuten im Netzwerk 
der Muslim-Brüder und Moscheen be¬ 
steht, soll daran beteiligt werden, falls 
sie sich darauf einlässt. Und auch Ver¬ 
treter der „rebellischen Jugend“ sollen 
wohl in diese Konstruktion eingebun¬ 
den und damit in das künftige System 
integriert werden. 

Doch welche Konstellationen in nächs¬ 
ter Zeit auch zustande kommen wer¬ 
den - es bleibt eine Übergangsperio¬ 
de. Es kann durchaus einen Gewinn für 
das ägyptische Volk bedeuten, wenn 
dabei zunächst wenigstens mehr de¬ 
mokratische Rechte und Freiheiten, 
mehr Bewegungs- und Aktionsfreiheit 
für demokratische und linke Kräfte, für 
die Entwicklung von Arbeiterbewe¬ 
gung und Gewerkschaften gewonnen 
werden können. 

Aber früher oder später wird die Frage 
nach der Verwirklichung der ursprüng¬ 
lichen und eigentlichen Anliegen und 
Ziele der ägyptischen Revolution, die 
Frage nach einer echten Verbesserung 
der Lebensverhältnisse der Mehrheit 
der Bevölkerung, wieder akut wer¬ 
den. Die Erfüllung dieser Volksan- 
liegen wird ohne tiefgehende ökono¬ 
mische und soziale Umgestaltungen, 
ohne Einschränkung der Macht- und 
Proütinteressen der vorherrschenden 
bourgeoisen Kreise, ohne Beschrän¬ 
kung auch der Besitz- und Proütin¬ 
teressen des in Ägypten agierenden 
Auslandskapitals nicht zu haben sein. 
Bis dahin bleibt die Hoffnung, dass die 
ägyptischen Linken und die marxisti¬ 
schen Kräfte die entstandene Situation 
nutzen können, um sich besser zu orga¬ 
nisieren und stärker zu werden. 

Georg Polikeit 


Sabahi: Mursis Absetzung war kein Staatsstreich 


Zwangsstopp verurteilt 

Boliviens Verbündete haben mehre¬ 
re EU-Länder wegen der erzwunge¬ 
nen Zwischenlandung von Staatschef 
Evo Morales in Wien scharf kritisiert. 
„Wir verlangen von den Regierungen 
Frankreichs, Spaniens, Portugals und 
Italiens angemessene öffentliche Ent¬ 
schuldigungen wegen der schwerwie¬ 
genden Vorkommnisse“, heißt es in ei¬ 
ner in Cochabamba verabschiedeten 
Erklärung der Präsidenten von Boli¬ 
vien, Venezuela, Argentinien, Ecuador, 
Uruguay und Surinam. 

Zudem müssten die Regierungen der 
vier EU-Staaten die Gründe für ihre 
Entscheidung mitteilen, der Maschi¬ 
ne des bolivianischen Präsidenten die 
Überflugrechte verweigert zu haben. 
Es handele sich nicht nur um eine per¬ 
sönliche Beleidigung Morales 4 , sondern 
um einen Angriff auf ganz Lateiname¬ 
rika. 

Morales 4 Maschine hatte am 2. Juli 
aus Moskau kommend 13 Stunden in 
Wien festgesteckt - angeblich, weil der 
frühere US-Geheimdienstmitarbeiter 
Edward Snowden an Bord vermutet 
wurde. 

Boliviens Präsident wirft Frankreich, 
Italien, Spanien und Portugal vor, ih¬ 
ren Luftraum zeitweise für seine Ma¬ 
schine gesperrt zu haben. Dies geschah 
nach seiner Überzeugung auf Druck 
der USA. 


Hamdin Sabahi, der gemeinsame Kan¬ 
didat der linken, vor allem jugendli¬ 
chen Opposition zur Präsidentenwahl 
2012, der im ersten Wahlgang mit 

20.7 Prozent auf den dritten Platz kam 
(Mursi erhielt in diesem Wahlgang mit 

24.8 % nur 3,9 % mehr) ist Vorsitzen¬ 
der der „Partei der Würde“ und wird 
in der Presse gern als „Nasserist“ be¬ 
zeichnet. In einem Interview mit der 
französischen Tageszeitung „Le Mon¬ 
de“ (6.7.) hat er zur aktuellen Situation 
in Ägypten Stellung genommen. 

Der Repräsentant der eher links ori¬ 
entierten ägyptischen Opposition be¬ 
tonte darin zunächst, dass es das ägyp¬ 
tische Volk war, das mit seinen milli¬ 
onenfachen Massendemonstrationen 
am 30. Juni im ganzen Land die Abset¬ 
zung Mursis erzwang. Das Volk wolle 
„die Errungenschaften der Revolution 
des 25. Januar 2011 vertiefen, um eine 
echte Demokratie aufzubauen, die al¬ 
len zugute kommt“. 

Auf die Frage des Le-Monde-Journa¬ 
listen, ob es möglich sei, eine Demo¬ 
kratie auf einem Staatsstreich aufzu¬ 
bauen, antwortete er: 

„Der 3. Juli war kein Staatsstreich. Es 
ist nicht so, dass, weil ein Staatschef ge¬ 
wählt worden ist, das Volk nicht mehr 
das Recht hat, ihn zu verurteilen. Wir 
haben das Ergebnis der Wahlen res¬ 


pektiert. Aber Mursi hat den demo¬ 
kratischen Prozess verfälscht, um eine 
neue Diktatur auf die Füße zu stellen. 
Das war gut zu sehen im November, 
als er sich außerordentliche Vollmach¬ 
ten per Dekret angeeignet hat. Sehr 
schnell sind wir an den Punkt gekom¬ 
men, wo eine Mehrheit der Bevölke¬ 
rung der Meinung war, dass er ihren 
Willen und die Werte der Revolution 
mit Füßen tritt.“ 

Auf den Einwand, dass Mursi der 
Opposition mehrmals vorgeschlagen 
habe, in die Regierung einzutreten, 
was von dieser immer abgelehnt wur¬ 
de, sagte Sabahi: „Das stimmt bis auf 
eine Präzisierung: Mursi hat uns nie¬ 
mals als echte Partner behandelt. Er 
hat uns zwei oder drei Ministersitze 
angeboten, nicht mehr. Seine Konzep¬ 
tion von Demokratie ist rein dekorativ. 
Nie hat er versucht, einen Dialog über 
kritische Fragen wie soziale Gerechtig¬ 
keit oder den wirtschaftlichen Wieder¬ 
aufschwung zu eröffnen.“ 

Auf eine weitere Frage, woher sein Ver¬ 
trauen gegenüber der Armee komme, 
nachdem diese doch zwischen Februar 
2011 und Juli 2012 (vor der Wahl Mur¬ 
sis) die Führung des Landes nicht ge¬ 
rade zur Zufriedenheit des Volkes be¬ 
trieben habe, sagte Sabahi, er vertraue 
ihr, weil sie sich jetzt „für das Volk 


entschieden 44 habe. Sie werde sicher¬ 
lich in der anstehenden Übergangspe¬ 
riode ihren Einfluss haben. „Aber ich 
glaube nicht, dass sie das Land dirigie¬ 
ren will“. In einem anderen Interview 
mit der britischen Agentur Reuters am 
5.7. sagte Sabahi zu der gleichen Fra¬ 
ge, General Al-Sisi, der die Absetzung 
Mursis im Fernsehen bekanntgab, su¬ 
che offensichtlich nicht nach einem 
Posten für sich selbst. Die Armee habe 
den Willen des Volkes ausgeführt, und 
dies habe nach einer Periode der Ent¬ 
fremdung jetzt zu einer Versöhnung 
zwischen Volk und Armee geführt. 
Jene, die Mursis Absetzung als einen 
Militärputsch bezeichnen, beleidigten 
das ägyptische Volk, das millionenfach 
seinen Willen zum Ausdruck brachte 
und die Amtsenthebung gefordert hat. 
Im weiteren Verlauf des Interviews mit 
„Le Monde“ äußerte sich Sabahi dann 
zu der vom Militär verfügten Schlie¬ 
ßung mehrerer islamistischer Fernseh¬ 
sender und der Verhaftung von Ange¬ 
stellten dieser Sender. Er sagte, dass er 
die Armeeführung gebeten habe, die 
Verhafteten so bald wie möglich wie¬ 
der freizulassen. Er akzeptiere jedoch 
für eine kurze Zeit die Schließung der 
Sender, „denn man hat es mit Sendern 
zu tun, die zum Hass und sogar zum 
Mord anstacheln“. Wenn die Spannun¬ 


gen zurückgegangen sind, solle es ih¬ 
nen allerdings erlaubt werden wieder 
zu senden. 

Sabahi machte dabei deutlich, dass es 
ihm nicht darum gehe, die Moslem- 
Bruderschaft nun aus dem weiteren 
politischen Prozess in Ägypten auszu- 
schließen. Die Führer der Islamisten 
hätten jetzt zwei Optionen: „Die erste 
besteht darin, den Willen des Volkes 
zu akzeptieren und sich die Mühe zu 
machen, zu verstehen, warum so vie¬ 
le Leute gegen sie demonstriert ha¬ 
ben. Wenn sie das tun, könnten sich 
die Brüder wieder eingliedern in den 
demokratischen Prozess und ihren Teil 
der Verantwortung in der Führung des 
Landes übernehmen. Die andere Opti¬ 
on ist die der Rückkehr in die Illegali¬ 
tät und zur Gewalt. Was eine schlech¬ 
te Nachricht wäre, für sie wie für die 
Gesellschaft“. 

In dem Reuters-Interview erklärte sich 
Sabahi mit der Ernennung des Libe¬ 
ralen El Baradei zum Interims-Pre¬ 
mierminister einverstanden, wobei er 
betonte, er hoffe, dass diese innerhalb 
von sechs Monaten mit einer neuen 
Verfassung, einen Referendum darü¬ 
ber und anschließenden Präsidenten- 
und Parlamentswahlen abgeschlossen 
werden könne. 

G.P. 
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Risse in Frankreichs Regierung 

Ministerin entlassen als Disziplinierungsversuch - aber die Probleme bleiben 


L apidar gab Staatspräsident Hol¬ 
lande am 2. Juli in einem Kom¬ 
munique in einem einzigen Satz 
die Entlassung seiner jüngsten Minis¬ 
terin gleichzeitig die Ernennung eines 
Nachfolgers bekannt: „Auf Vorschlag 
des Premierministers hat der Präsident 
der Republik die Dienste von Mme. 
Delphine Batho beendet und M. Phil¬ 
ippe Martin zum Minister für Umwelt, 
nachhaltige Entwicklung und Energie 
ernannt“ 

Was hatte Frau Batho, die der gleichen 
„Sozialistischen Partei“ (PS) wie der 
Präsident und der Regierungschef an¬ 
gehört, verbrochen? Sie hatte im Rah¬ 
men eines Fernsehauftritts bei RTL 
öffentlich erklärt, dass sie den von Re¬ 
gierungschef Ayrault in Umlauf ge¬ 
brachten Haushaltsentwurf für 2014 für 
einen „schlechten Haushalt“ halte. An¬ 
gesichts der darin vorgesehenen Kür¬ 
zungen im Etat des Umweltministeri¬ 
ums müsse man sich fragen, ob Ökolo¬ 
gie und Energie-Umstellung noch die 
verkündete Priorität haben. 

Die Ex-Ministerin hatte Grund zur 
Unzufriedenheit. Ihr Ministerium ge¬ 
hörte zu den am meisten betroffenen 
von den vorgesehenen Haushaltskür¬ 
zungen. Um 14 Milliarden Euro wollen 
Hollande und Ayrault dabei das Defi¬ 
zit im Haushalt 2014 verringern, um die 
EU-Vorgaben des „Fiskalpakts“ zu er¬ 
füllen. Für den Etat des Umwelt- und 
Energieministeriums war eine Kürzung 
um 7 Prozent und eine Einsparung von 
522 Stellen verordnet. Die öffentliche 
Kritik von Frau Bartho daran warfen 
ihr ihre Chefs als „Mangel an notwen¬ 
diger Regierungssolidarität“ vor, der 
mit der Entlassung geahndet wurde. 
Der Vorgang kann als Symptom ge¬ 
wertet werden. „Regierungssolidarität“ 
hatten Hollande und Ayrault nämlich 
auch schon vorher wiederholt ange¬ 
mahnt, nachdem durch Äußerungen 
verschiedener Minister erkennbar ge¬ 
worden war, dass es in der Regierung 
Differenzen gibt, vor allem über das 


Am vergangenen Wochenende fand in 
Porto ein Vorstandstreffen der Partei 
der Europäischen Linken statt. Die Be¬ 
ratung, an der 21 Parteien teilnahmen, 
fand im Rahmen der „Sommer-Univer¬ 
sität“ der ELP statt, die vom 3. bis 6. Juli 
stattfand und neben der ELP vom The¬ 
orie-Netzwerk „Transform!“ organisiert 
wurde. 

Zur Sommer-Universität kamen Refe- 
rent/inn/en aus den EL-Parteien nach 
Porto um Interessierten ihre Sicht auf 
Krise und Gegenbewegung darzulegen. 
Der Zeitpunkt war - wegen der langen 
Vorlaufzeit natürlich unbeabsichtigt - 
gleichsam günstig wie ungünstig gelegt 
worden: Einerseits stand Portugal in 
dieser ersten Juli-Hälfte im Zentrum 
der Euro- und EU-Krise, was einen gu¬ 
ten Bezug zum SU-Thema „Wie Eu¬ 
ropa verändern?“ darstellte. Anderer¬ 
seits waren die Hauptstadtstraßen voll 
von Demonstrierenden des Gewerk¬ 
schaftsdachverbandes CGTP, während 
die ELP-Debatten zwangsläufig theore¬ 
tisch blieben und fernab von Lissabon 
stattfanden. Trotz freien Eintritts hatte 
sich vor allem die einheimische Bevöl¬ 
kerung kaum für die Veranstaltungen 
in den modernen Stadionanlagen des 
FC Porto interessiert. Bemängelt wur¬ 
de beim Vorstandstreffen also mehr die 
verhältnismäßig geringe Zahl an Teil¬ 
nehmenden, während die Qualität der 
Beiträge hervorgehoben wurde. Ein be¬ 
trächtlicher Teil der Beiträge wurde von 
Referent/inn/en der Partei „Die Linke“ 
gestellt, darunter auch die Bundestags¬ 
abgeordneten Andrej Hunko und Wolf¬ 
gang Gehrcke. 

In den Debatten ging es am ersten Tag 
vorwiegend um die Vorbereitung des 
4. Parteitags der ELP im Dezember in 
Madrid. ELP-Vor sitzender Pierre Lau¬ 
rent, auch Vorsitzender der Französi¬ 
schen Kommunistischen Partei, erklär- 


Ausmaß des vorgesehenen „Sparkur¬ 
ses“, der zum steilen Absturz der Po¬ 
pularitätskurven führte. Angesichts 
der bevorstehenden Kommunalwahlen 
2014 geht in PS-Kreisen die Angst vor 
einer deutlichen Wahlniederlage um. 
Man kann dies auch als eine Wider¬ 
spiegelung der Forderung nach einem 
„Kurswechsel“ der Regierung hin zu 
den ursprünglichen Wahlversprechen 
eines linken Regierungskurses anse- 
hen, die vor allem von den Kommunis¬ 
ten und der Linksfront, aber auch von 
Grünen und linken Strömungen in der 
PS erhoben wird. 

Inzwischen ist die Ex-Ministerin in die 
Offensive gegangen. Auf einer über¬ 
füllten Pressekonferenz in der Natio¬ 
nalversammlung zwei Tage nach ihrer 
Entlassung, die von mehreren Fern¬ 
sehkanälen live übertragen wurde, 
verwahrte sie sich gegen den Vorwurf, 


te seine Bereitschaft erneut zu kandi¬ 
dieren. In seiner Rede ging er auf die 
aktuellen Ereignisse in der Türkei und 
Ägypten ebenso ein wie auf die „Trans¬ 
atlantische Partnerschaft“ zwischen EU 
und USA. Die ELP solle in den inter¬ 
nationalen Kämpfen verstärkt präsent 
sein. Pierre Laurent analysierte eine 
„Merkel-Dominanz über Europa“: der 
Bundestagswahl komme für die Linke 
in Europa auch daher eine wichtige Be¬ 
deutung zu. 

Hinsichtlich der EU-Wahlen solle das 
ELP-Programm ein europäisches Pro¬ 
gramm sein. Die Frage, wie sich die 
„europäische Linke“, die sich die ELP 
namentlich zu vertreten anschickt, zu 
einer von der EU-Kommission ins 
Spiel gebrachten „europäischen Spit¬ 
zenkandidatur“ stellt, beantwortete 
Pierre Laurent so, dass neben Martin 
Schulz für die Sozialdemokraten oder 
Jose Manuel Barroso für die konser¬ 
vative Europäische Volkspartei auch 
„die Linke“ einen eigenen Spitzen¬ 
kandidaten stellen solle. In der De¬ 
batte wurde das weitgehend bestätigt, 
wenn auch hier keine abschließende 
Entscheidung getroffen wurde. Der 
Parteitag könnte sich sowohl für Lau¬ 
rent als auch für Alexis Tsipras von Sy- 
riza entscheiden, falls dieser das Risi¬ 
ko eines möglicherweise mäßigen EU- 
Ergebnisses in eventuelle Neuwahlen 
in Griechenland mitnehmen mag. Gar 
keine Rolle spielt bei all diesen Über¬ 
legungen die Tatsache, dass die Links¬ 
fraktion im EU-Parlament (GUE- 
NGL) sich aus etwas mehr als nur den 
EL-Parteien formiert und die anderen 
wie PCP oder KKE gewiss keine/n 
Kandidaten/tin aus der ELP akzeptie¬ 
ren und vermutlich nicht einmal auf 
das inhaltsentleerende Spektakel von 
Spitzenkandidaturen als solches einge- 
hen werden. 


unsolidarisch gehandelt zu haben. Sie 
verband dies aber mit einer deutlichen 
Attacke. „Was ich nicht akzeptiere, ist 
nicht, Kompromisse zu machen, son¬ 
dern die Wende zum harten Sparkurs, 
der für die extremen Rechte in unse¬ 
rem Land den Weg an die Macht vorbe¬ 
reitet“, erklärte sie. Es gehe ihr nicht um 
einen Ministerposten, sondern um „das 
Recht meiner Generation, Hoffnungen 
zu haben und zu handeln“. Es sei an der 
Zeit, die im Wahlkampf versprochene 
Wende nach links wieder anzugehen 
und die Linke zu einem „Aufbruch“ 
für Ökologie und die Hoffnungen der 
künftigen Generationen aufzurufen. 
Und die geschasste Ministerin legte 
noch ein Scheit zu. Weil sie ihrem En¬ 
gagement und ihren Überzeugungen 
treu geblieben sei, hätten einige Mäch¬ 
tige der Wirtschaft „ihren Kopf gefor¬ 
dert“. Insbesondere sei es dabei um das 


Jedenfalls soll in Madrid in diesem Zu¬ 
sammenhang über eine Anpassung des 
ELP-Statuts als so genannte „europäi¬ 
sche Partei“ entschieden werden, so der 
Vorsitzende. Der Parteitag wird unter 
dem Motto „Change Europe“ stehen 
und den Gegensatz zwischen einem 
Europa der Arbeit und einem des Ka¬ 
pitals benennen. Bis zu 600 Delegier¬ 
te werden erwartet; auch beobachten¬ 
de Parteien wie die DKP stellen dann 
Delegierte. 

Resolutionen zu Ägypten und dem 
Zwangsstopp von Evo Morales in 
Wien wurden beschlossen; anderes 
wurde dem Sekretariat übergeben, das 
mit der Parteitagsvorbereitung keine 
leichte Aufgabe hat. Strittige Fragen 
wie die Haltung der Vorsitzenden der 


von ihr vertretene Verbot der Förde¬ 
rung von Schiefergas („Fracking“) und 
um die Reduzierung der Kernenergie 
gegangen. Wäre die Regierung solida¬ 
risch gewesen, hätten diese Kreise ihr 
Ziel nicht erreicht. Dann fügte sie dem 
auch noch die Frage hinzu, ob es nor¬ 
mal sei, dass der Chef der Röhrenfirma 
Vallourec, Philippe Crouzet, unmittel¬ 
bar an der Schiefergaserschließung in¬ 
teressiert, ihr Beiseiteschieben schon 
Wochen im Voraus gegenüber Verant¬ 
wortlichen seines Unternehmens in 
den USA ankündigen konnte. Das war 
eine klare Spitze gegen Hollande per¬ 
sönlich, weil bekannt ist, dass die Frau 
des genannten Firmenchefs bei Hollan¬ 
de Direktorin des Büros des Staatsprä¬ 
sidenten ist. 

Die Ex-Ministerin beschuldigte Re¬ 
gierungschef Ayrault, die Haushalts¬ 
kürzungen von oben herab ohne Dis¬ 
kussion mit den Betroffenen verfügt 
zu haben. Ihre Entlassung sei auch als 
eine „Botschaft an meine Ex-Kollegen“ 
zu verstehen, um ihnen zu sagen, dass 
Schluss ist mit Kollegialität in der Re¬ 
gierung. 

Offensichtlich hielten Hollande und 
Ayrault es für nötig, jetzt ein Exempel 
zu statuieren, um den Rest der Regie¬ 
rungstruppe damit zu disziplinieren. 
Ob das allerdings auf Dauer Erfolg ha¬ 
ben wird, kann bezweifelt werden. Vor 
allem beim grünen Koalitionspartner 
der PS gibt es seit längerem eine Dis¬ 
kussion, ob man weiter in dieser Regie¬ 
rung bleiben oder aus ihr ausscheiden 
soll. Der führende Grünen-Politiker 
Mamere kritisierte die Entlassung der 
Ministerin als einen „schlechten Coup“ 
und verband dies mit deutlichen Bedin¬ 
gungen für den weiteren Verbleib in 
der Koalition. Zugleich sagte er, dass 
er bei einer Vertrauensabstimmung 
nun wohl nicht mehr für die Regierung 
stimmen würde, „außer wenn der Pre¬ 
mierminister sich entschlösse, den Kurs 
zu ändern“. 

Pierre Poulain 


GUE-NGL, Gaby Zimmer, zur Über¬ 
gabe des Sacharow-Preises an den ku¬ 
banischen Dissidenten Guillermo Fa- 
rinas wenige Tage zuvor waren Thema 
nur auf den Fluren, wie es immer ist, 
wenn ein Konsens - ein Prinzip der 
ELP-Entscheidungsfindung - nicht zu 
erwarten ist. 

Im Vorstand gab es reges Interesse an 
der Haltung der DKP zur ELP, die vom 
Parteitag auf die Essenz des ursprüng¬ 
lich gefassten Beschlusses einer Be¬ 
obachtung zurückgeführt wurde. Die 
meisten Vorstandsmitglieder drückten 
gleichermaßen ihr Verständnis dazu 
aus, wie auch den Wunsch, dass die 
DKP weiterhin, in welcher Form auch 
immer, an die EL angebunden sein sol¬ 
le. Günter Pohl 


Geldwäsche für 
religiöse Werke? 

Neues Glied in der Kette der 
Vatikanbank- Skandale 

Die Vatikanbank, die sich sinnigerweise 
Istituto per le Opere Religiöse (Institut 
für Religiöse Werke) nennt, erlebt wie¬ 
der einmal einen Finanzskandal in ihrer 
an solchen Ereignissen reich gesegne¬ 
ten Geschichte. Prälat Nunzio Scara- 
no aus Salerno, Finanzdienstleiter des 
IOR, des weiteren ein Finanzbroker mit 
Geschäftssitz auf den Kanaren, noch 
ein Geistlicher und ein Geheimdienst¬ 
mitarbeiter wurden wegen Verdachts 
auf illegalen Geldtransfer und Beste¬ 
chung von der italienischen Finanzpoli¬ 
zei festgenommen und in Handschellen 
abgeführt. U.a. sollen sie den Geheim¬ 
dienstler mit 400 000 Euro bestochen 
haben, in seinem Privatjet 20 Millionen 
Euro cash aus der Schweiz nach Itali¬ 
en zu befördern. Gegen den ob zwie¬ 
lichtiger Affären bekannten Scarano, 
aus dessen Geldbörse immer 500-Eu- 
ro-Scheine schauten und der deshalb 
„Monsignore 500“ genannt wurde, lau¬ 
fen in Salerno bereits Ermittlungen we¬ 
gen des Verdachts der Geldwäsche. Er 
wurde von Papst Franziskus deshalb 
von seinem Posten im IOR suspendiert. 
Bereits im Herbst 2010 waren der da¬ 
malige Präsident des IOR und sein Ge¬ 
neraldirektor nach Ermittlungen wegen 
Verstoßes gegen das Geldwäschegesetz 
entlassen worden. 23 Millionen Euro 
wurden beschlagnahmt. Neuer Chef 
der Vatikanbank wurde der deutsche 
Finanzmanager Ernst von Freyberg, der 
„Null Toleranz gegenüber Geldwäsche 
und Finanzkriminalität“ verkündete 
und versprach, das IOR, das in Wirk¬ 
lichkeit eine Bank des Papstes ist, die 
auch die Geldspenden in Milliardenhö¬ 
he der katholischen Kirche verwaltet, 
endlich aus „den Negativschlagzeilen 
zu bringen“. Wie es scheint, ohne Erfolg. 
In den Blickpunkt gerät auch der zu¬ 
rückgetretene Ratzinger-Papst, der vor 
seinem Amtsantritt mehrmals Ermitt¬ 
lungen gegen das IOR verhinderte. So 
1981, als die faschistische Putschloge 
P2, ein Verbindungszentrum zwischen 
der Vatikan-Finanz und der sizilianisch- 
amerikanischen Mafia, aufflog. Schlüs¬ 
selfiguren waren der „Bankier Gottes“ 
genannte Präsident der Ambrosiano¬ 
bank, Roberto Calvi, und der US- 
Amerikaner und damalige IOR-Chef, 
Erzbischof Marcinkus. An der Am¬ 
brosianobank, die mit 3 Mrd. Dollar 
bankrott machte, war die Vatikanbank 
entscheidender Teilhaber. Marcinkus 
hatte u.a. versucht, gefälschte Aktien 
im Wert von 500 Millionen Dollar zu 
verkaufen. Unter 33 Finanziers und 
Managern, gegen die die Staatsanwalt¬ 
schaft ermittelte, befanden sich neben 
Marcinkus weitere hochrangige Wür¬ 
denträger der Kurie. Um die Untersu¬ 
chungen gegen sie abzuwenden, bilde¬ 
te Kardinal Ratzinger, gerade Präfekt 
der Glaubenskongregation geworden, 
eine päpstliche Untersuchungskom¬ 
mission. Ratzinger verweigerte der ita¬ 
lienischen Justiz eine Auslieferung der 
Beschuldigten. Die „Untersuchungen“ 
verliefen ergebnislos. Dem wichtigsten 
Drahtzieher Calvi wurde zur Flucht 
nach London verholfen, wo ihn, wie 
später bewiesen wurde, die Mafia am 
18. Juni 1982 unter der Black-Friars- 
Bridge erhängte. Marcinkus wurde in 
die USA zurückgeschickt. 

Immer mit dabei war das Machtzent¬ 
rum im Vatikan Opus Dei (Werk Got¬ 
tes). So auch mit seinem Mitglied Kar¬ 
dinal Ricardo Maria Carles bei einem 
1996 aufgedeckten Skandal, den Rat¬ 
zinger übrigens auch vertuschte. Neben 
Geldwäsche ging esum den Schmuggel 
von Nuklearmaterial, Waffen und Dia¬ 
manten. Trotzdem gelang es Ratzinger 
mit seinen „internen Untersuchungen“ 
Schaden vom Vatikan abzuwenden. 
Als 1992 das alte Parteiensystem im 
Korruptionssumpf zusammenbrach 
wollte der Vatikan, eine „große Par¬ 
tei der Mitte“ aufbauen, die dann die 
Macht übernehmen sollte. Wenn auch 
nicht ganz wie geplant, entstand sie 
dann unter dem Namen „Forza Ita- 
lia“ als Partei Berlusconis, dessen Sturz 
mehrmals mit direkter Unterstützung 
des Vatikans verhindert wurde. 

Gerhard Feldbauer 


Brief von Willy Meyer, Europaabgeordneter der Izquierda Unida 
(Vereinigte Linke) an Gabi Zimmer, Präsidentin der GUE/NGL 

Ich bin überrascht,eine E-Mail derVorsitzenden unsererGruppe zu lesen,in wel¬ 
cher sie erklärt, dass sie trotz der auf unserem Gruppentreffen am vergangenen 
Abend zum Ausdruck gebrachten Meinungen an der Verleihung des Sacharow- 
Preises an eine Person wie Guillermo Farihas teilnehmen wird, der eine Schande 
für demokratische und humanistische Werte ist. 

Ich erinnere Dich daran, dass diese Gestalt Guillermo Farihas von den USA gegen 
die kubanische Revolution, gegen ihre Unabhängigkeit und gegen das kubani¬ 
sche Volk geschaffen und finanziert wurde. 

Ich möchte festhalten, dass die Izquierda Unida der Gruppe der GUE/NGL auf 
der Grundlage von Werten wie Sozialismus, Internationalismus und folglich 
gegen Imperialismus in jedweder Erscheinungsform angehört. 

In diesem Sinne, und um diesen Grundsatz nicht zu verletzen, muss ich es so 
verstehen, dass unsere Präsidentin und diejenigen MEP, welche an der Verlei¬ 
hung teilnehmen,dies als Individuen tun. Falls dies nicht der Fall ist, würde die 
Situation ein für die Izquierda Unida sehr ernsthaftes Problem schaffen, da sie 
unseren Mitgliedern und Wählern unmöglich zu vermitteln wäre. 

Jedwede institutioneile Maßnahme der GUE/NGL, welche das kubanische Volk 
und seine Revolution beleidigen würde, zwänge uns, unsere Beteiligung an die¬ 
ser parlamentarischen Gruppe zu überdenken. 

Ich wünsche mir, dass dies nicht der Fall ist, und dass kraft des konföderativen 
Charakters der Gruppe jederzeit klar sein wird, wann ein MEP auf individueller 
Grundlage oder namens der Gruppe handelt. 

Grüße, Willy Meyer - Spanische Delegation 



Delphine Batho, gefeuert, weil sie nicht alles mitmachen will. 


Europa verändern - aber wie? 

Vorstandssitzung der Partei der Europäischen Linken 
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Gastkolumne von Georg Fülberth 


Mismatch 


Für jedes gesellschaftliche Übel gibt 
es mittlerweile einen Fachausdruck, 
zum Beispiel „Mismatch“ . Der Be¬ 
griff wird angewandt, wenn zugleich 



Arbeitslosigkeit herrscht und Stellen 
unbesetzt bleiben. Arbeitgeber wer¬ 
fen Arbeitslosen gern vor, sie seien 
unflexibel. 

Zurzeit werden in der Bundesrepub¬ 
lik einerseits Auszubildende gesucht, 
andererseits gibt es Jugendarbeitslo¬ 
sigkeit. Für manche Lehrstellen gibt 
es wenig Interesse, weil kaum Chan¬ 
cen auf Übernahme nach der Ge¬ 
sellenprüfung bestehen. Oder der 
in Aussicht stehende Lohn nach er¬ 
folgreicher Ausbildung ist erbärm¬ 
lich, zum Beispiel in der Altenpflege. 
Handwerker und Betriebe behaup¬ 
ten oft, die Vorkenntnisse der Be¬ 
werberinnen und Bewerber seien so 
schwach, dass man sie nicht einstel¬ 
len könne. 

In allen genannten Fällen kann die 
Schuld nicht bei den jungen Leuten 
gesucht werden, auch im letzten nicht. 
Wenn die Vorkenntnisse nicht ausrei¬ 
chen, besteht Mismatch im Schulsys¬ 
tem. 


Wirtschaftsminister Rösler hat aus¬ 
ländische - u. a. spanische - Jugendli¬ 
che nun „eingeladen“ , sich um Lehr¬ 
stellen in Deutschland zu bewerben. 
In mehreren südeuropäischen Län¬ 
dern ist die Arbeitslosigkeit noch 
weit höher als in der Bundesrepub¬ 
lik. Der Minister gibt vor, hier zwei 
Fliegen mit einer Klappe schlagen 
zu können: junge Leute aus den Mit¬ 
telmeerstaaten bekämen eine Chan¬ 
ce, die sie zu Hause nicht haben, und 
schwer vermittelbare Lehrstellen in 
Deutschland werden besetzt. 

Hier wird auf brain-drain - noch so 
ein Fachwort - spekuliert: Wirtschaft¬ 
lich schwache Länder geben Begab¬ 
te an die stärkere Metropole ab, und 
diese spart dadurch Ausbildungskos¬ 
ten, siehe die innerdeutsche Arbeits¬ 
migration bis 1961. 

Große Chancen wird die Rösler-Initi- 
ative nicht haben. Was die wegen ge¬ 
ringer Übernahmechancen unattrak¬ 
tiven Lehrstellen angeht, werden süd¬ 
europäische Jugendliche kein großes 
Interesse an ihnen haben, wenn sie 
die geringen Chancen mit dem Auf¬ 
wand vergleichen. Für die anspruchs¬ 
volleren Ausbildungsplätze dürften 
dieselben Hemmnisse, die aus dem 
Schulsystem kommen, gelten wie in 
Deutschland. 

Rösler will die Konkurrenz zwi¬ 
schen Lehrstellenbewerber(innen) 
verschärfen und aktuelle Engpässe 
überwinden, ohne an den Ursachen 
für die Mängel am Arbeitsmarkt und 
im Bildungssystem etwas zu ändern. 
All dies kann man kritisieren, ohne 
durch Wortwahl dem Verdacht Vor¬ 
schub zu leisten, es sollten Stimmen 
am rechten Rand gefischt werden. 


Dreck am Stecken 


Erinnert sich noch jemand an die klas¬ 
sisch „schöne“ Geschichte von der Be¬ 
schaffung des Schützenpanzers HS 30 
in den Anfangstagen der Bundeswehr? 
Der Auto- und Rüstungs-Hersteller 
Hispano Suiza, hinter dem ein Konsor¬ 
tium der Rüstungskonzerne Henschel, 
Hanomag und der britischen Leyland 
stand, präsentierte am 28. März 1956 
dem Verteidigungsausschuss des Bun¬ 
destages ein aus Holz und Pappe beste¬ 
hendes verkleinertes Modell des Gerä¬ 
tes. Etwas mehr als zwei Monate später 
sah die Mehrheit des Ausschusses die 
Serienreife des Panzers als ausreichend 
geprüft an. Nur Helmut Schmidt for¬ 
derte damals (bravo), dass wenigstens 
ein paar Prototypen hergestellt wer¬ 
den sollten. Dieser Einwand wurde 
übergangen und am 5. Juli 1956 wur¬ 
den 10 000 Panzer für etwa 2,4 Mrd. 
DM bestellt. Die bald erkannte völlige 
Untauglichkeit des Panzers verhinder¬ 
te nicht, dass ein Viertel der bestellten 
Exemplare für über eine halbe Milli¬ 


arde DM ausgeliefert wurde. Der mili¬ 
tärisch-industrielle Komplex der Bun¬ 
desrepublik hatte sein erstes „Meis¬ 
terstück“ geliefert. Die Geschichte mit 
dem F 104 Starfighter folgte. Danach 
wurde man (etwas) vorsichtiger. 
Trotzdem hat sich nie wirklich geändert, 
dass es auf dem Felde der Rüstungspo¬ 
litik - wie anderswo auch - kein wirk¬ 
liches Primat der Politik gab und gibt. 
Verteidigungsminister können nur Er¬ 
folg haben, wenn sie den Rüstungskon¬ 
zernen dienen, der Bundeswehrführung 
in den Arsch kriechen und Bundestag 
und Wähler erfolgreich (nicht nur) über 
dieses Verhalten täuschen. Das ist ein¬ 
fach und doch wieder schwierig. 
Helmut Schmidt zum Beispiel konnte 
das (pfui!). De Maiziere kann das im 
Falle der Drohnen- und Eurobeschaf¬ 
fung anscheinend nicht. Mitleid haben 
muss man nicht. Wer sich mit der Rüs¬ 
tungsindustrie ins Bett legt, hat per se 
Dreck am Stecken. 

Adi Reiher 


„Die Linke“ wählen! 


Die DKP in Bayern hat beschlossen, 
keine Eigenkandidatur anzustreben. 
Bei aller Kritik an der Politik der Par¬ 
tei „Die Linke“ wäre doch ihr Einzug 
ins Landesparlament eine Stärkung der 
fortschrittlichen Kräfte in Bayern. 
Doch auch Abgeordnete der Partei 
„Die Linke“ können für sich genom¬ 
men nur wenig ändern. Wir werden nur 
dann wirklich etwas bewegen, wenn 
Menschen für ihre Interessen selbst ak¬ 
tiv werden und mit den Gewerkschaf¬ 
ten, in Bündnissen und Initiativen ihre 
Interessen selbst vertreten. 

Für diese Menschen kann eine Fraktion 
der Partei „Die Linke“ das Sprachrohr 
sein und sie unterstützen. Die DKP wird 
sie wie alle Parlamentarier beim Wort 
nehmen und an ihren Taten messen. 
Spürbare Fortschritte werden wir nur 
dann erreichen, wenn wir uns zusam¬ 


menschließen zu einem breiten außer¬ 
parlamentarischen Bündnis aller fort¬ 
schrittlichen Kräfte. 

Letztlich werden wir eine humane und 
solidarische Gesellschaft nur erkämp¬ 
fen, wenn wir die gesellschaftlichen 
Verhältnisse gründlich umkrempeln. 
Unser Ziel ist deswegen eine sozialis¬ 
tische Gesellschaft. 

Dazu müssen als nächster, dringender 
Schritt Banken und Konzerne in gesell¬ 
schaftliches, demokratisch kontrollier¬ 
tes Eigentum überführt werden. Die 
Macht des Großkapitals muss zurück¬ 
gedrängt und schließlich überwunden 
werden. Dafür treten wir als Deutsche 
Kommunistische Partei auch in Bay¬ 
ern ein. 

Aufruf der DKP-Bezirksorganisationen 
Nord- und Südbayern zu den Landtags¬ 
wahlen am 15. September 2013 


Auch junge Kommunistinnen in Portugal 
wissen, wie ein Generalstreik funktioniert 

Der Kampf geht über Arbeit und Brot hinaus - 
Es geht gegen die verfaulende Regierung und gegen die Troika 


Rita Rato, kommunistische Abgeordnete im portugiesischen 
Parlament:„Nur durch den Kampf werden die Völker ihre 
Rechte durchsetzen können.“ 


Rita Rato, Abgeordnete im 
portugiesischen Parlament 
und Mitglied im Jugendver¬ 
band Juventude Comunista 
Portuguese (JCP) besuch¬ 
te das dritte Nelkenfest der 
Partido Comunista Por- 
tugues (PCP) am Wochen¬ 
ende in Leverkusen. Die 
aktuelle instabile Lage der 
Mitte-Rechts-Regierung in 
Lissabon, die anhaltenden 
Interventionen durch die 
Troika und die „ Hilfsange¬ 
bote “ aus Berlin für Ausbil¬ 
dung suchende Jugendliche 
bildeten den Hintergrund 
für ein Interview, das die 
UZ mit Rita Rato führte. 

UZ: Genossin Rita, Alva- 
ro Cunhal wäre in diesem 
Jahr 100 Jahre alt gewor¬ 
den. Sein ganzes Leben 
steht für den Kampf gegen 
die herrschende Klasse in 
Portugal. Die PCP zeigt 
eine sehr informative Aus¬ 
stellung über sein Wirken. 

In den deutschen Medien 
kann man darüber nichts lesen. Aber 
man kann dort wenigstens verfolgen, 
dass die Regierung in Portugal gewaltig 
unter Druck geraten ist. Wie stabil ist die 
Regierung von Ministerpräsident Pedro 
Passos Coelho? 

Rita Rato: Wir gedenken Alvaro Cun- 
hals auf besondere Weise, denn seine 
politischen Thesen sind heute aktuel¬ 
ler denn je: Nur durch den Kampf wer¬ 
den die Völker ihre Rechte durchsetzen 
können. Die portugiesische Regierung 
ist von innen verfault und von außen - 
auf Grund des Druckes der Troika und 
des Volkes. Seit Pedro Passos Coelho 
(Partido Social Democrata, PPD-PSD, 
konservativ-liberal) die Regierung 
übernommen hat, ist der Kampf der 
Bevölkerung, insbesondere der Arbei¬ 
ter und der Jugend, immer stärker ge¬ 
worden. Dieser Kampf verschleißt die¬ 
se Regierung und isoliert sie auf der so¬ 
zialen Ebene. 

UZ: Welche Bedeutung hatte dabei der 
Generalstreik am 27. Juni? 

Rita Rato: Der nationale Streik am 
27. Juni war eine Erschütterung für 
diese Regierung. Der Rücktritt von 
zwei Ministern, Außenminister Pau¬ 
lo Portas ist sogar Vorsitzender einer 
Koalitionspartei (Centro Democrati- 
co e Social - Partido Populär, CDS-PP, 
rechtskonservativ), und Finanzminister 
Vitor Gaspar (parteilos), bringt die Re¬ 
gierung wirklich ins Wanken. Es wur¬ 
de sichtbar, wie ziellos diese Regierung 
ist. Staatspräsident Anibal Cavaco Silva 
(PSD) stimmt den Maßnahmen der Re¬ 
gierung und der Troika zu. Staatspräsi¬ 
dent und Ministerpräsident sind „So¬ 
zialdemokraten“ . Alle sind neoliberal 
ausgerichtet. Das ist die größte Katas¬ 
trophe für das Land. Der Staatspräsi¬ 
dent geht eben nicht gegen die Regie¬ 
rung vor. Deswegen ist es wichtig, dass 
das Volk weiter kämpft, bis die Regie¬ 
rung zurücktritt und Neuwahlen ausge¬ 
rufen werden. Das Parlament in Lissa¬ 
bon hat 230 Abgeordnete. Von da wird 
das Land zentral regiert, von da erfolgt 
die Gesetzgebung. 

UZ: Vitor Gaspar war der Helfershel¬ 
fer der Troika bei der Ausarbeitung der 
„ Sparprogramme “. Eine andere Herr¬ 
schaftsvokabel heißt „ Reformkurs “. 
Die richtige Übersetzung müsste , v Aus¬ 
pressung “ lauten... 

Rita Rato: Gaspar war der Finanzmi¬ 
nister. Aber die gesamte Regierung 
muss dafür verantwortlich gemacht 
werden, denn sie hat den „Sparplan“ in 
die Tat umgesetzt. Die gesamte Regie¬ 
rung trägt also die Verantwortung. Gas¬ 
par war das „Gesicht“ für die „Spar¬ 
politik" . Für sie war er der Buhmann. 


UZ: Ein Katalog der Grausamkeiten 
gegen das Volk! 

Rita Rato: Die Arbeitslosigkeit steigt 
gewaltig. Das ist eine politisch gewollte 
Option der Regierung. Es gibt ergän¬ 
zend auch einen ideologischen Kampf. 
Die Regierung will die Menschen über¬ 
zeugen, dass man „sparen“ muss und 
dass „private Leute“ (Konzerne) die 
Wirtschaft (den öffentlichen Sektor) 
besser leiten können als der Staat. Das 
ist selbstverständlich eine Lüge, die 
aber durch die Medien verbreitet wird, 
um eine politische Programmatik zu 
begünstigen, die auf die weitere Kon¬ 
zentration des Reichtums, die Verstär¬ 
kung der Ausbeutung und auf eine bes¬ 
sere Unterstützung der internationalen 
Kapitalinteressen abzielt. Angestrebt 
ist, dass sich der Staat aus dem Sozial¬ 
bereich zurückzieht, dass Bildung und 
Gesundheit an die Privaten gehen. Der 
Sozialstaat wird dadurch untergraben. 
Im Moment denkt man an die Privati¬ 
sierung des Postwesens, das Gewinne 
einfährt. Erfahrungen zeigen aber, dass 
das nicht funktioniert. Weitere Schritte 
sind Wasser und Energie. 

UZ: Der Streik am 27. Juni war mehr als 
ein Streik für gewerkschaftliche Forde¬ 
rungen. .. 

Rita Rato: Mit dem Generalstreik am 
27. Juni konnte man feststellen, dass die 
Leute demonstriert haben gegen diese 
Politik. Es ging nicht nur um den Erhalt 
der Arbeitsplätze, um Arbeit und Brot, 
sondern auch um die eigene Würde. 
Das Volk geht auf die Straße für eine 
andere Politik. Gefordert wird eine po¬ 
litische Alternative. Es geht nicht un¬ 
bedingt um einen Geldvorteil, es geht 
insgesamt gegen Armut, denn die Men¬ 
schen arbeiten und sind trotzdem arm. 
Es geht um die Anerkennung ihrer Ar¬ 
beit, ihrer Würde. Die Steuern werden 
erhöht, so dass sich die Leute arm ar¬ 
beiten. 600 000 Arbeiter überleben bei 
432 Euro netto. 

UZ: In Deutschland ist der General¬ 
streik verboten... 

Rita Rato: Der große Streik ist ein 
Streik von vielen Leuten an vielen 
Stellen, der einen Unmut in der brei¬ 
ten Masse der Bevölkerung zeigt. Der 
Unmut kommt von unten nach oben 
und wird zum nationalen Streik. Da¬ 
hinter steht viel Arbeit der Gewerk¬ 
schaft, stehen viele Gespräche, um die 
Leute zu motivieren auf die Straße zu 
gehen. 

Alvaro Cunhal hat immer dafür plä¬ 
diert, dass eine Gewerkschaftsbewe¬ 
gung einheitlich und mit Klassenbe¬ 
wusstsein arbeitet. Dadurch können 
im Prinzip alle Arbeiter aufgenommen 


werden: Kommunisten 
und Arbeiter, die keine 
Kommunisten sind, aber 
Klassenbewusstsein ha¬ 
ben. Man muss bedenken, 
dass es in Portugal kein 
Streikgeld gibt. Du hast 
das Recht zu streiken, aber 
du bekommst dafür kein 
Streikgeld. Wenn man also 
streikt, dann weiß man 
auch, warum man streikt. 
Du weißt also, dass du für 
die Zeit des Streiks einen 
wirtschaftlichen Nachteil 
erfährst: Ein Tag Streik 
entspricht etwa einem 
Zwanzigstel des Monats¬ 
lohns. Bei einem Monats¬ 
lohn von 400 Euro sind 
20 Euro Lohnverlust viel 
Geld. Vor vielen Werks¬ 
toren standen Tag und 
Nacht Streikposten, die 
die Leute motiviert haben, 
nicht zur Arbeit zu gehen. 
Es gehört viel Mut und 
Klassenbewusstsein dazu, 
unter diesen Bedingungen 
nicht zur Arbeit zu gehen. 

UZ: Welche Aufgabe kommt in diesem 
Klassenkampf der Jugendorganisation 
der kommunistischen Partei und der 
Partei selber zu? 

Rita Rato: Es gibt so viele Zugänge. 
Für die Festa do Avante (jährliches 
Pressefest der Parteizeitung - die Red.) 
gewinnen wir zum Beispiel viele junge 
Musiker von Nord bis Süd in Portugal. 
Wenn sie bei uns spielen, ist das auch 
eine Art von Politik. Oder: Die Zeitung 
der Jungen Kommunisten organisiert 
Fußball-Turniere. Das sind konkrete 
Anliegen, die zum Allgemeinen der 
Politik führen. 

UZ: Wie sieht es in den Betrieben, in den 
Schulen aus? 

Rita Rato: Die Kommunisten sind in 
den Betrieben organisiert. Die kom¬ 
munistischen Schüler treffen sich in 
den Schulen oder im Betrieb. Viele Ju¬ 
gendliche müssen in zwei Jobs arbei¬ 
ten. Viele Schüler arbeiten nach dem 
Unterricht. Man trifft sich auch in den 
Häusern der Partei. 

Die jungen Kommunisten müssen sich 
in Portugal nicht verstecken. Für sie ist 
es selbstverständlich zu zeigen: Sieh‘ 
her, ich bin Kommunist! Sie tragen ein 
Abzeichen, damit sie erkannt werden. 
Wenn du aber noch allein als Kommu¬ 
nist im Betrieb bist, dann achten wir 
darauf, dass er nicht „verbrannt“ wird. 
Wenn sich eine Struktur im Betrieb ge¬ 
bildet hat, kannst du offener auftreten. 
In der Zeit der Diktatur mussten die 
Menschen eine Erklärung unterschrei¬ 
ben, dass sie nichts mit den Kommunis¬ 
ten zu tun haben. 

UZ: Das ist noch heute in Bayern im 
Rahmen der Berufsverbote-Politik der 
Fall... 

Rita Rato: Bei uns ist das jetzt anders. 
Das wäre ja ein Eingriff in deine Bür¬ 
gerrechte. .. Die Partei ist in der Arbei¬ 
terklasse verankert. Diese Verankerung 
ist zugleich eine Schutzfunktion für die 
Partei. 

UZ: Viele Jugendliche wollen nichts 
mit Parteien zu tun haben. Sie denken, 
alle Parteien seien gleich, sie würden als 
Selbstbedienungsläden funktionieren... 

Rita Rato: Wir sagen deutlich und le¬ 
ben das auch vor: Wir sind anders als 
die anderen. Wir zeigen Flagge. 

UZ: Wir danken Dir für das Gespräch 
und wünschen für die Festa do Avan¬ 
te am 7. und 8. September in Amora 
(Seixal) wieder eine herausragende Aus¬ 
strahlung und Resonanz. 

Das Interview führte Uwe Koopmann 
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Chronik Ägyptens 

Wichtige historische Daten 

Spätestens seit dem 3. Jahrhundert v.u.Z. befand sich Ägypten unter Fremdherrschaft: der Griechen, der Römer, der Perser, 
der Araber, der Osmanen und schließlich der Briten. 


1922 


1937 

1948 bis 1949 
1952 

i8.Juni 1953 
1954 bis 1970 


Ägypten erlangt nach schweren Kämpfen die Unabhängigkeit („Declaration to Egypt“) - den Briten ver¬ 
bleiben aber weitreichende Rechte sowieTruppen im Land. Der bisherige Sultan Ahmed Fuad ruft sich als 
Fuad I. zum König von Ägypten aus 

Aufnahme Ägyptens in den Völkerbund 

Teilnahme am Palästinakrieg - der Gazastreifen kommt unter israelische Verwaltung 

Militärputsch unter der Führung von Gamal Abdel Nasser und Ali Muhammad Nagib - Absetzung des 
Königs Faruq. 

Ausrufung der Republik Ägypten 

Nasser Staatspräsident Ägyptens. Zu seiner Vorstellung von einem modernen Ägypten gehörte die Eman¬ 
zipation der Frauen. Es wurden Gesetze erlassen und Maßnahmen ergriffen, die den Zugang der Frauen 
zur Berufswelt erleichterten. Für Mädchen galt genauso wie für Jungen die Schulpflicht. Auch der Zugang 
zu höheren Schulen und Universitäten wurde für Frauen erleichtert. Sie durften wählen gehen und sich 
selbst auf politische Ämter bewerben. 

Das größte Umgestaltungsprojekt war die Bodenreform. Alle, die mehr als einen Fläche von etwa 42 Hektar 
an Grund und Boden ihr eigen nannten, mussten die restlichen Landflächen an die Landlosen und Pächter 
abgeben. Außerdem wurden Teile des Privateigentums der Oberschicht konfisziert. 

Unter Nasser begann der Aufbau einer Eisen- und Stahlindustrie. Umfangreiche Investitionen flössen 
in den Bau von Schulen, Universitäten und Krankenhäusern. Zudem wurde die Suez-Kanal-Gesellschaft 
verstaatlicht. Einen neuen Verbündeten fand Nasser in der Sowjetunion. Von der UdSSR bekam Ägypten 
Militärhilfe und Waffen. Russische Militärexperten kamen ins Land; ägyptische Offiziere durften zur Aus¬ 
bildung in die UdSSR. Als die USA die Finanzhilfe für das große Staudammprojekt bei Assuan einstellten, 
half auch hier die Sowjetunion. 

Trotz Anfeindungen und Anschlägen seitens der Muslimbrüder und anderer konservativer Kreise versucht 
Nasser einen antiimperialistischen Kurs. Der Versuch des Zusammenschlusses aller arabischer Staaten zur 
Vereinigten Arabischen Republik scheiterte vor allem am Widerstand der Herrschenden der imperialisti¬ 
schen Mächte sowie der konservativen arabischen Monarchien wie Saudi-Arabien. 


1956 Suezkrise bzw. Sinai-Krieg: Nach der Verstaatlichung des Suezkanals griffen britische, französische und is¬ 
raelische Streitkräfte Ägypten mit dem Ziel der Besetzung des Suezkanals und dem Sturz Nassers an. Auf 
Druck der Sowjetunion in der UNO werden die imperialistischen Truppen zum Rückzug gezwungen. Auf 
der Sinai-Halbinsel wird eine bewaffnete Einsatztruppe der UN stationiert (UNEF). 

1961 Gründung der Bewegung der Blockfreien Staaten unter maßgeblichem Einfluss Nassers 

1967 Sechstagekrieg: Den von Ägypten durchgesetzten Abzug der UNEF-Truppen beantwortete Israel mit einem 
Einmarsch seiner Armee und dem Vormarsch bis zum Suezkanal. Gleichzeitig griff Israel Palästina jorda¬ 
nien und Syrien an. Die Sinai-Halbinsel blieb bis 1982 unter israelischer Besatzung. 

1970 Tod Nassers, sein Nachfolger als Staatspräsident wird Anwar as-Sadat: Abkühlung des Verhältnisses zur 
Sowjetunion, Annäherung an die USA und Israel, deswegen Ausschluss aus der Arabischen Liga. 

1981 Ermordung as-Sadats durch islamistische Attentäter, neuer Staatspräsident wird Hosni Mubarak: Wieder¬ 
aufnahme in die Arabische Liga, Erstarken der Muslimbrüderschaft, zunehmende Versuche islamistischer 
Gruppen, durch Terroranschläge (z.B. Luxor 1997) an Einfluss zu gewinnen. Mehrere Attentate auf Mubarak 
scheiterten (z.B. 1994 und 1996). 

2011/2012 „Arabischer Frühling“ in Ägypten: Absetzung Mubaraks und gerichtliche Auflösung der bisherigen Regie¬ 
rungspartei. Mohammed Mursi, Führer der Muslimbruderschaft, wird neuer Präsident. Die bisherige Ver¬ 
fassung wird gekippt, die Scharia eingeführt. 

Juli 2013 Großdemonstrationen gegen den Präsidenten, heftige Auseinandersetzungen mit seinen Anhängern, es 
gibt viele Tote und Verletzte, Eingreifen der Armee, Sturz Mursis. - Die Fotos auf dieser Seite stammen 
aus den letzten Tagen. 
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Theorie und Geschichte / Politisches Buch 


unsere zeit m 


Gespenster-Debatten 

Gegen reaktionäre bundesdeutsche Geschichtsvermittlung 


N ach seiner ausgezeichneten Kritik „Dämo- 
nisierung durch Vergleich. DDR und Drit¬ 
tes Reich“ aus dem Jahr 2009 versetzt der 
kämpferische Historiker Wolfgang Wippermann 
mit dieser Streitschrift erneut reaktionärer bun¬ 
desdeutscher Geschichtsvermittlung einen schwe¬ 
ren Schlag. 

Knapp aber treffsicher analysiert er die „Grund¬ 
torheit unserer Epoche“ (Thomas Mann 1943), 
den Antikommunismus, hinsichtlich seiner Ideolo¬ 
gie, Funktion, dahinter stehenden Interessen und 
unterschiedlichen regionalen Äußerungsformen 
ausgehend von einer nicht-kommunistischen aber 
eben nicht anti-kommunistischen weltanschauli¬ 
chen Position. Damit unterscheidet sich dieses 
Buch erfreulich von der Mehrzahl der bisher zu 
diesem Gegenstand publizierten. 

Ausgehend von einer knappen Ideologie-Defini¬ 
tion begründet der Autor warum er sich haupt¬ 
sächlich mit den ideologischen Dimensionen des 
deutschen Antikommunismus beschäftigt; die 
politisch-historische Einordnung von Antikom¬ 
munismen in ausgewählten anderen europäischen 
und außereuropäischen Ländern, die eine beson¬ 
dere Qualität dieser Schrift darstellen, skizziert 
er zum Beleg dafür, dass es sich hier nicht nur um 
eine spezifisch deutsche Ideologie handelt. Der 
Titel geht zurück auf den vielzitierten Satz aus 
dem „Manifest der Kommunistischen Partei“ „Ein 
Gespenst geht um in Europa - das Gespenst des 
Kommunismus. Alle Mächte des alten Europa ha¬ 
ben sich zu einer heiligen Hetzjagd gegen dieses 
Gespenst verbündet.“ Dass es sich tatsächlich eher 
um ein Gespenst als eine reale Gefahr handelte, 
frühe antikommunistische Verschwörungsideolo¬ 
gie mithin der realen Grundlage entbehrte, nutzte 
Marx geschickt aus, um von der wirklichen Schwä¬ 
che der Internationale abzulenken. Wippermann 
zeigt ebenso auf, wie diese Ideologie gegen alle 
möglichen emanzipatorischen Bestrebungen ge¬ 
richtet wurde als auch später gegen real existie¬ 
rende Regime, die weder kommunistisch waren 
noch sich, jedenfalls in ihrer übergroßen Mehrheit, 
als solche bezeichneten (sondern allenfalls als auf 
dem Wege zum Kommunismus). Es gab und gibt 
also real -abgesehen vom von Marx und Engels 
erwähnten Urkommunismus- keinen Kommunis¬ 
mus wohl aber diverse Antikommunismen! 

In Deutschland äußerte sich Antikommunismus 
zuerst in Verschwörungsphantasien gegen den 
Bund der Kommunisten, dem Kölner Kommunis¬ 
tenprozess auf Grundlage gefälschter Dokumen¬ 
te, dann gegen die zunächst revolutionäre später 
auch reformistische SPD bzw. ihre Vorläuferor¬ 
ganisationen und wurde schließlich mit antisemi¬ 
tischen Verschwörungsideologien verknüpft wo¬ 
bei die notorischen „Protokolle der Weisen von 
Zion“ eine nicht unerhebliche Bedeutung und 
Verbreitung erlangten. Nach der Oktoberrevolu¬ 
tion entstand daraus die „jüdisch-bolschewistische 
Weltverschwörung“ die, im Zusammenwirken mit 
anderen Ideologemen und Stereotypen (antisla¬ 


wischen, antiasiatischen, ostimperialistischen ...) 
zum verbrecherischen „Vernichtungskampf“ des 
faschistischen Dritten Reichs um „Lebensraum“ 
beitrug. Diese Ideologiemomente wurden, un¬ 
ter leichter Abschwächung der antisemitischen 
Bestandteile, in der Bundesrepublik tradiert 
so dass man den Antikommunismus als Staats¬ 
ideologie der BRD bezeichnen kann. Der Autor 
verweist im Zusammenhang der Wirkung des 
deutschen Antikommunismus u. a. auf den Ein¬ 
fluss Dietrich Eckarts auf Hitler, praktische Fol¬ 
gen wie z.B. den berüchtigten Kommissarbefehl 
aber auch antikommunistisch begründete terro¬ 
ristische Aktivitäten des Ostbüros der SPD und 
solch obskurer Organisationen wie dem Unter¬ 
suchungsausschuss Freiheitlicher Juristen, Volks¬ 
bund für Frieden und Freiheit und Kampfgruppe 
gegen Unmenschlichkeit gegen und in der DDR. 
Die in der BRD lange Zeit hegemoniale Totali¬ 
tarismustheorie mit u. a. den Folgen KPD-Verbot, 
personelle Kontinuitäten mit dem Nationalsozi¬ 
alismus, bildungsbezogene Richtlinien etc., stellt, 
Wippermann zufolge, gewissermaßen die „Demo¬ 
kratisierung“ des Antikommunismus dar. Histo¬ 
rikerdebatte und später die Dämonisierung der 
DDR dienen der Verharmlosung des Faschismus 
und lenken von der mangelnden bzw. nicht erfolg¬ 
ten Distanzierung vom Nationalsozialismus und 
dessen ideologischer Bewältigung ab. Erstaunt ist 
der Autor über eine gewisse Renaissance des An¬ 
tikommunismus nach dem sogenannten Ende des 
Kommunismus in Europa und dass dieses Ende 
gar als Bestätigung für die Richtigkeit dieser 
Ideologie interpretiert wird. Besonders perfide 
in diesem Zusammenhang das Verhalten so man¬ 
cher -im einzelnen aufgeführter- Ex-Linker die 
z.T. nicht einmal davor zurückschrecken das Ste¬ 
reotyp vom „jüdischen Bolschewismus“ erneut 
zu bedienen. 

Eine Wurzel des Antikommunismus in den USA 
stellt die dort verbreitete Furcht vor dem „enemy 
within“ dar zu dem die relativ schwache Arbei¬ 
terbewegung und kleine Kommunistische Partei 
ebenso wie andere linke Gruppierungen und Per¬ 
sonen erklärt und rücksichtslos bekämpft wurden. 
Die antikommunistische Verfolgungswelle als Mc- 
Carthyismus zu bezeichnen hält Wippermann für 
eine unzulässige Personalisierung, da nach dessen 
Karriereende der US-Antikommunismus weiter¬ 
hin Innen- und Außenpolitik der USA prägte; letz¬ 
tere als „Containment“ bezeichnet rechtfertigte po¬ 
litische Subversion und militärische Intervention 
in nicht nur südamerikanischen Ländern. Antise¬ 
mitische Momente spielten hingegen im Antikom¬ 
munismus der USA meist nur eine geringe Rolle. 
Dies gilt auch für Italien wo die Faschisten eher 
das Bild vom „slawischen Kommunismus“ (Sla- 
vo-Comunista) bedienten, um ihre Verbrechen an 
Minderheiten im Nordosten des Landes zu recht- 
fertigen. Dieses Moment wird von ihren ideologi¬ 
schen Nachfahren aktuell wiederbelebt in Verbin¬ 
dung mit ausgeprägtem Anti-Islamismus der auch 


in Frankreich eine bedeutende Rolle spielt. Dort 
entstand nach Solschenizyns „Archipel Gulag“ ein 
„neuer“ Antikommunismus verbunden mit antise¬ 
mitischen Stereotypen getragen von dem Teil der 
Intelligenz, der, nach weit verbreiteten Sympathien 
für den Kommunismus, eine scharfe Wendung zum 
Antikommunismus vollzog. Auch in Polen spielt 
-wie in der Vorkriegszeit- der Antisemitismus eine 
bedeutende Rolle bei der Untermauerung des An¬ 
tikommunismus („Zydokomuna“); hierbei spielt 
der allgemeine Opfer-Mythos (Opfer sowohl des 
Faschismus als auch des Kommunismus) und die 
ungebrochene geistige Hegemonie der katholi¬ 
schen Kirche eine spezifische Rolle. Letztere ist 
auch entscheidend in Spanien wo sie den antikom¬ 
munistischen Ausrottungsfeldzug der Falangisten 
und ihrer deutsch-italienischen Mittäter mit Bil¬ 
ligung des Papstes herbeigebetet und gesegnet 
hatte. Hier kann berechtigt von einer „heiligen“ 
Hetzjagd gesprochen werden. Eine wie auch im¬ 
mer geartete „Aufarbeitung“ der faschistischen 
Verbrechen hat hier noch nicht einmal ansatzwei¬ 
se begonnen nicht zuletzt gefördert durch deren 
Verschweigen seitens der westlichen Demokrati¬ 
en über Jahrzehnte. Reichweite und Inhalte prak¬ 
tizierter Aufarbeitung antikommunistischer Ver¬ 
brechen charakterisiert und kritisiert Wippermann 
differenziert auch für die anderen Länderbeispie¬ 
le insbesondere in der sogenannten Dritten Welt: 
Die Vorgeschichte des Putsches gegen die Re¬ 
gierung Allende in Chile 1973 beschreibt er aus¬ 
führlich einschließlich der Rolle der USA und 
des Auslandsgeheimdienstes CIA und kritisiert 
das Schweigen der Bundesregierung zu den Ver¬ 
brechen der Putschregierung Pinochets. Hier muss 
berichtigt werden, dass es sich keineswegs nur um 
Schweigen sondern bei einem maßgeblichen Teil 
der politischen Klasse auch um unverhohlene Zu¬ 
stimmung gehandelt hat, wenn man an die Äuße¬ 
rungen von Strauß (CSU-Vorsitzender) und Heck 
(CDU-Generalsekretär) bezüglich der angeneh¬ 
men Aufenthaltsqualität für die politischen Ge¬ 
fangenen im zum KZ umfunktionierten Stadion 
von Santiago denkt. Das gleiche gilt für das größte 
Massenverbrechen seit dem Holocaust, die Massa¬ 
ker an den vermeintlichen und tatsächlichen Kom¬ 
munisten im Indonesien der 1960er Jahre „denen 
nach neuesten Schätzungen drei Millionen Men¬ 
schen zum Opfer gefallen sind. Nicht wenige von 
ihnen gehörten der chinesischen Minderheit an. 
Diese Massaker hatten schon Züge eines inten¬ 
dierten und rassistisch motivierten Genozides.“ 
(S. 126) Auch die Apartheid-Politik Südafrikas und 
die bis heute anhaltende Verfolgung der Tudeh- 
Partei im IRAN werden in den antikommunisti¬ 
schen Begründungszusammenhang gestellt und 
die Übereinstimmung der jeweiligen Bundesre¬ 
gierungen mit den sie exekutierenden Terrorre¬ 
gimes herausgestellt. 

Zu diesem Aspekt wären detailliertere Ausfüh¬ 
rungen hilfreich gewesen während die Darstellung 
der inneren wie internationalen Momente in den 


einzelnen Länderkapiteln knapp, klar und kom¬ 
primiert in einer nicht relativierenden Sprache 
gehalten sind. Bedauerlicherweise fehlt ein Ka¬ 
pitel über Großbritannien wo einerseits der An¬ 
tikommunismus und seine Verknüpfung mit dem 
Antisemitismus der Mosleyschen Blackshirts in 
den 1930er Jahren eine bedeutende Rolle bei den 
Nazi-Sympathisanten in der Konservativen Par¬ 
tei und der Appeasement-Politik gespielt haben. 
Andererseits erwies sich der „enemy within“ im 
Gewand der Bergarbeitergewerkschaft bzw. sei¬ 
nes Chefs Scargill Mitte der 1980er Jahre bei der 
Zerschlagung der Arbeiterbewegung unter anti¬ 
kommunistischem Vorzeichen als nicht nur USA- 
Besonderheit (s.o.). 

★ 

Das Gespenst des Kommunismus ging in Europa 
um. Der Antikommunismus, das zeigt dieses Buch, 
geistert in der ganzen Welt herum und treibt sein 
Unwesen. Aus seinen Untersuchungen zieht der 
Autor abschließend die Schlussfolgerung, „dass 
die Ideologien des Antikommunismus niemals 
und nirgends gut und berechtigt waren... Die 
von Marx und Engels prophezeite herrschaftsfreie 
kommunistische Zukunftsgesellschaft kann als 
eine durchaus anzustrebende Utopie angesehen 
werden. Kommunismus ist ein Ideal, Antikommu¬ 
nismus war eine abzulehnende Ideologie.“ (S. 128) 
Und ist es nach wie vor. Rainer Venzke 


Wolfgang Wippermann, Heilige Hetzjagd. Eine 
Ideologiegeschichte des Antikommunismus, Ber¬ 
lin 2012, Rotbuch Verlag,160 Seiten, 9,95 Euro, ISBN 
978-3-86789-147-9 


(Vorabdruck aus den „Marxistischen Blättern“, 
Heft 4/2013) 



Wotfgang Wippermann 

HEILIGE 

HETZJAGD 

Eine tdeologiegeschiohte 
des AntikommLinismus 


Von Weißheit und Weisheit 

Zugleich ein breit gefächertes Kompendium „wissenden Nachdenken(s) über 
Rassismus in der deutschen Geschichte, Sprache und Gesellschaft“ 


Selten spiegeln Titel, Untertitel und Genrebe¬ 
zeichnung so angemessen den Inhalt wider wie 
bei diesem Buch wobei die Kennzeichnung als 
Nachschlagewerk zwar uneingeschränkt zutrifft 
aber durchaus zu bescheiden formuliert ist: Es 
handelt sich hier um viel mehr als nur eine Enzy¬ 
klopädie, es stellt zugleich ein breit gefächertes 
Kompendium „wissenden Nachdenken(s) über 
Rassismus in der deutschen Geschichte, Sprache 
und Gesellschaft“ (S. 5) dar. 

Eingeleitet wird das Werk mit einem Gespräch 
dreier ... Betroffener über Erfahrungen mit Dis¬ 
kriminierung, Rassismus, Antisemitismus und 
anderen Formen des „Othering“. Bemerkens¬ 
wert, aber mittlerweile leider nicht mehr über¬ 
raschend, stellen sie u.a. fest, dass „es einen of¬ 
fensichtlichen Schulterschluss von Teilen der sich 
selbst als aufgeschlossen-links-aufklärerisch-pro- 
gressiv bezeichnenden Szene, insbesondere auch 
von Feministinnen, mit rechten Populisten“ (22) 
gäbe, die „ihren Antisemitismus hinter einer Is¬ 
raelkritik, die so plump daher kommt, dass es 
nicht einmal mehr verschleiert ist, verstecken.“ 
(S. 27) Dass speziell in Deutschland im Kultur¬ 
betrieb im weitesten Sinne so „selbstverständlich 
und regelmäßig auf entwürdigende rassistische 
Bilder zurückgegriffen wird“ (S. 21) erklärt sich 
teilweise durch die „als kurz und unerheblich 
dargestellte koloniale Geschichte Deutschlands“ 
(S. 34) „und (dass) angeblich der Nationalsozialis¬ 
mus so großartig überwunden wurde“. Dazu stellt 
sich die (rhetorische) Frage: „Ist nicht das, was 
man „meint“ gut gemacht zu haben, tatsächlich 
schlecht gelaufen und Teil der Situation, in der wir 


uns heute befinden?“ (S. 26) Dem entspricht, dass 
(nicht nur) hierzulande die Widerstandsgeschich¬ 
te Versklavter, insbesondere die frühe seit dem 
16. Jahrhundert im öffentlichen Raum praktisch 
nicht existiert. Hinzu kommt, dass die Geschichts¬ 
vermittlung in der Bundesrepublik „stark von 
Referenzen auf den Nationalsozialismus geprägt 
ist, während der Kolonialismus ausgespart bleibt“ 
(S. 34) was insbesondere für sog. Menschen mit 
Migrationshintergrund für problematisch gehal¬ 
ten wird. Oberziel antirassistischer Arbeit muss 
die konsequente Verteidigung des Gleichheits¬ 
prinzips sein ...Das Buch ist in vier Hauptab¬ 
schnitte eingeteilt die jeweils Ausführungen sehr 
unterschiedlichen Umfangs und Charakters in 
alphabetischer Reihenfolge (außer Teil I) zu re¬ 
levanten Stichworten enthalten und wird durch 
ein leider etwas zu knapp geratenes Verzeichnis 
dieser Stichworte ergänzt... 

Zielsetzung des Teils I „Rassismus und Koloni¬ 
alismus: Geschichte(n), Kontexte, Theorien“ ist 
herauszuarbeiten, „wer wen vor dem Hintergrund 
welcher historischer Prozesse als „Rasse“ erfin¬ 
det und rassistisch bewertet“ (S. 12): christlich 
geprägte „Weiße“ die ihre Lebenswelt als über¬ 
legene Norm definieren und durch Konstruktion 
des „Anderen“ diesen gegenüber ein Herrschafts¬ 
verhältnis begründen! Nach Auffassung der Au¬ 
torinnen lassen sich nur unter Einbeziehung des 
Kolonialismus Rassismen, Antisemitismus, Anti- 
ziganismus u.ä. „erklären“. 

In Teil II „Wörter und Begriffe: Kernkonzepte 
und Aktionsräume „weißen“ Wissens“ wird ent¬ 
wickelt, dass „Rassismus eine „weiße“ Ideologie 


ist, ein Denksystem, das in Europa erfunden wur¬ 
de, um aus einer „weißen“ Machtposition heraus 
Ansprüche auf Macht, Herrschaft und Privilegi¬ 
en zu grundieren und ihre gewaltsame Durchset¬ 
zung zu legitimieren.“ (S. 12) Das schlägt sich -wie 
die Beiträge nachdrücklich verdeutlichen- in vie¬ 
len Alltagsbegriffen, zeitlichen (z.B. Antike) und 
räumlichen/kulturellen (z.B. Afrika) Konstruk¬ 
ten und Genrekonzepten (z.B. Essay) nieder aber 
auch im Selbstverständnis oppositioneller Strö¬ 
mungen. Für rassistisch Diskriminierte ergibt sich 
daraus die Notwendigkeit solche Begriffe zu hin¬ 
terfragen, neu zu besetzen und damit die ihnen in¬ 
newohnenden „weißen“ Bedeutungshintergrün¬ 
de versuchen zu überwinden, was exemplarisch in 
Teil III „Widerstand und Sprache: Begriffliche 
Interventionen und konzeptuelle Neuschreibun¬ 
gen von People of Color“ unternommen wird. 
Die hier dargestellten widerständigen Begrif¬ 
fe sind folgerichtig auch Reflex des kolonialis- 
tischen Erbes und stammen ausschließlich von 
Autorinnen of Color, dass dieser sprachliche Wi¬ 
derstand durchaus einige, wenn auch als ambiva¬ 
lent zu beurteilende Erfolge hat/te, zeigt der Ge¬ 
brauch solcher Neologismen wie „Afrodeutsche“, 
„Schwarze Deutsche“ oder „People of Color“ etc., 
die Selbstbenennungen der Betroffenen sind und 
zumindest rassistisch begründete Fremdbezeich¬ 
nungen ablehnen. 

Im Teil IV „Gewalt und Normierung: Die alltäg¬ 
liche Macht rassistischer Wörter“ wird eine Aus¬ 
wahl selbiger der Analyse ihrer Herkunft und In¬ 
haltsbedeutung unterzogen und auf diese Weise 
für kritischen Umgang plädiert. Da sich solche 


Begriffe häufig in die Sprache einschleichen (bzw. 
eingeschlichen werden?) fordern die Autorinnen 
auf, solche zu unterlassen, sie durch rassismuskri¬ 
tische zu ersetzen und bei ihrem Gebrauch in die¬ 
sem Sinne zu intervenieren. Dieser Teil setzt sich 
aus einerseits ausführlichen Analysen und ande¬ 
rerseits Kurzkommentaren zusammen... 

Mensch kann das Buch, wie oben schon angedeu¬ 
tet sowohl von vorne bis hinten lesen als auch als 
lexikalisches Nachschlagewerk nutzen, muss sich 
aber bei letzterem auf eine längere Nachschlage- 
phase gefasst machen, was entschieden als Lob 
gemeint ist. Inhaltliche Wiederholungen - wie bei 
Sammelbänden dieser Art leider unvermeidlich - 
halten sich in Grenzen; hier hätte vielleicht eine 
lektoratsmäßige Abstimmung ein wenig Abhilfe 
schaffen können. Gelegentlich erscheinen theore¬ 
tische Ableitungen ein wenig weit hergeholt und 
nur schwer nachvollziehbar. Hier und da hätte 
auch ein wenig stärkere Betonung sozialöko¬ 
nomischer Hintergründe und Zusammenhänge 
nicht geschadet und die einzige Ungereimtheit 
auf die hinzuweisen ist, besteht darin, dass schwer 
vorstellbar erscheint, dass eine so große Anzahl 
von Individuen wie die People of Color angeb¬ 
lich auf einer einheitlichen Selbstbezeichnung 
bestehen und dazu noch auf einer so sperrigen 
was in zahlreichen Beiträgen wiederholt betont 
wird. Dies scheint ein Widerspruch in sich aber 
ist vielleicht auch nur oder z.T. dem mangelnden 
Reflexionsniveau bzw. „Weißsein“ des Rezensen¬ 
ten geschuldet R.V. 

Susan Arndt/Nadja Ofuatey-Alazard (Hg.), Wie 
Rassismus aus Wörtern spricht. (K)Erben des Ko¬ 
lonialismus im Wissensarchiv deutsche Sprache. 
Ein kritisches Nachschlagewerk,Münster 2011, Un¬ 
rast Verlag, 780 Seiten, 29,80 Euro, ISBN 978-3- 
8971-501-1 
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Auf der Spur Störtebekers 

Schon in der DDR gab es seit 1959 Festspiele 
auf Rügen vor großem Publikum 


D ie Zeit der Sommerferien ist die 
große Zeit der Festspiele und 
Veranstaltungsreihen an der Ost¬ 
see. So wurden Ende Juni auf Rügen die 
Störtebeker-Festspiele eröffnet. Es sei¬ 
en die 21. Festspiele, hörte ich im Radio. 
Kurz nachgerechnet: 1993 ging es also 
los mit diesen Festspielen. Doch hatte 
ich nicht schon mal irgendwo gelesen, 
dass es bereits zu DDR-Zeiten Stör¬ 
tebeker-Festspiele gab? Wird das viel¬ 
leicht absichtlich verschwiegen? 
Tatsächlich: Bereits von 1959 bis 1961 
sowie 1980 und 1981 wurde „Klaus 
Störtebeker“ auf Rügen aufgeführt. 
In diesen fünf Sommern waren es 
insgesamt 670 000 Besucher, die 
das Stück gesehen haben. 

„1959 entstand Kubas dramati¬ 
sche Ballade ,Klaus Störtebe¬ 
ker“ 4 , steht in der „Geschichte 
der deutschen Literatur 44 (Volk 
und Wissen, Berlin 1977). „In 
dem Bemühen, die Volkskunst 
und die Traditionen des prole¬ 
tarisch-revolutionären Theaters 
stärker zu beleben, wurde dieses 
Stück als Festspiel geschrieben und 
zwischen 1959 und 1961 unter Be¬ 
teiligung Hunderter Mitwirkender in 
Ralswiek auf Rügen, am Ufer des Jas- 
munder Bodden ... jeweils in der Ur¬ 
laubszeit aufgeführt. Der legendä- re 
Volksheld und die Volksmas¬ 
sen selbst sind die agierenden 
Gestalten des Stückes, in dem 
dramatische Handlung und ly¬ 
rische Gesänge wirkungsvoll vereinigt 
sind. 44 

Kuba? Es ist der Schriftsteller Kurt 
Barthel (1914-1967), den Anna Seg- 
hers einen „Arbeiterjungen mit ei¬ 
nem heißen Herzen und großen Ta¬ 
lent 44 nannte. Kuba traf sich Ende der 
50er Jahre des vorigen Jahrhunderts 
mit dem Theatermann Hanns Anselm 
Perten. Sie gestalteten unter anderem 
das Eröffnungsprogramm der neuge¬ 
schaffenen Ostseewoche in Rostock. 


„Doch die eigentliche Kraftprobe die¬ 
ser Freundschaft stand noch aus 44 heißt 
es im Buch „Klaus Störtebeker in Rals¬ 
wiek 44 aus dem Hinstorff Verlag. „Kuba 
wollte wie vor ihm Theodor Fontane, 
Ehm Welk, Willi Bredel und andere 
die dramatische Geschichte eines hier 
an der Küste tief verwurzelten Volks¬ 


helden schreiben, die Hanns Anselm 
Perten unter freiem Himmel mit Hun¬ 
derten von Menschen, Volks- und Be¬ 
rufskünstlern, mit Schiffen und Pferden, 
mit allen und allem im Bunde für die 
Aufführung einrichten sollte. 44 
Und weiter ist zu lesen: „Am 9. Oktober 
1958 trafen sich im Putbuser Rosen-Ca- 
fe leitende Mitarbeiter der Partei und 
des Staates, Volks- und Berufskünstler 
zum Gespräch über den Beschluss der 
Bezirksleitung Rostock der SED, Rü¬ 


genfestspiele zu schaffen. 44 Damit wird 
es verständlich, warum diese Tradition 
heutzutage geleugnet wird - geleugnet 
werden muss. Die DDR als Staat war 
beteiligt und natürlich auch die SED. 
Andererseits: Außer dieser großarti¬ 
gen Idee und der Spielstätte haben die 
heutigen Störtebeker-Festspiele auch 
nichts mehr gemein mit den einstigen 
Festspielen. „Beginn einer Legende 44 
heißen die diesjährigen Aufführungen. 
Es geht um Erpressung und Totschlag, 
skrupellose Drahtzieher, vernichten 
und niederbrennen, verschleppen, in 
Ketten legen, Rache vollziehen. All 
das also, was „Action 44 verspricht 
und sich in aufregende Szenen ver¬ 
packen lässt. Möglich macht das 
in gewisser Weise auch die Le¬ 
gende um Störtebeker, dessen 
wirkliches Leben ja weitgehend 
im Dunkeln hegt. Da lässt sich 
viel dazuspinnen. 

Kuba ließ sich übrigens nicht 
von „Action 44 als Grundidee lei¬ 
ten. „Er wertete eine Vielzahl von 
Quellen aus, sowohl geschichtlich- 
chronikalischer als auch poetisch¬ 
erzählender Art 44 heißt es in „Klaus 
Störtebeker in Ralswiek 44 . „Aber er 
wusste, dass es darauf ankam, den Klas¬ 
sencharakter in der Bewertung Störte¬ 
bekers, der Likedeeler-Bewegung auf¬ 
zudecken, die Einfärbungen, denen 
die sozialen Kämpfe dieser Zeit 
in der bürgerlichen Geschichts¬ 
schreibung unterlagen, zu beseiti¬ 
gen. Die bürgerliche Klasse denunzier¬ 
te alles als Verbrechen, als Zeichen von 
Habgier, was Verstoß gegen in ihrem 
Interesse geschaffene Gesetze war. 44 
Die Uraufführung der Ballade war 
am 16. August 1959. Unter den Ehren¬ 
gästen weilte DDR-Ministerpräsident 
Otto Grote wohl. Bei der Aufführung 
1980 handelte es sich um eine Neuin¬ 
szenierung zur Eröffnung der 18. Arbei¬ 
terfestspiele der DDR. 

Paul Sielaff 
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Wer zuletzt lacht... 

Wie wenige viel erreichen können 


„Sie rauben mit dem Füller und sie rau¬ 
ben mit dem Colt 44 , heißt es schon bei 
Woody Guthrie über die Ausbeuter und 
ihre Spießgesellen in Regierung und Po¬ 
lizei. Der jahrelange Widerstand gegen 
die räuberischen Hartz-IV-Gesetze bie¬ 
tet Stoff für mindestens einen Roman. 
Das soeben erschienene Erstlingswerk 
des Journalisten Peter Hetzler „Hartz 
V 44 ist eine Art „Hartz-IV-Roman 44 im 
Zeitraffer geworden. 

Die große Stärke dieser 153 Seiten um¬ 
fassenden Erzählung aus „Facts 44 und 
„Fiction 44 , wie der Autor schreibt, ist 
ihre Authentizität, verbunden mit hin¬ 
getupfter Detailfreude und Leichtigkeit 
der Darstellung. Als langjähriger Kopf 
einer Erwerbsloseninitiative weiß Peter 
Hetzler, wovon er redet. (Übrigens: Wer 
sich in der politischen Landschaft Süd¬ 
hessens auskennt, erkennt mit Freude 
einiges wieder.) 

Nicht die brutal-naturalistischen Mili¬ 
euschilderungen eines Charles Dickens 
oder Emile Zola haben literarisch Pate 
gestanden, eher der Werkkreis Litera¬ 
tur der Arbeitswelt. In dieser Erzählung 
über „die im Dunkeln 44 kommt das mo¬ 
derne Doppel-Elend aus Bedürftig¬ 
keit und Entmündigung ganz unspek¬ 
takulär daher. Wir erhalten Einblicke 
in die Praxis einer kleinen, aber agilen 
und ündigen Selbsthilfegruppe namens 
„Hartz V 44 . 

Mal hat ein Rat suchender Vater kein 
Geld mehr für die Salbe gegen die Neu¬ 
rodermitis des kleinen Sohnes; mal soll 
eine alte Dame aus der Wohnung flie¬ 
gen; mal fehlt selbst das Geld für das 
übliche Endmonats-Menü, Kartoffeln 
mit Salz. 

Oder das Jobcenter legt Job- oder Qua- 
lifizierungsangebote vor, bei denen 
man „einfach nur auf den Tisch kot¬ 
zen 44 möchte. Wer will schon ein „bra¬ 
ver Sklave 44 sein? 


Im Mittelpunkt dieses überaus informa¬ 
tiven Buches steht - was zu erwarten 
war - der hoch sachkompetente Dauer- 
clinch mit dem übergriffigen Jobcenter 
und dem Formular- und Vorschriften¬ 
dschungel der Hartz-IV-Gesetze. Mit 
herkömmlichen Aktionsformen allein 
scheint da nur begrenzt etwas zu ma¬ 
chen zu sein. 

Die Gegenmittel der Viererbande San- 
san, Biggi, Kurt und „10 % 44 , dem intel¬ 
lektuellen Kopf der Gruppe, heißen 
Solidarität und Ausdauer, Einfallsreich¬ 
tum und - subversive List. Wie zum 
Beispiel bei der Aktion „Das Füttern 
von Erwerbslosen ist verboten 44 bei ih¬ 
ren Kampagnen für die so genannten 
Kosten der Unterkunft oder gegen das 
Verheizen von „Praktikanten 44 . Folglich 
liest sich das Ganze richtig unterhalt¬ 
sam (was nicht unbedingt zu erwarten 
war). Dies umso mehr, als sich das letzte 
Drittel des Textes augenzwinkernd zum 
Krimi mausert. 

Höchstes Hacker-Spezialwissen spielt 
dabei eine zentrale Rolle. Unterstützt 
wird die (im Unterschied wohl zu den 
meisten Erwerbslosen) ausgesprochen 
internet-feste Heldin Sansan von einem 
geheimnisvollen Mentor namens Cyb. 
Dieses ziemlich fragwürdige virtuel¬ 
le Zwitterwesen ist ansonsten für das 
Zärtlichkeitsbedürfnis der jungen Frau 
zuständig. 

Von ihm (oder ihr?) stammt der ent¬ 
scheidende Tipp, wie einer Kungelei 
des Jobcenters mit einem Oberausbeu¬ 
ter beizukommen ist. Der nämlich soll 
jetzt „genauso abgezockt werden, wie 
er andere abgezockt hat 44 . 

So wie der Autor zu Beginn die amtli¬ 
chen Schnüffler im Auftrag der Behör¬ 
de mit der Tür fast bis ins Schlafzimmer 
der arglosen Sansan fallen lässt, so lässt 
er seine Erzählung umgekehrt enden: 
Die pfiffigen Hartzies greifen schmerz¬ 


haft ein in die intimen (Konsum-)Be- 
dürfnisse der Gegenseite. 

Sie, die sich mit dem permanenten Ge¬ 
neralverdacht des Betrugs und anderer 
Gesetzesverstöße herumschlagen müs¬ 
sen, drehen den Spieß um. Damit bege¬ 
ben sie sich nun tatsächlich außerhalb 
des bürgerlichen Rechts. Doch somit 
siegt wenigstens einmal die Gerechtig¬ 
keit. Nun geht es ans Umverteilen, an¬ 
dersherum. 

Den Robin Hood wollen die „Hartz- 
Fünfer 44 dennoch nicht geben. Denn 
ihnen ist klar: Die gesellschaftlichen 
Strukturen des Profitsystems müssen 
geknackt werden. Aber wie? Auf Par¬ 
teien oder auch auf die Kraft der Ge¬ 
werkschaft, in deren Kellergeschoss die 
Hartzies ihren Sitzungsraum haben, set¬ 
zen sie dabei eher nicht. „Für Erwerbs¬ 
lose den Sozialarbeiter machen 44 wollen 
sie auch nicht. Schlechte Laune kommt 
daher mitunter auf, wenn Betroffene 
den Arsch einfach nicht hochkriegen. 
Immerhin: „Es ist schon erstaunlich, 
wie viel du mit wenigen Leuten errei¬ 
chen kannst. Andererseits ginge natür¬ 
lich mehr, wenn mehr Leute mitmachen 
würden 44 , stellt die Hauptfigur Sansan 
fest. Trotz allem gelingt es diesem ver¬ 
schworenen Völkchen immer wieder, 
wichtigtuerische Fallmanager oder Po¬ 
litiker auflaufen zu lassen oder gar reale 
Verbesserungen zu erkämpfen. 

Wer zuletzt lacht, lacht am besten. Dass 
die Vier nicht jederzeit auf jeden Buch¬ 
staben des bürgerlichen Gesetzbuchs 
Rücksicht nehmen können, leuchtet 
ohne weiteres ein. Und dass die Hartz- 
IV-Gesetze schleunigst abgeschafft ge¬ 
hören. Der kleine, originelle Band ver¬ 
dient ein breites Publikum. 

Eva Petermann 

Peter Hetzler: Hartz V. Ein Hartz-IV-Ro¬ 
man. 153 Seiten. 9,90 Euro 
BoD. 2013. (Auch als E-Book erhältlich) 


Au sver kauft 

Die Vorstellung eines Filmmusik-Komponisten 


Oft sagt Musik zu Beginn eines Filmes 
schon alles über seine Qualität. Ist sie 
nervig oder grottenschlecht, darf man 
getrost abschalten. 

Rüdiger Miller ist als Keyboarder Kom¬ 
ponist von Filmmusik. Er hat neben ei¬ 
nigen Dokumentarfilmen von Gerhard 
Faul („Arm und reich in Deutschland - 
einmal richtig essen gehen 44 ) u.a. aber 
auch eigene Songs mit deutschen Tex¬ 
ten und politischen Inhalten (zuletzt 
mit dem Album „Titanic 2010 44 ) veröf¬ 
fentlicht. 

Rüdiger Miller stammt aus Franken 
und erhielt durch einen Musiklehrer, 
der den Schülern damals Mussorgskys 
„Bilder einer Ausstellung 44 (in der von 
Emerson, Lake & Palmer 1971 interpre¬ 
tierten Fassung) nahebrachte, den Kick 
zum Klavier- und Synthesizer-Lernen. 
Hört man sich Millers Eigenkompositi¬ 
onen wie das 2010 veröffentlichte Elec¬ 
tronic-Album „Ausverkauft 44 an, fühlt 
man sich tatsächlich in die Zeit der lan¬ 
gen Keybord-Stücke und sphärischen 
Klänge der 70er mit King Crimson, Van 
der Graaf Generator und Emerson er¬ 
innert. 

Bei dem Konzeptalbum „Ausverkauft 44 
geht es um die Geschichte von Alice: 
„Derzeit vermehren sich die Anzei¬ 
chen, dass das entfesselte kapitalisti¬ 
sche Wachstumssystem an sich selbst 
zu Grunde geht. Mit fatalen Auswir¬ 
kungen auf die Bevölkerung. In dieser 
Ära ist Alice aufgewachsen und steht 
ziemlich hoffnungslos ihrer Lebensre- 
alität gegenüber. Das Stück beschreibt 
den Zustand, in dem sich Menschen be¬ 
finden, die - ohnmächtig geworden - ei¬ 
nem massiven äußeren Druck ausge¬ 
setzt sind... 44 

Rüdiger Millers Musikbiografie ist 
nicht die der gleichförmigen Anpas¬ 
sung und des Strebertums, sondern 
des Rebellenhaften. Im Rahmen ei¬ 
nes Jugendbandwettbewerbs stürmte 
er zusammen mit seiner Band in den 
frühen 80ern erstmals den Rundfunk¬ 
sender Bayern 3, schaffte es dann bis 


zum Nürnberger Bardentreffen 1984 - 
und sogar in Bio’s Showbühne. Der Ab¬ 
sturz kam bei einem Event zu „150 Jah¬ 
re Deutsche Eisenbahn 44 , als sie bei ei¬ 
nem Konzert in einem Song die Nähe 
von Heiner Geissler mit Goebbels her¬ 
stellten. 

Später komponierte Rüdiger Miller die 
Musik zum Schulprojekt „Wir schieben 
nicht ab! 44 Das ist ein Dokumentarfilm 
über die Situation jugendlicher Asyl¬ 
bewerber in der Region Mittelfranken, 
der von aktiven Lehrerinnen und Schü¬ 
lerinnen eines Gymnasiums in Fürth 
initiiert und im Rahmen der „Schule 
ohne Rassismus - Schule mit Coura¬ 
ge 44 umgesetzt wurde. 

Miller ist ein profilierter und gesell¬ 
schaftskritischer Musiker, der weit¬ 
aus mehr Beachtung verdient, als man 
ihm - aus dem Grund der heutigen Ver¬ 
kommenheit der Musikvermarktung - 
zugesteht. 

Er wohnt in Fürth und ist engagierter 
Antifaschist. In einer Stadt, in der sich 
(wie in manch anderen Ecken Mittel¬ 
frankens) Nazis tummeln und wo der 
Nährboden gelegt wurde für die furcht¬ 
baren Morde der NSU. 

In den Wochen, nachdem diese Morde 
aufgedeckt wurden, gab es in Franken 
verschiedene Übergriffe von Nazis auf 
Jugendzentren und Antifaschistinnen. 
Betroffen war auch Rüdiger Miller. 
Auch sein Auto brannte. Werner Lutz 



Braune Hände 

Ein Dokumentarfilm überden „Front National“ 


„Braune Hände über der Stadt 44 so heißt 
der Dokumentarfilm, den Jean-Baptiste 
Malet zusammen mit Bernard Richard 
2012 gedreht hat. Der Filmemacher Ma¬ 
let wollte „konkret zeigen, was in einem 
Rathaus vor sich geht, das von einem 
Rechtsextremen geführt wird ... Wir 
kennen die Ideen der extremen Rech¬ 
ten, alles Übel unserer Gesellschaft de¬ 
nen da oben und den Ausländern aufzu¬ 
bürden. Ich wollte konkret die Ergeb¬ 
nisse der Politik kennen lernen, die von 
Bürgermeistern dieser Ideologischen 
Bewegung bewerkstelligt werden. 44 
Dazu suchte er sich zwei Hochburgen im 
Süden Frankreichs heraus, die pikanter¬ 
weise von einem Ehepaar geführt wer¬ 
den: Orange (etwa 30 000 Einwohner) 
mit dem Nationalrats-Abgeordneten 
Jacques Bompard seit 1995 als Bürger¬ 
meister und Bollene (etwa 15 000 Ein¬ 
wohner) mit Marie-Claude Bompard, 
die beide auch Regionalräte sind, an 
der Verwaltungsspitze seit 2008. Selbst 
wenn Bompard vor längerem im Streit 
mit Jean-Marie Le Pen aus dem Front 
National ausgetreten ist, gilt er doch als 
einer der mit ihm Verbundenen. So wei¬ 
gert er sich Homosexuelle zu trauen. 
Und was der Filmemacher vor allem 
feststellen musste, ist „eine Politik der 
Ausgrenzung, der Apartheid. Wenn man 
weiß, reich, vor allem bejahrt ist... dann 
ist alles gut. Wohingegen jene, die mit 
geringem Einkommen am Stadtrand 
wohnen, ausgegrenzt sind. 44 Der Film 
zeigt zum Beispiel, dass in Orange vom 
Rathaus oft Tanztees veranstaltet wer¬ 
den, während Stadtteilzentren geschlos¬ 
sen werden. In der Touristenhochsaison 
Juli/August werden Buslinien gestri¬ 
chen, um zu vermeiden, dass die Jungen 
aus den Banlieues in die Stadt kommen. 
Die Stadtteilbibliotheken wurden sys¬ 
tematisch auf rechtsextreme Literatur 
umgestellt. „Für die Rentner wird alles 
gemacht. Es gibt gute Straßen, Eigen¬ 
heimsiedlungen, aber man betoniert ei¬ 
nen Bolzplatz für Kinder zu, um einen 


Pavillon mit Garten darauf zu setzen. 
Außen ist alles sauber, gut aufgeräumt. 
Aber hinter dem Vorhang herrscht au¬ 
toritäres Gehabe 44 , so Malet nach der 
Filmvorführung im Kongresszentrum 
Burghof in Forbach auf Fragen aus der 
großen Runde des Publikums. 

Die Front de Gauche (Linksfront) Mo- 
selle zeigte den Dokumentarfilm am 
26. Juni als Gegendemonstration zur 
Versammlung der Faschos. Marine Le 
Pen, die Vorsitzende des Front Natio¬ 
nal, kam am gleichen Tag nach Forbach 
(Lothringen), um ihren Stellvertreter, 
Florian Philippot, Bürgermeisterkandi¬ 
daten zu inthronisieren. Der erste Ver¬ 
such, den „Parachutiste 44 wie die Fran¬ 
zosen einen ortsfremden Kandidaten 
nennen, zu installieren, drohte im letz¬ 
ten Jahr den Front National in Loth¬ 
ringen zu spalten. Sie sahen sich von 
einem um die Früchte ihres mehrjäh¬ 
rigen Bemühens gebracht, dessen mo¬ 
dernistische Ideen den Anhängern von 
Jean-Marie Le Pen suspekt erschienen. 
Mehrere Abgeordnete im Regionalrat 
traten aus der Partei aus. Philippot ist 
der neue strategische Kopf des Front 
National, dem es als Sprecher der Kam¬ 
pagne „Bleu Marine 44 gelungen scheint, 
den Front National zu entdämonisieren. 
Die Front de Gauche versucht den Fa¬ 
schos nicht nur die Schau zu stehlen wie 
in spektakulären Putzaktionen nach den 
FN-Demos, wo sie die Straßen vom Fa- 
scho-Dreck reinigten und mit den An¬ 
wohnern diskutierten. Sie will vor al¬ 
lem aufklären darüber, dass sich der 
Front National nur maulradikal um die 
„Sorgen des kleinen Mannes 44 kümmert, 
und tatsächlich das Geschäft des Groß¬ 
kapitals betreibt. Dazu soll auch zum 
Auftakt der Kommunalwahlkampagne 
der Dokumentarfilm von Bernard Ri¬ 
chard & Jean-Baptiste Malet dienen, 
der sich in seinem Schlusswort wünsch¬ 
te, dass auch Anhänger des Front Nati¬ 
onal seinen Film ansehen. 

Georges Hallermayer 
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Die Novemberrevolution 1918 
war ein Anlauf für den Sozialismus 

Griechische Kommunisten auf Spurensuche in Krefeld 


E ine so ausführliche Ausstellung 
über die deutsche Novemberre¬ 
volution 1918 dürfte es in Krefeld 
bisher wohl noch nicht gegeben haben. 
Diesen fundierten Einblick in die Ge¬ 
schichte des Klassenkampfes hatte die 
Jugendorganisation KNE der Kommu¬ 
nistischen Partei Griechenlands (KKE) 
aufbereitet. Begleitet wurde die Aus¬ 
stellung mit dem Ttel „Vom Krieg der 
Ausbeuter zur Abschaffung der Aus¬ 
beutung“ von zahlreichen Gesprächs¬ 
runden, Workshops und einem phan¬ 
tastischen Bühnenprogramm. Die rund 
100 Teilnehmer kamen aus der Bundes¬ 
republik, aus den Niederlanden, aus 
Belgien und Frankreich. 

Dass gegen die Unterdrückung zu 
kämpfen auch immer bedeute, dass 
man eine politische Alternative benen¬ 
nen müsse, verdeutlichte Zoi Paschal¬ 
dis, Mitglied des Bezirkrates der KNE 
in Deutschland. So sei der Aufstand der 
Matrosen in Kiel im November 1918 
gegen die Fortsetzung des imperialis¬ 
tischen Krieges gerichtet gewesen. Die 
Ausrufung der „feien sozialistischen 
Republik Deutschland“ durch Karl 
Liebknecht (Spartakusbund) am 9. No¬ 
vember vor dem Berliner Stadtschloss 
sei das Zeichen für die politische Al¬ 
ternative zum verfaulten System der 
Monarchie gewesen. Dieses Ziel sei 
zeitgleich verraten worden durch die 
Reaktion, indem Philipp Scheidemann 
(SPD) die bürgerliche Republik aus¬ 
rief, die die Machtverhältnisse nicht an¬ 
tastete. Zuvor hatte es entsprechende 
Absprachen zwischen Friedrich Ebert 
(SPD) und Max von Baden, dem letz¬ 
ten kaiserlichen Reichskanzler, gege¬ 
ben. 

Zoi Paschalidi betonte die Notwen¬ 
digkeit für einen gemeinsamen Kampf 
gegen die Ausbeutung und für den So¬ 
zialismus. Ihr herzlicher Dank galt der 
Unterstützung durch die DKP und die 


SDAJ bei der Vorbereitung dieses Mee¬ 
tings. 

Auch Kostas Gutzigiannis, Sekretär der 
Parteiorganisation der KKE in Deutsch¬ 
land, betonte die Alternativen zum be¬ 
stehenden kapitalistischen System der 
parasitären Ausbeutung. Es könne nicht 
um einen „besseren Kapitalismus“ ge¬ 
hen. Er kennzeichnete diese Forderung 
als sozialdemokratisch. Fritz Tarnow 
hatte schon 1931 auf dem SPD-Partei- 
tag gefordert, dass die SPD „wenn der 
Patient röchelt“, Arzt am Krankenbett 
des Kapitalismus sein müsse. Gutzigi¬ 
annis verdeutlichte, dass die sozialde¬ 
mokratischen Kräfte in Griechenland 
heute wieder diese Position einnähmen. 
Im Verbund von PASOK und Nea De- 
mokratia (ND) werde die von der Troi¬ 
ka vorgegebene Ausbeutung des Volkes 
umgesetzt. Dagegen setze die KKE auf 
ein Volksbündnis. Analysiert werden 
müsse, wann eine revolutionäre Situ¬ 
ation entsprechend der Definition von 
Lenin vorhanden sei. Nur der Sozialis¬ 
mus sei schließlich die Alternative zu 
einem faulenden Kapitalismus. 
Sebastian Wohldorf überbrachte im 
Auftrag des SDAJ-Bundesvorstandes 
die solidarischen Grüße seines Verban¬ 
des. Er kritisierte Arbeitslosigkeit, Mi¬ 
nijobs, Leiharbeit und un¬ 
bezahlte Praktika, „Schul¬ 
denbremse“, Kürzung der 
sozialen Infrastruktur und 
den Rotstift bei Freizeit, 

Wohnen, Gesundheit, Bil¬ 
dung. Er appellierte an die 
internationale Solidarität 
der Arbeiterklasse: „Es lebe 
die Freundschaft zwischen 
SDAJ und KNE!“ 

Auch das Grußwort der 
DKP betonte die Gemein¬ 
samkeiten in den ideologi¬ 
schen und politischen Aus¬ 
sagen beider Parteien. Von 


Bedeutung sei ein gemeinsames Han¬ 
deln, das die jeweiligen Bedingungen in 
den einzelnen Ländern berücksichtige. 
Zwischen der Novemberrevolution von 
1918 und der imperialistischen Gegen¬ 
wart sei der Faschismus der tiefste Ein¬ 
schnitt für die Arbeiterklasse gewesen, 
indem sich der Kapitalismus in der Vari¬ 
ante der offenen, terroristischen Dikta¬ 
tur gezeigt habe: „Faschismus und bür¬ 
gerliche Reaktion sind zwei Seiten ein 
und desselben Kapitalismus.“ Auch aus 
der konkreten Auseinandersetzung mit 
der gemeinsamen Geschichte müssten 
Schlussfolgerungen für eine gemeinsa¬ 
me Zukunft gezogen werden. Das An¬ 
gebot der KNE mit Blick auf die deut¬ 
sche Novemberrevolution sei dafür ein 
hervorragender Beitrag. 

Das Meeting in Krefeld wurde von 
hervorragenden kulturellen Beiträgen 
begleitet. Geboten wurde eine Brecht- 
Revue mit Texten in deutscher und grie¬ 
chischer Sprache, mit bildlichen Umset¬ 
zungen, mit beeindruckenden musikali¬ 
schen Beispielen. Am Abend; gekonnte 
Adaptionen zur volkstümlich-progres¬ 
siven griechischen Musik mit Gesang, 
Gitarre und Klavier. Und zum Schluss 
gab es bis weit in die Nacht „Sirtaki“ ... 

Uwe Koopmann 



„Für die Demokratie und gegen den 
Aggressionspakt in Portugal!“ 

Drittes Nelkenfest der Organisation der PCP in Deutschland 



„Lutamos pela Democratia e contra o 
pacto de Agressao em Portugal“ - „Wir 
kämpfen für Demokratie und gegen den 
Aggressionspakt in Portugal“. Unter 
dieser Losung stand das 3. Nelkenfest 
der Portugiesischen Kommunistischen 
Partei (PCP) am vergangenen Wochen¬ 
ende in Leverkusen. 

Jürgen Lloyd, Leiter der Karl-Lieb- 
knecht-Schule, begrüßte die Veran¬ 
stalter und Gäste sehr herzlich in por¬ 
tugiesischer Sprache, hatte aber auch 
die Übersetzung auf Deutsch parat. Er 
verdeutlichte, dass das Weiterbildungs¬ 
zentrum der DKP stolz ist, ein Ort des 
Internationalismus zu sein, in dem kom¬ 
munistische Parteien gerne gesehen 
werden. 

Rita Rato, PCP-Abgeordnete des Parla¬ 
ments in Lissabon und Mitglied des Ju¬ 
gendverbandes der PCP, referierte ein¬ 
drucksvoll über den aktuellen Stand der 
wirtschaftlichen und sozialen Repressi¬ 
on in Portugal: 1,5 Millionen Arbeitslose 
(bei 10,6 Millionen Einwohnern), Nie¬ 
driglöhne, knappe Renten und eine 
„brutale Kürzung bei den Sozialleis¬ 
tungen.“ Der Aggressionspakt von EZB, 
IWF und Europäischer Unon werde im 
Lande durch die bürgerlichen Parteien 
und die Regierung von PS, PSD und 
CDS umgesetzt. Etwa 100 000 Arbeits¬ 
lose sahen sich gezwungen, das Land zu 
verlassen. Rita Rato charakterisierte 


auch den offensiven Abwehrkampf über 
die Generalstreiks, besonders den letz¬ 
ten am 27 Juni. Ihre Forderung: Portugal 
braucht eine andere Politik. Neuwahlen 
sollen die Alternative auf der parlamen¬ 
tarischen Ebene eröffnen. Ein Schritt 
dazu seien auch die nächsten Kommu¬ 
nalwahlen im September. (Ein Interview 
mit ihr finden Sie auf Seite 8 dieser UZ.) 
Alfredo Stoffel, Mitglied des Rates der 
portugiesischen Gemeinden, warf einen 
Blick zurück auf die Nelkenrevolution 
am 25. April 1974, „eines der wichtigs¬ 
ten Daten in der portugiesischen Ge¬ 
schichte“, mit der die faschistische Dik¬ 
tatur und die Kolonialherrschaft been¬ 
det wurden. Inzwischen sei Portugal zu 
einem „Protektorat der externen Troi¬ 
ka“ und der „nationalen Troika“ von 
PS, PSD und CDS-PP geworden. Er rief 
dazu auf, „nur durch den weiteren, or¬ 
ganisierten und ausdauernden Kampf 
können wir den Feind besiegen.“ 

Für den DKP-Parteivorstand über¬ 
brachte Peter Lommes die herzlichen 
Grüße. Er erinnerte an die Volksver¬ 
bundenheit der PCP - nicht nur wäh¬ 
rend der Nelkenrevolution - und an 
den aktuellen Kampf gegen Troika und 
deutsches Monopolkapital. Persönli¬ 
che Worte widmete er Rui Paz, dem am 
6. Januar verstorbenen Vertreter der 
PCP in Deutschland, als einen hervor¬ 
ragenden Kommunisten. Uwe Koopmann 


Wir können das! 

Berlins einzige kommunistische Kandidatin 
zu den Bundestagswahlen im Gespräch mit der UZ 


Auf der Tagung des DKP-Parteivor- 
stands am 29. Juni nahm Parteivorsit- 
zender Patrik Köbele in seinem Referat 
ausführlich zu Wahlen und der Positi¬ 
onierung der Kommunisten dazu Stel¬ 
lung. Er bedauerte, dass die Partei zu 
den Bundestagswahlen 2013 nur mit 
Direktkandidaten in wenigen Wahl¬ 
kreisen antritt. „ Der alte PV hatte mit 
Mehrheit beschlossen, es den Gliede¬ 
rungen zu überlassen, ob sie mit Wahl¬ 
kreiskandidaten antreten. Das Ergeb¬ 
nis war vorhersehbar, in einem Wahl¬ 
kreis in Berlin und in Heidenheim, 
Baden-Württemberg sind die Unter¬ 
schriften zusammen, in Brandenburg 
wird noch in vier Wahlkreisen ge¬ 
kämpft.“ sagte Köbele. 

Die eine in Berlin istTunia Erler. Schon 
jetzt wird der 50-jährigen Bibliotheks¬ 
facharbeiterin, die im Wahlkreis 75 
(Berlin-Mitte) antritt, von Freund und 
Feind großer Mut bescheinigt. Direkt 
„von der Straße“, sprich von Gesprä¬ 
chen mit Menschen in ihrem Wahlkreis 
kommend, stellte sie sich den Fragen 
der UZ. 

UZ: Du wirst bei den Bundestagswah¬ 
len im September die einzige Kandida¬ 
tin der Deutschen Kommunistischen 
Partei in der Hauptstadt des deutschen 
Imperialismus sein. Was ist das für ein 
Gefühl? 

Tunia Erler: Es hat eine Weile gedau¬ 
ert, bis ich den ,Schreck über meinen 
eigenen Mut 4 loswurde und damit zu¬ 
rech tkam, plötzlich aus den USA, In¬ 
dien, Portugal, Kuba, Brasilien, um nur 
einige Länder zu nennen, von Leu¬ 
ten angeschrieben werde, die ich gar 
nicht kenne. An diese Dimension habe 
ich mich gewöhnt. Ich kandidiere auf 
Wunsch meiner Partei und für meine 
Partei. Bei uns werden solche Dinge 
anders gehandhabt, als bei bürgerli¬ 


chen Parteien. Unsere Aussagen, die 
Forderungen, der ganze Wahlkampf 
werden vom Kollektiv - einem sehr gu¬ 
ten Kollektiv, wie ich betonen möchte - 
ausgearbeitet. Da bist du keine Einzel¬ 
kämpferin und das gibt die notwendige 
Kraft. 

Der CDU Kandidat in meinem Wahl¬ 
kreis bezeichnete mich neulich bei ei¬ 
ner Podiumsdiskussion zu der ich erst 
ein- dann wieder ausgeladen wurde 
und aus dem Publikum diskutierte, als 
seine politische Konkurrenz 4 . Daraus 
kann ich nur schlussfolgern, dass die 
uns ernst nehmen, das ist kein schlech¬ 
tes Gefühl. 

UZ: Was denkst du, könnt ihr - sprich 
die DKP - bei dieser Wahl erreichen, 
sowohl was Wählerstimmen betrifft, als 
auch für die Partei als solche? 

Tunia Erler: Wir haben das im Wahlak¬ 
tiv lange diskutiert und konkrete Fest¬ 
legungen getroffen. Natürlich kämp¬ 
fen wir um jede Wählerstimme, meh¬ 
rere hundert sollen es schon werden. 
Wir wollen im Wahlkampf mindestens 
4 neue Mitglieder für unsere Grund¬ 
einheit gewinnen und die Partei und 
ihre Zeitung, die UZ, viel bekannter 
machen. 

Dabei sind wir jetzt schon auf einem 
guten Weg, ich habe den Eindruck, 
viele Leute hier im Wahlkreis warten 
auf uns. Unser wichtigstes Instrument 
ist das persönliche Gespräch - am In¬ 
fostand und an den Wohnungstüren. 
Es erstaunt mich, wie viele Menschen 
froh sind, reden zu können. Sie mer¬ 
ken schnell, dass wir das Klischee vom 
Osten, wo alles grottenschlecht war, 
welches den Leuten hier täglich über¬ 
gestülpt wird, ablehnen und das bricht 
sehr schnell das Eis. 

Das Wichtigste, was wir mit dieser Kan¬ 
didatur erreichen wollen und erreichen 



Tunia Erler, DKP-Direktkandidatin 
in Berlin-Mitte:„Wir brauchen eine 
aktivere Partei, eine Partei „auf der 
Straße“. 

werden ist, denke ich, nach außen, aber 
auch in die Partei hinein zu zeigen: Ja, 
wir haben die Kraft, zu Wahlen anzu¬ 
treten - wir können das! 

UZ: Der Antikommunismus war und ist 
mehr denn je Staatsdoktrin, die Giftsprit¬ 
zen in die Hirne der Menschen sind nach 
wie vor sehr wirkungsvoll. Wie sind dei¬ 
ne bisherigen Erfahrungen damit, beim 
Sammeln der Unterstützerunterschriften 
und im beginnenden Wahlkampf? 

Tunia Erler: Naja,pro Infostand triffst 
du im Schnitt einen, der dich an die 
Wand stellen will und das auch laut sagt. 
Aber die positiven Reaktionen über¬ 
wiegen bisher bei weitem, mit direkt 
faschistischen Angriffen hatten wir bis 
heute keine Probleme, hoffen natürlich, 
dass das so bleibt. Wir gehen sehr viel 
an die Türen und sind mit Ständen auf 
der Straße - was ich erschreckend finde, 
ist die starke Entpolitisiertheit, beson¬ 
ders bei jungen Leuten und da ganz be¬ 
sonders bei jungen Frauen. Dieses „ich 


weiß nichts, will nichts wissen und schon 
gar nichts unterschreiben... 44 erfordert 
sehr viel Geduld unsererseits. Gerade 
im Wahlkampf haben wir jedoch Chan¬ 
cen, dagegen anzugehen. Wir lernen bei 
den vielen Gesprächen natürlich auch 
selbst viel, besonders, uns wirklich mit 
den Problemen der Menschen zu be¬ 
schäftigen, konkret und mit Konzent¬ 
ration auf die wichtigen Fragen zu dis¬ 
kutieren. 

UZ: In unserem Umfeld, manchmal 
auch innerhalb der DKP, kommen im¬ 
mer wieder mal Bedenken auf, ob es 
denn in der derzeitigen Situation wirk¬ 
lich einen - nennen wir es mal wahlpo¬ 
litischen Platz für die DKP gibt. Außer¬ 
dem stellen durchaus wohlmeinende 
Leute die Frage, ob wir denn nicht der 
Linkspartei Stimmen wegnehmen und 
damit mehr Schaden anrichten, als Nut¬ 
zen. Wie stehst du zu diesen beiden Fra¬ 
gen? 

Tunia Erler: Erst mal zum wahlpoliti¬ 
schen Platz, selbstverständlich gibt es 
den für uns! Ich will hier nicht die Klas¬ 
siker des Marxismus-Leninismus zitie¬ 
ren, obwohl ich denke, deren Aussagen 
sind eindeutig. Wir haben ein eigenes 
Profil und machen unsere eigene Poli¬ 
tik. 

Daraus entwickeln wir unsere eigenen 
Forderungen, gerade hier in Berlin sehr 
konkrete, auf die Probleme der arbei¬ 
tenden Menschen zugeschnittene For¬ 
derungen. Wir können doch nicht da¬ 
von ausgehen, dass ausgerechnet vor 
Wahlen irgendwer diese sozusagen 
stellvertretend für uns vertreten wird. 
Das können, sollen, müssen wir selbst 
tun, gerade im Wahlkampf, wo - trotz 
aller Frustration der Menschen mit der 
herrschenden Politik - mehr Leute et¬ 
was genauer hinschauen und zuhören. 
Zur Partei „Die Linke“, das möchte ich 
an unserer konkreten Situation hier in 
meinem Wahlkreis beantworten. Ich bin 
hier Direktkandidatin, wir stellen kei¬ 
ne Liste. Wir wollen so viel wie möglich 
Wähler gewinnen, die sonst nicht wäh¬ 
len würden, keine andere Alternative 
sehen. Es ist ja nicht gesagt, dass die der 


Linken nicht ihre Listenstimme geben. 
Außerdem wird der Direktkandidat der 
Linken hier im Wahlkreis von links den¬ 
kenden Menschen nicht gerade positiv 
bewertet, um es mal mild auszudrücken. 
Wir suchen an der Basis das Gespräch, 
zahlreiche Linkspartei-Mitglieder ha¬ 
ben uns die Unterstützungsunterschrift 
gegeben und die Reaktion auf unsere 
Kandidatur ist überwiegend positiv. 

UZ: Du hast fünf Kinder, arbeitest im 
Vorstand deiner Wohngebiets gruppe 
hier in Mitte/Pankow, kümmerst dich 
engagiert um Flüchtlinge und Asylsu¬ 
chende, bist an exponierter Stelle in der 
Lateinamerika-Solidarität tätig. Wie 
schaffst du es, diesen Wahlkampf in 
dein Leben einzubauen, wie ist die Un¬ 
terstützung seitens deiner Genossinnen 
und Genossen? 

Tunia Erler: Die Kinder sind schon 
groß, das erfordert nicht mehr so viel 
Zeitaufwand. Außerdem tue ich das, 
was ich politisch mache, auch für sie 
und ihre Zukunft. 

Ich kann das machen, weil wir ein gu¬ 
tes Kollektiv sind. Zusätzlich zur Un¬ 
terstützung aus meiner Grundeinheit 
haben wir ein offenes Wahlaktiv gebil¬ 
det. Da kann sich jeder einbringen, wir 
treffen uns regelmäßig und das Aktiv 
arbeitet sehr engagiert. 

Du wächst natürlich auch selbst an 
so einer Aufgabe, lernst, dich auf das 
Wichtige zu konzentrieren. Im Verlauf 
des Wahlkampfs werden wir auch von 
außerhalb Berlins Genossinnen und 
Genossen mit hinzunehmen, es gibt da 
schon Angebote. 

Wir tun das nicht für uns selbst, son¬ 
dern für die Partei. Die Aufforderung 
des 20. Parteitags der DKP war klar 
und richtig, ich glaube, das sehen wir 
alle so: Wir brauchen eine aktivere Par¬ 
tei, eine Partei „auf der Straße“. Dazu 
versuchen wir mit unserer Kandidatur 
und mit einem vehementen Wahlkampf 
nach Kräften, unseren Beitrag zu leis¬ 
ten. Verlieren können wir dabei nichts, 
aber viel gewinnen. 

Die Fragen stellte Hermann Glaser-Baur 
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An der Sozialistischen Republik Vietnam 

wird weiter gebaut 

Richtungsweisende Verfassungsdebatte - Führende Rolle der KPV bekräftigt • Von Hellmut Kapfenberger 


I m Ausland kaum und in den hiesi¬ 
gen Breiten allem Anschein nach 
gar nicht wahrgenommen, ist in Viet¬ 
nam bereits im vergangenen Jahr eine 
richtungweisende Verfassungsdebat¬ 
te in die Wege geleitet worden. Aus¬ 
gangspunkt war das von der Partei- und 
Staatsführung offenbar als notwendig 
erkannte, landesweit zur Diskussi¬ 
on gestellte Vorhaben, die Verfassung 
von 1976 zum dritten Male veränder¬ 
ten grundlegenden Gegebenheiten und 
Erfordernissen anzupassen. Das ZK 
der KPV dankte Mitte Mai auf seiner 
7. Tagung „Landsleuten und Soldaten 
überall im Lande und Auslands-Viet¬ 
namesen“ für deren „enthusiastische 
Teilnahme“ an der Aussprache. Der da¬ 
raus resultierende Entwurf war, wie die 
Online-Zeitung der KPV informierte, 
Ende Mai und Anfang Juni in der Nati¬ 
onalversammlung in Hanoi wieder Ge¬ 
genstand der Diskussion. Ob damit die 
Debatte abgeschlossen wurde und wel¬ 
che Verfassungsbestimmungen insge¬ 
samt zur Disposition standen, war dem 
Bericht nicht zu entnehmen. 

Der Meinungsaustausch, in dem Ab¬ 
geordnete auch „Volkes Stimme“ aus 
ihren Heimatprovinzen zu Wort kom¬ 
men ließen, endete mit einem im Inter¬ 
net nicht zahlenmäßig ausgewiesenen, 
aber sehr wahrscheinlich klaren Votum 
in einigen grundsätzlichen Fragen. Die 
Mehrheit der Abgeordneten entschied: 
Das Land wird den Staatsnamen „So¬ 
zialistische Republik Vietnam“ beibe¬ 
halten. 

Nach der Befreiung des Südens war 
1976 aus der 1945 proklamierten De¬ 
mokratischen die Sozialistische Repu¬ 
blik geworden. 1980 und 1992 wurde 
das in überarbeiteten Fassungen des 
Grundgesetzes ohne Debatte bestätigt. 
Abgeordnete machten diesmal geltend, 
dass eine Namensänderung zu dieser 
Zeit missverstanden werden und zu der 
Auffassung führen könnte, das Land 
verlasse den Weg zum Sozialismus. 
Ein Deputierter der Südprovinz Ba 
Ria-Vung Tau verwies darauf, dass die 
Sozialistische Republik proklamiert 
worden war, als das Land gerade den 
Kampf für Befreiung und Wiederver¬ 
einigung mit Kurs auf den Sozialismus 
entschieden hatte. In seiner Provinz, so 
ein Abgeordneter aus der Südprovinz 
Dong Ngai, habe es unter 700 Wort¬ 
meldungen nur eine für eine Namens¬ 
änderung gegeben. 

Von gleicher Tragweite war die Diskus¬ 
sion zu Artikel 4 der Verfassung, der 
die führende Rolle der Kommunisti¬ 
schen Partei in Staat und Gesellschaft 
festschreibt. Das abschließende Votum 
der Mehrheit der Abgeordneten lau¬ 
tete: Es bleibt bei dieser Verfassungs¬ 
bestimmung. Damit dürfte auch Stim¬ 
men in den Reihen der organisierten 
vietnamesischen Kommunisten begeg¬ 
net worden sein, die mit Blick über die 
Landesgrenzen den Namen der Partei 
für nicht mehr zeitgemäß halten und 
mehr oder weniger deutlich für eine 
Änderung plädieren. 

1930 als Indochinesische KP gegründet 
und 1951 in der Endphase des Kampfes 
gegen den Rückeroberungsfeldzug 
Frankreichs aus strategischen Erwä¬ 
gungen in Partei der Werktätigen Vi¬ 
etnams (PWV) umbenannt, hatte der 
IV. Parteitag im Dezember 1976 den 
nun bekräftigten Namen beschlossen. 
Ein Abgeordneter aus der Nordprovinz 
Hung Yen dürfte in der Parlamentsde¬ 
batte für viele gesprochen haben, als er 
zu bedenken gab, dass die Partei der vi¬ 
etnamesischen Kommunisten zeit ihres 
Bestehens eine sehr große Rolle in der 
Entwicklung des Landes gespielt habe 
und die großen Siege Vietnams unter 
ihrer Führung errungen worden seien. 
Immer wieder wurde an das Vermächt¬ 
nis Ho Chi Minhs erinnert. Eine Abge¬ 
ordnete aus der Provinz Thai Nguyen 
nördlich Hanois plädierte aber dafür, 
diesen Verfassungsgrundsatz durch den 
Zusatz zu ergänzen, dass die Parteifüh¬ 
rung der Kontrolle des Volkes unter¬ 
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liege und sich ihm gegenüber für ihre 
Beschlüsse verantworten müsse. 

In einer Parlamentssitzung Ende Mai 
stand beispielsweise auch der in der 
Verfassung formulierte Grundsatz zur 
Disposition, wonach der Boden Ei¬ 
gentum des vom Staat repräsentier¬ 
ten ganzen Volkes ist. Vorausgegan¬ 
gen war bereits eine analoge Debatte 
zum Gesetz über Grund und Boden. 
Viele Abgeordnete sprachen sich dafür 
aus, an den bislang festgeschriebenen 
Eigentumsverhältnissen festzuhalten. 
Unklar ist, ob es dazu schon eine Ent¬ 
scheidung gibt. Außer Frage steht, dass 
nicht nur die Verfassungsdebatte allge¬ 
mein, sondern gerade die Diskussion 
über das Eigentum an Grund und Bo¬ 
den eng verbunden ist mit dem vor ei¬ 
nigen Jahren eingeschlagenen, vom XI. 
KPV-Parteitag im Januar 2011 bekräf¬ 
tigten und präzisierten Kurs auf eine 
„Marktwirtschaft mit sozialistischer 
Orientierung“. Von der Entwicklung in 


diese Richtung bleibt Vietnams Land¬ 
wirtschaft naturgemäß nicht unbe¬ 
rührt. Ausländisches Investitionskapi¬ 
tal dürfte auch für deren Entwicklung 
nicht ganz risikolos willkommen sein. 
Im Hinblick auf die Entwicklung ei¬ 
ner sozialistisch orientierten Markt¬ 
wirtschaft wird, so der Parteitag, zu¬ 
nächst für den Zeitraum bis 2020 von 
verschiedenen Eigentumsformen in 
allen Bereichen der Ökonomie aus¬ 
gegangen. Die Schlüsselrolle ist dem 
staatlichen Sektor zuerkannt, der ge¬ 
nossenschaftliche Sektor soll weiter 
entwickelt werden. Staatlicher und 
wachsender genossenschaftlicher 
Sektor gelten als Säulen der Volks¬ 
wirtschaft. Der private Sektor wird 
als ökonomische Triebkraft bezeich¬ 
net, der schon überall im Land sicht¬ 
bar wirkende Sektor der Auslands¬ 
investitionen soll weiter „ermutigt“ 
werden. Als Hauptziele auf dieser Ei¬ 
gentumsbasis zunächst für den Zeit¬ 


raum bis 2015 (der nächste Parteitag 
findet Anfang 2016 statt) wurden for¬ 
muliert: Bei einem angepeilten jährli¬ 
chen Wirtschaftswachstum von maxi¬ 
mal 7,5 Prozent sind für Industrie und 
Bauwesen 7,8 bis 8 Prozent und für die 
Landwirtschaft 2,6 bis 3 Prozent vor¬ 
gesehen. Die Landwirtschaft soll 2015 
17 bis 18 Prozent des Inlandsprodukts 
erbringen, für Industrie und Bauwesen 
sind 41 bis 42 Prozent veranschlagt. 
Der Parteitag hatte keinen Zweifel ge¬ 
lassen: Allgemeines Ziel der Periode 
des Übergangs zum Sozialismus ist, 
„das Fundament des Sozialismus mit 
angemessenem politischem, ideologi¬ 
schem und kulturellem Überbau und 
damit die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass Vietnam ein sozialisti¬ 
sches Land dauerhaften Wohlstands 
und Glücks wird“. Bis zum Jahr 2020 
soll Vietnam zu einem „im Grundsatz 
modern ausgerichteten Industrieland“ 
gestaltet werden. Bis dahin bleibt viel 
zu tun. Der Parteitag hatte im Rahmen 
einer sehr kritischen Analyse konsta¬ 
tiert, es gebe noch „keine nachhalti¬ 
ge wirtschaftliche Entwicklung, die 
Wettbewerbsfähigkeit bleibt gering, 
die ökonomische Umstrukturierung 
erfolgt zu langsam“. Konstatiert wur¬ 
den neben vielen anderen Problemen 
ein deutliches Haushaltsdefizit, das 
bis 2015 auf 4,5 Prozent des Bruttoin¬ 
landsprodukts (BIP) gesenkt werden 
soll, und eine stark unausgeglichene 
Außenhandelsbilanz. Sie soll 2020 aus¬ 
geglichen sein. 

In seiner Neujahrsansprache hatte 
Ministerpräsident Nguyen Tan Dung 
eine verhalten positive Bilanz für 2012 
gezogen. Zu Buche standen demnach 
ein Wirtschaftswachstum von gut fünf 
statt der als Jahresziel formulierten 
6-6,5 Prozent, eine bei 6,81 Prozent 
verharrende Inflationsrate (2011: 
18,3%), eine Steigerung des Export¬ 
volumens um mehr als 18 Prozent. In 
diesem Jahr stehe Vietnam vor vielen 
Schwierigkeiten, zurückzuführen ne¬ 
ben inneren Problemen auf eine nur 
langsame Erholung der Weltwirtschaft 
sowie die Rezession in jenen Ländern, 
die die meisten Waren aus Vietnam im¬ 
portieren oder in Vietnam investieren. 
Die Inflation könne wieder steigen, 
und Arbeitsplätze gingen verloren. 
(Der Parteitag hatte auf die Schaffung 
von 8 Millionen neuen Arbeitsplätzen 
bis 2015 orientiert.) Die Nationalver¬ 
sammlung registrierte im Mai für die 


ersten vier Monate dieses Jahres zwar 
ein BIP-Wachstum um 4,89 Prozent, 
geringfügig mehr als im Vorjahrs-Ver¬ 
gleichzeitraum. Nicht heilbare Ver¬ 
schuldung und fehlende Kreditwür¬ 
digkeit bedeuteten jedoch im vergan¬ 
genen Jahr für über 54 000 Firmen in 
Industrie und Dienstleistungsbereich 
und damit mehr als im Vorjahr das Aus. 
Lichtblick auf der Einnahmenseite Vi¬ 
etnams: Trotz leicht schwankender Er¬ 
gebnisse der Tourismus. In den ersten 
fünf Monaten dieses Jahres wurden 
2,97 Millionen ausländische Gäste ge¬ 
zählt, 1,4 Prozent weniger als vor Jah¬ 
resfrist. Die Spitzenposition hält China 
mit knapp 700 000 Touristen, gefolgt 
von Südkorea (331 000) und Japan 
(250 000). Für das ganze Jahr rechnet 
man auf 7,2 Millionen ausländischen 
Gästen. 

Großes Augenmerk soll, so der Regie¬ 
rungschef, in diesem Jahr der weiteren 
Armutsminderung vor allem in den 
Regionen der ethnischen Minderhei¬ 
ten gelten. Das durchschnittliche jähr¬ 
liche Pro-Kopf-Einkommen bei einer 
Bevölkerungszahl von derzeit knapp 
87 Millionen beläuft sich derzeit auf 
435 US$, mehr als das Doppelte von 
1990. Eine Erhebung in den 63 Pro¬ 
vinzen und eigenständigen Städten im 
vergangenen Jahr ergab über 2,1 Mil¬ 
lionen arme Familien (9,64 % der Be¬ 
völkerung) und mehr als 1,4 Millionen 
an der Armutsgrenze lebende Famili¬ 
en (6,57 % der Bevölkerung). 2012 
konnte die Armutsrate um 2,12 % ge¬ 
senkt werden. Die von Minoritäten be¬ 
wohnten nordwestlichen Gebirgsregi- 
onen weisen mit 28,55 % die höchste 
Armutsrate im Land auf, die östlichen 
und südlichen Flachlandregionen hin¬ 
gegen mit 1,27% die niedrigste. Für 
dieses Jahr wurde das Ziel formuliert, 
die Armut im Landesmaßstab um 2 % 
und in den „armen Gebieten“ um 
4 Prozent zu senken. 

Eines wird immer wieder deutlich: Viet¬ 
nams Führung ist sich der gewaltigen 
Probleme bewusst, die zunächst auf 
dem Weg zu dem vom 11. Parteitag 
formulierten Nahziel, zu einem „im 
Grundsatz modern ausgerichteten In¬ 
dustrieland“, einem „auf Rechtsstaat¬ 
lichkeit basierenden sozialistischen 
Volksstaat“ mit entwickelter sozia¬ 
listischer Demokratie, gelöst werden 
müssen. Sicher dürfte sein, dass mit 
der Verfassungsdiskussion dafür etli¬ 
che Weichen neu gestellt worden sind. 
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Wer kämpft, kann verlieren. 

Wer nicht kämpft, hat schon verloren. 

Mein Samby, unser Papa, hat immer gekämpft. 

Jetzt haben wir ihn dennoch verloren. 

In unserem Herzen wird er immer bei uns sein. 

Heinz Sambale 

*21.9.1950 t 1-7.2013 

In liebevoller Erinnerung: Deine Christa 

Tati, Sascha und Sarah, 

Oma Karin 
sowie alle Freunde, 

Verwandte und Bekannte 

Die Abschiedsfeier fand am Freitag, dem 5. Juli 2013 statt. 
Anstelle von Blumen bitten wir um eine Spende zur Weiter¬ 
führung von Sambys politischer Arbeit, Jugend gegen Krieg u. 
Rechtsextremismus Fürth e.V. 

Konto Nr.:9816067, BFZ: 762500 00 

bei der SparkasseFürth, Kennwort: „Samby“. 


Unser Genosse 

Heinz Sambale - Samby 

ist nicht mehr unter uns. 

Am 1. Juli ist er nach langer schwerer Krankheit verstorben. 





Wir gratulieren 

Bernd Meimberg 

zu seinem 75. Geburtstag 
am 12. Juli 2013 

So kennen wir Bernd mit der Frie¬ 
densfahne auf Demos. Feidenschaft- 
lich setzt er sich für den Frieden 
und Antifaschismus ein als Motor, 
Moderator und Vortragender. 

Wir wünschen ihm und uns, dass es 
noch viele, viele Jahre so weitergeht. 


Deine Lore und Familie, VVN-BdA Gruppe Lübeck/ 
Lauenburg und der Zentrale Arbeitsausschuss der 
Friedensbewegung Schl.-Holst. (ZAA) 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Überall ist Taksim 


60 Jahre gemeinsam, 
nie einsam, 
aber auch streitbar! 

Wir gratulieren 

Marianne und Robert Konze 

zur diamantenen Hochzeit am 11. Juli 2013. 
Noch viele gemeinsame Jahre wünschen euch 

Sonja und Wolfgang, Jan-Juri und Mareen 
Pia und Patric, Jörg und Nicole mit Claire 
und die „Thüringer“ 

Bildungsseminar in Kiel 

IMPERIALISMUS 

Historie und Aktualität 

Als Referentin kommt NINA HAGER, stellvertretende Vorsit¬ 
zende der DKP und UZ-Chefredakteurin. 

Das Seminar findet statt am Samstag, 20.07.2013, von 11 bis 
17 Uhr in der Kieler Jugendherberge, Johannesstraße 1. 



Seit wir uns erinnern war Samby eine feste Größe in der DKP 
und der WN-BdA Nürnberg. 

Ein Mann wie eine Eiche, der, wenn auch gesundheitlich an¬ 
geschlagen, politisch aufrecht geblieben ist. 

Er war Halt für politisch ungeduldige Jugendliche, denen er 
mit Verständnis, aber auch praktisch und theoretisch hilfs¬ 
bereit begegnet ist. 

Einer, der erst zugehört hat, bevor er sich seine Meinung ge¬ 
bildet hat, dann aber klar gesagt hat, was er sich denkt, gut 
begründet und orientierend. 

Das war eine seiner Stärken, die wir vermissen werden, in 
unserem Kampf um eine bessere Welt. 

„Er hat seine Familie und das Leben sehr geliebt und sich 
bis zuletzt für eine neue Zeit, für Sozialismus und Frieden, 
eingesetzt.“ 

Er wird uns in unseren Gedanken weiter begleiten. Wir ver¬ 
abschieden uns mit Hochachtung und revolutionärem Gruß 
von unserem Genossen Samby, 

Venceremos. 


Abendveranstaltung zu den Protesten und zur 
Situation in der Türkei 

Die Genossin Mina von der SDAJ war im Gezi-Park, als 
dieser von der Polizei geräumt wurde und berichtet von den 
Protesten vor Ort. Zusammen mit türkischen und kurdischen 
Genossen und Freunden wollen wir über die Aufgaben der 
DKP hier diskutieren. 

Montag, 15. Juli 2013, 19 Uhr 

Eine Veranstaltung der Karl-Liebknecht-Schule der DKP 


Hanfried Brenner > und schatten der erde 

Malerei - Objekt - Zeichnung 

4. - 21. Juli 2013 im Kulturart Depot, Dortmund, Immermannstr. 29 
Öffnungszeiten: MI-FR 15-20 Uhr, SA SG 11-18 Uhr 


DKP Gruppe Nürnberg 
DKP Bezirk Nordbayern 
WN-BdA Nürnberg 


Stärkt den Kampffonds der DKP! 

Vorwärts mit der DKP 

- gegen Imperialismus und Krieg! 

- gegen Armut und Sozialabbau! 

- für Frieden und soziale Sicherheit! 

Um die Schlagkraft der DKP zu erhöhen, 
bittet der Parteivorstand um Spenden 
für den Kampffonds der DKP. 

DKP Parteivorstand, Kto. 400 2487 502, 
GLS Bank Bochum, BLZ 430 609 67 
Stichwort: Kampffonds der DKP 



Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 
Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393 381539818 



Im Rahmen der Reihe "Kultur im Z" führt Hanfried Brenner am 
2Ü.Ö7. ab 15 Uhr durch dlie Ausstellung mit anschließender 
Di&kussion in seinem Atelier 


MARXISTISCHE BLÄTTER 


Geschichte wird gemacht 

Historischer Materialismus 

Was brachten die Werke von Marx und Engels 
für die Geschichtsbetrachtung? Ernst Engel¬ 
berg ★'Vom homo oeconomicus, von der Öko¬ 
nomie und von der Arbeit Lucas Zeise'* Die Er¬ 
findung der Mittelschicht Georg Fülberth ★ Lesen 
Sie Childe! Maja Kindler*Die Mensch-Natur- 
Relation Hans-Peter Brenner*' Die Kraft der 
selbstbewusst entscheidenden Menschen 
Nina Hager*Sprache als praktisches Weltbe¬ 
wusstsein Thomas Metscher 
Weitere Beiträge: 

Wut und Widerstand Murat Qakir* „Alternative“ für 
wen? Phillip Becher* Erst stirbt das Recht, dann 
sterben Menschen Rolf Gössner*Wozu braucht die 
Bundeswehr Kampfdrohnen? Arno Neuber*„Die 
Lust am Widerspruch konstruktiv nutzen.“ In¬ 
terview mit Patrik Köbele*Zu den Tarifabschlüs¬ 
sen 2013 Volker Metzroth^Ohne organisierte Ar¬ 
beiterklasse wird das nichts nterview mit Carolus 
Wimmer* Friedrich Engels und die Wohnungspoli¬ 
tik der Grazer KPÖ Franz Stephan Parteder*Aus der 
Geschichte lernen? Regina Girod 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.:0201-24 86 482 
info@neue-impulse-verlag.de 


www.marxistische-blaetter.de 


DKP im Internet: 
www.dkp.de 



Entschleunigung: 

Riihe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpaxk. 2 Fe Wo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Krä-tzcbui^-Granziii. 
Have] & HaveLseen, Boot & Rad, 

Info: www.Crinogga.de 
TeJ.s 0331787 07 96 (A 3 ) 


Toskana, nah am Meer 


Okohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Raus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Anzeigen 
helfen der 
UZ 

Polen 

Ostseebad Leba 
(100 km von Danzig) 
Komfort-FZ, Parkplatz, Gar¬ 
ten. Ü/F 15 Euro pro Tag und 
Person 

Tel/Fax 004859-8662657 
www.slonezczna.interleba.pl 


Motorrad gesucht! 

Suche für meinen Sohn Motor¬ 
rad Bj. 1950-1975, fahrbereit 
oder zum restaurieren 

Tel. 06656-1653 
oder 0160-99463037 


Da wir Mittagessen bestellen wollen, bitten wir um Anmel¬ 
dung bis zum 14.07.2013 per mail oder telefonisch: 

Biggi: 0431-785416; birgit.lossdoerfer@online.de 
Für Essen und Getränke müssen wir pro Person einen Un¬ 
kostenbeitrag von 10 Euro erheben, der dann vor Ort bezahlt 
werden muss. 



MARXISTISCHE 


www. marxisthchc-btaetter. de 


Die- Ma^isteciiem Blatt ch gibt -cs seit 19D3. Ihre Kern- 
aufgabe damals wie beute: Arbeiterbewegung und 
Marxismus zusammenzubringen. Also: IMancismus für 
die A-Klasse, damit tot allem die Arbeiterklasse ihrer 
Lage auf den Ci rund kommt uind nachhaltiger liir ihre 
eigenen Tages- und ZukunftEinteressen kämpfen kann, 
Diese Aulgabe ist angesichts der liefen Krise des Kapi¬ 
talismus aktueller denn je. 


Darum unser 

Jubiläumsangebot 
im Jahr 2013 

Wer die Mahkrtisghfn BiAttfr ftür mindestens zwölf 
Ausgaben abonniert, bekommt die ersten 0 Ausgaben 
mit EQ % Rabatt. (Das Nonmal-Abo kostet im ersten 
Jahr 24 p - Egro forw. das emneGigte Abc 1 6 ? - Egro und 
erat im zweiten Jahr 4B ? - bzw. 32 r - Eure. Man spHrt also- 
insgesamt 24,- bzw. 1£ ? - Eura\ 
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Neue Impulse Verlag 

Hotfnung6trete 13 

info<§n©^pe-impulse-varlag.da 4151 £7 Essen 

wivvj.irviraisti sehe bhicttcr.de Tel.; 0201-24 £6 432 
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Beim DDR-Geschichtsbild geht 
es um die Zukunft der Linken 

Betr.: Interview mit Ellen 
Brombacher, UZ vom 28.6.2013 S. 8 

Ellen Brombacher übt (...) Kritik da¬ 
ran, dass der Dresdner Parteitag im 
Wahlprogramm der Partei „Die Linke“ 
das Geschichtsbild über die DDR ver¬ 
zerrt. Die politische Lage bestätigt, wie 
berechtigt und notwendig die Kritik ist. 
Eine Welle von staatlich organisier¬ 
ten „Erinnerungen“ an die verbliche¬ 
ne“ SED-Diktatur“ löst die andere ab. 
Grade haben wir die „Feiern“ anlässlich 
des „Volksaufstandes“ 1953 hinter uns. 
Ex-DDR-Bürger wie Gauck und Mer¬ 
kel hatten den Takt angestimmt. 

Für entsprechende „Events“ und „au¬ 
thentische“ Gedenkorte verschwen¬ 
den Politiker und Medien viel Zeit und 
Steuergelder. Allein der Bund“ fördert“ 
mit weit über 100 Millionen Euro jähr¬ 
lich die „Aufarbeitung der SED-Dik- 
tatur“. 

Im Jahre 2013 nehmen bürgerliche Po¬ 
litiker einen neuen Anlauf, „ Erinne¬ 
rungsschlachten“ zur Verteufelung der 
DDR-Politik zu organisieren. Anfang 
Januar 2013 übergab Bernd Neumann, 
Merkels Staatssekretär für Kultur und 
Medien, dem Bundestag einen „Bericht 
der Bundesregierung zum Stand der 
Aufarbeitung der SED-Diktatur“, im 
Juni stand eine „Beschlussempfehlung“ 
des Ausschusses für Kultur und Medi¬ 
en des Bundestages zur Debatte. (Beide 
Dokumente, zusammen 130 Seiten, lie¬ 
gen als Drucksache 17/12115 vor.) 

Die Dokumente sollen eine Bilanz über 
die „Aufarbeitung“ ziehen und die wei¬ 
teren Aufgaben festlegen: „Es darf kei- 


Am 6. und 7. Juli 2013 fand im Park Ba¬ 
ckes in Sanem das 38. „Wisefest“ der 
„Zeitung vum Letzebuerger Vollek“ 
statt. Zahlreiche Besucher nutzten die 
Gelegenheit, solidarisch zu diskutieren 
und zu feiern und zwei Tage in angeneh¬ 
mer Atmosphäre in einer einzigartigen 
Parkanlage im Zentrum von Sanem zu 
verbringen. Auch die DKP war mit ei¬ 
nem Infostand vertreten. 

In seiner Ansprache erinnerte Ali Ru- 
ckert (siehe Foto), Chefredakteur der 
„Zeitung“ und Präsident der Kommu¬ 
nistischen Partei Luxemburgs (KPL) 
an die sozialen Grausamkeiten, wel¬ 
che die Regierungsparteien CSV und 
LSAP während der vergangenen Jah¬ 
re in trauter Zweisamkeit durchführ¬ 
ten: Eine Manipulation des Index, die 
dazu führt, dass den Lohnabhängigen 
innerhalb von drei Jahren 700 Millio¬ 
nen Euro vorenthalten werden, die als 
Geschenk an das Kapital gehen, Steu¬ 
ererhöhungen, massive Erhöhungen 
der Eigenbeteilungen beim Arzt, beim 
Zahnarzt und im Krankenhaus sowie 


nen Schlussstrich unter die Ausarbei¬ 
tung des SED-Unrechts!“ geben. Als 
Hauptgrund für ihre Forderungen be¬ 
trachten die Verfasser, dass Jugend¬ 
liche „deutliche Schwierigkeiten bei 
der Unterscheidung zwischen Diktatur 
und Demokratie haben“. Der Nürnber¬ 
ger Trichter, gefüllt mit der Totalitaris¬ 
musdoktrin, soll helfen. Es könnte aber 
auch sein, dass es ganz andere Ursachen 
für den Eifer gibt. 

Ich leihe mir eine Erklärung Günther 
Sarges aus, der letzter oberster Richter 
der DDR gewesen ist: „Es gehört heu¬ 
te zum unseligen Zeitgeist, alle Proble¬ 
me, die man hat, auf das untergegange¬ 
ne Land, die Deutsche Demokratische 
Republik, abzuwälzen. Je schlechter es 
der heutigen BRD geht, je mehr Un¬ 
sinn die Politiker verzapfen, je mehr das 
Wahlvolk belogen und betrogen wird, 
um so mehr benutzt man die Verteufe¬ 
lung der DDR als Ventil der eigenen 
Unfähigkeit und Fehler.“ („Im Dienste 
des Rechts“, S. 245) 

Ich bin sicher, Günther Sarge hat Recht, 
und das wissen auch die Autoren der 
vorliegenden Dokumente. (...) 

Zur existenziellen Frage für die Partei 
„Die Linke“ wird: Mit welcher Strate¬ 
gie paralysieren sie das friedens - und 
menschheitsfeindliche Geschichtsbild 
der Neumann, seiner Auftraggeber und 
willigen Helfer? (...) 

Horst Schneider ; Dresden 

Korrekturen 

Betr: „Arbeit aufgenommen“, UZ 
vom 5.7.2013, S. 13 

Im Beitrag „Arbeit aufgenommen“ 
sind Aussagen zur Kommission B&G 


eine Rentenkürzungsreform, welche zu 
niedrigeren Renten und einer Verlänge¬ 
rung der Lebensarbeitszeit führen wird. 
Ohne eine Stärkung der KPL gibt es 
keine grundlegenden Veränderungen. 
Notwendig seien vielmehr grundlegen¬ 
de gesellschaftliche Veränderungen 
weg von der kapitalistischen Ausbeu¬ 
tergesellschaft, Veränderungen in den 


m.E. nicht korrekt. Über die theoreti¬ 
sche Konferenz wurde nicht beraten, 
sondern nur informiert. Ich lese im 
Referat nicht, dass wir als DKP tarif¬ 
politische Grundsätze entwickeln wol¬ 
len, sondern dass gewerkschaftlich or¬ 
ganisierte Mitglieder in entsprechende 
Diskussionen ihrer Gewerkschaften 
eingreifen sollten. Unser grundsätzli¬ 
ches Verhältnis zu Zeit- und Leihar¬ 
beit (ZuL) ist geklärt, wir fordern de¬ 
ren Abschaffung. Eine differenzierte¬ 
re Analyse der Diskussion u. a. in ver. 
di um Abschlüsse von Tarifverträgen 
für ZuL wurde eingefordert, um vor¬ 
schnellen Bewertungen vorzubeugen. 
Es fehlt, dass die Vertreterinnen drei¬ 
er von 6 Bezirken sich gegen das vor¬ 
geschlagene Organisationsmodell aus- 
sprachen oder Bedenken anmeldeten, 
weil es die guten Erfahrungen mit den 
halbjährlichen Klausurtagungen des 
Arbeitskreises B&G bezüglich inhalt¬ 
licher Arbeit und Einbeziehung sowohl 
der Verantwortlichen der Bezirke (so¬ 
weit sie denn kamen), als auch weite¬ 
rer Mitglieder vom Tisch wischt. Stel¬ 
lungnahmen dazu erhielt der PV aus 
Rheinland-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
und Niedersachsen. 

Volker Metzroth, Füifeld 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Besitzverhältnissen in der Wirtschaft 
und eine Politik der sozialen Gerech¬ 
tigkeit. Dies gehe nicht ohne eine weit¬ 
aus größere Verbreitung der „Zeitung 
vum Letzebuerger Vollek“ und eine 
Stärkung der Kommunistischen Partei - 
auch bei den Wahlen, unabhängig vom 
Zeitpunkt, wann sie stattfinden. 

WSK 


Schweinfurt: „Ist die SPD willens und fä¬ 
hig, die Gesellschaft zu verändern?“ DKP- 
Gruppenabend. DFG-VK Büro, Gabelsber- 
gerstraße 1,19.00 Uhr._ 

Solingen: „Die Roten grillen.“ DKP So¬ 
lingen lädt ein zum Grillfest. Naturfreun¬ 
dehaus Holzerbachtal, Eipaßstraße 25 b, 
18.00 Uhr. Bitte anmelden bei Horst Krämer 
Tel. 0212/59 07 88 oder Monika Schützen- 
hofer 0212/59 00._ 

Esslingen/Neckar: Versammlung der DKP 
Neckar-Fils mit Auswertung des 3. Tages 
des 20. Parteitages der DKP. Referent: Die¬ 
ter Ahlborn. Restaurant SV 1875, Weilstra- 
ße 85,18.00 Uhr. 


SA ★13. JULI 


Willich: Sommerfest der DKP Linker Nie¬ 
derrhein. Garten der Familie Lommes, Se¬ 
verinstraße 5,17.00 Uhr. 


SO ★ 14. JULI 


Voerde: „Die politische Situation und die 
Protestbewegung in der Türkei“, Mitglie¬ 
derversammlung der DKP Kreis Wesel/ 
Kleve. Gasthaus Möllen, Rahmstraße 123, 
10.30 Uhr. 

Bocholt: Die DKP Borken lädt ein zum 
Besuch antifaschistischer Gedenkstätten. 
Treffpunkt an der evangelischen Christus¬ 
kirche, Münsterstraße 19,14.00 Uhr. 

Friedrichsdorf: Mitgliederversammlung 
der DKP Hochtaunus. Zum Köpperner Tal 
44,14.00 Uhr._ 

Recklinghausen: „Lesen gegen das Ver¬ 
gessen“, Veranstaltung zum Gedenken 
an die Bücherverbrennung vor 80 Jahren. 
Neumarkt, Recklinghausen-Süd, 14.00 Uhr. 

Dortmund: Spielenachmittag der DKP im 
Z, Oesterholzstraße 27,15.00 Uhr. 


MO ★15. JULI 


Elmshorn: „Revolte in der Türkei - und wie 
weiter?“ Veranstaltung der DKP mit einem 
Aktivisten und Augenzeugen des Polizeiter¬ 
rors auf dem Taksimplatz. Rheinhold-Jür- 
gensen-Zentrum, Jahnstraße 2a, 19.30 Uhr. 

Leverkusen: „Überall ist Taksim!“ Veran¬ 
staltung der Karl-Liebknecht-Schule der 
DKP mit einer Augenzeugin der Räumung 
des Gezi-Parks und der Proteste vor Ort. 
Am Stadtpark 68,19.00 Uhr. 


Ml ★ 17. JULI 


Stuttgart: Veranstaltung des Clara-Zetkin- 
Haus über Anna Seghers. Referentin: Janka 
Kluge. Stuttgart-Sillenbuch, Gorch-Fock- 
Straße 26,19.30 Uhr. 


DO ★18. JULI 


Oldenburg: „Zur Lage in der Türkei“, Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Oldenburg 
mit einem Mitglied des Deutschland-Komi¬ 
tees der Kommunistischen Partei der Türkei 
(TKP). Gaststätte „Bei Beppo“, Auguststra- 
ße 57, 20.00 Uhr._ 

Fellbach: Der Bundestagskandiat der Par¬ 
tei „Die Linke“, Udo Rauhut, stellt sich den 


Fragen der DKP. Öffentliche Versammlung 
der DKP Rems-Murr. „Zorn Schiller“, Schil¬ 
lerstraße 24,18.30 Uhr. 


FR ★19. JULI 


Fellbach: „Stuttgart 21: Wo steht das 
Projekt? Was können wir tun um es zu 
stoppen?“ Fachvortrag von Prof. Dipl.-Ing. 
Karl-Dieter Bodack von „Bürgerbahn statt 
Börsenwahn“. Veranstalter: Bündnis Rems- 
Murr gegen Stuttgart 21. Henri-Dunant- 
Saal, Stadtwerke Fellbach. 19.30 Uhr. 


SA ★ 20. JULI 


Kiel: „Imperialismus - Historie und Aktu¬ 
alität“, Bildungsseminar der DKP mit Nina 
Hager, stellvertretende Vorsitzende der 
DKP und UZ-Chefredakteurin. Jugendher¬ 
berge Kiel, Johannesstraße 1, 11.00 Uhr. 
Teilnehmerbeitrag für Essen und Getränke: 
10.00 Euro._ 

Stadtlohn: „Warum wehren sich die Men¬ 
schen nicht?“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP Borken zum Zustand der Arbeiter¬ 
klasse. Gaststätte Tenbusch, Vredener Stra- 
ße 90,17.00 Uhr. 

Dortmund: DKP lädt ein zum Besuch der 
Ausstellung „und schatten der erde“ von 
Hanfried Brenner. Kulturort Depot, Immer- 
mannstraße 29,15.00 Uhr. 

Bochum: 20. Fiesta Moncada. Mit zahl¬ 
reichen Kuba-Solidaritätsgruppen und bei 
kubanischer Musik, kubanischem Essen 
und vielen Informationen wird der Jahres¬ 
tag des Sturms der Revolutionäre auf die 
Moncada-Kaserne in Santiago de Cuba am 
26. Juli 1953 begangen. Akademiestra¬ 
ße 69,14.00 Uhr. 


Ml ★ 24. JULI 


Stadtlohn: Gespräch mit der Partei „Die 
Linke“ im Kreis Borken über den Wahl¬ 
kampf zur Bundestagswahl und das Ein¬ 
greifen in den Wahlkampf als DKP. Mit¬ 
gliederversammlung der DKP Borken. 
Parteiraum der DKP, Vredenerstraße 54 bei 
Tenbusch, 19.15 Uhr. 


DO ★ 25. JULI 


Dortmund: „Entwicklung in der Türkei und 
Ägypten“, Veranstaltung der DKP mit Gün¬ 
ter Pohl, verantwortlich für internationale 
Arbeit im Parteivorstand der DKP. Z, Oester- 
holzstraße 27,19.00 Uhr._ 

Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP 
zur Vorbereitung der Ausgabe neuer Mit¬ 
gliedsbücher und der Kampagne der DKP. 
Brauhaus Wienges, Neusser Straße 55, 
19.30 Uhr. 


FR ★26. JULI 


Stuttgart: „Fiesta Moncada.“ Waldheim 
Gaisburg, Obere Neue Halde 1,19.30 Uhr. 

München: Fiesta Moncada mit der kuba¬ 
nischen Band „salsa bruja“. EineWeltHaus, 
Schwanthalerstraße 80,18.00 Uhr. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


Meine progressive Woche 

Vom 29. Juni bis 5. Juli 



Foto: adireiher 


...wenn es denn zustande kommt, soll vor allem Konzernen und Banken diesseits und jenseits des Atlantiks nut¬ 
zen. Die Wahrscheinlichkeit, dass sich hart erkämpfte (und trotzdem unzureichende) soziale und ökologische 
Standards aus Europa in den Verhandlungen durchsetzen, ist gering. Auf einem gemeinsamen Markt würden sich 
nach den Gesetzen des Kapitals die neoliberalen Bestimmungen aus den USA durchsetzen. Das hieße Genfood 
und Biosprit im Übermass, weitere Zerstörung der europäischen Landwirtschaft, Lockerung der Pharmakont¬ 
rolle, weitere Verbilligung der Ware Arbeitskraft, weitere Liberalisierung des Finanzsektors mit den bekannten 
Folgen. Nicht zuletzt wäre dem US-Kulturimperialismus noch mehr als heute Tür und Tor geöffnet. AR 


Dienstag 

„Es wird niemals so viel gelogen wie 
vor der Wahl, während des Krieges 
und nach der Jagd.“ Dieser Satz wird 
Otto von Bismarck zugeschrieben. 
Das ist für einen Politiker sicher nicht 
schlecht beobachtet, wurzelt aber er¬ 
kennbar auch in der Erlebniswelt des 
ewigen Junkers. Zudem hat der Mann 
den NSU-Prozess nicht erlebt. 

Was sich die Herren von der Polizei 
dort zusammenlügen, wird nur noch 
übertroffen von der stoischen Ein¬ 
empfindlichkeit, mit der das Gericht 
dieses Spielchen duldet. Die Presse 
muss aber auch mitspielen. In diesem 
Fall die Süddeutsche Zeitung. Die be¬ 
richtet von der heutigen Vernehmung 
des Polizeihauptkommissars Binz aus 
Köln, den die Prozessbeobachterin der 
SZ per Augenscheinanalyse zur schun¬ 
kelnden Frohnatur und zum „vermut¬ 
lich“ besten Vernehmer des Bundes¬ 
kriminalamtes zugleich befördert. 
Dieser Herr saß (zusammen mit einer 
Kollegin) im Sommer 2012 acht Stun¬ 
den mit der NSU-Terroristin Zschä- 
pe in einem Gefängniswagen auf der 
Fahrt nach Thüringen. Dort durfte 
Zschäpe Oma und Mutter besuchen. 
Ein Skandal für sich, der einem den 
Magen umdreht. Wir denken an die 
Isolationsfolter des deutschen Herbs¬ 
tes. 

Binz will während dieser Fahrt aus¬ 
drücklich keine Vernehmung, son¬ 
dern nur ein Gespräch geführt haben. 
Nichts sei aufgezeichnet worden, nur 
zwölf Seiten Gedächtnisprotokoll wur¬ 
den hernach angefertigt - wer soll das 
glauben, Himmel Sakra.. .Erkenntnis¬ 
se habe man keine gewonnen. 
Zumindest vor Gericht trägt Binz tat¬ 
sächlich keine vor - außer einer: mit 
der Zschäpe kann man reden, die ist 
normal, vielleicht etwas vom Wege 
abgekommen, unbefangen und na¬ 


türlich - eigentlich. Eine Melodei, die 
schon andere - vor Gericht und au¬ 
ßerhalb des Gerichtes - geflötet ha¬ 
ben. Ganz ohne Absicht versteht sich. 
Vor diesem Münchner Gericht finden 
sich Tag für Tag harmlose Seelen, die 
wohl schon immer zusammengehört 
haben. 

★ 

Aus dem gleichen harmlosen Holz 
ist Wolfgang Krieger geschnitzt. Der 
„Geheimdienstexperte“ ist Mitglied 
der Historiker-Kommission, die die 
BND-Geschichte aufarbeitet. Heute 
findet er, dass die Aufregung über den 
NSA-Skandal „geheuchelt“ sei. Na¬ 
türlich habe die Bundesregierung Be¬ 
scheid gewusst. So weit, so gut. 

Dann folgt die eigentliche Botschaft: 
Abgehört werden doch alle. Das ist 
richtig, Herr Krieger. Aber es hören 
nicht alle ab. Es gibt immer noch Tä¬ 
ter und Opfer, oben und unten. 

Mittwoch 

Die erzwungene Landung des bolivi¬ 
anischen Staatspräsidenten Evo Mo¬ 
rales in Wien zeigt, wie ausgehöhlt das 
Völkerrecht dieser Tage bereits ist. Es 
ist aber auch der Nachweis dafür, dass 
Edward Snowden wichtige Dokumen¬ 
te in der Hand hält. 

Das unversöhnliche Verhalten der 
US-Administration hat mit Rachsucht 
gleichwohl nichts zu tun. Die neoli¬ 
beralen Herrscher der Welt kämp¬ 
fen „nur“ um die Grundlagen ihrer 
Macht. Und die bestehen nun mal in 
der möglichst lückenlosen Erfassung 
aller Lebensäußerungen auf diesem 
Planeten. 

Gern äußert der ein oder andere Idi¬ 
ot dieser Tage, dass er nichts zu ver¬ 
bergen habe. Da ist ein Hilfsverb ver¬ 
rutscht. Richtig muss es heißen: Dass 
wir nichts mehr verbergen können. 


Also liebe Gartenzwergkommandeu¬ 
re: Dann können wir auch Widerstand 
leisten. Pardon, auch da ist ein Hilfs¬ 
verb falsch. Dann müssen wir Wider¬ 
stand leisten. 


Freitag 

„Den Schneid werde er sich nicht ab¬ 
kaufen lassen“, hatte Guido Wester¬ 
welle seinen politischen Gegnern auf 
dem Höhepunkt seiner Unbeliebheit 


zugerufen. Jetzt sei er „plötzlich“ be¬ 
liebt, schreiben die Gazetten. Den 
Schneid hat ihm trotzdem keiner ab¬ 
gekauft, aber weg ist er schon. 

Adi Reiher 


Paranoia? 

Das war der Juni 2013 • Von Jane Zahn 


P robleme mit den Drohnen hat 
Drohnenminister Thomas de Mai¬ 
ziere. Erstens wusste er nix davon, 
dass die nicht fliegen dürfen, zweitens 
wusste niemand davon, dass sie dau¬ 
ernd abstürzen, und drittens sind sie 
ethisch neutral. Das will die Oppositi¬ 
on aber nicht einsehen. Doch, die ethi¬ 
sche Neutralität schon, klar braucht 
Deutschland 
Drohnen! Wir 
müssen doch 
mithalten mit 
den USA im 
weltweiten Ter¬ 
rorkampf! Bloß 
abstürzen und 
kaputtgehen 
sollen die Din¬ 
ger nicht, und 
Fluggenehmigungen braucht man zu¬ 
mindest in Europa auch dafür - naja, 
in Pakistan gibt es eh keine Genehmi¬ 
gung dafür, und für Afghanistan brau¬ 
chen wir keine, da machen wir sowieso, 
was wir wollen. 

Die Grünen in Hessen schäumen. Über 
ein Plagiat. Ein altes Grünen-Plakat 
mit dem Spruch: „Wir haben die Welt 
von unseren Kindern nur geborgt“ 
wird mit einem Foto des brutalen Po¬ 
lizeieinsatzes vom 01. Juni in Frankfurt 
ergänzt und mit dem Untertitel: „Wenn 
sie sie zurückfordern, hauen wir ihnen 
auf die Fresse“. Unterschrift: Die Par¬ 
tei „Die Linke“. Klagen möchten die 
Grünen aber dann doch nicht dagegen, 
denn dann müsste ja vor Gericht zur 
Sprache kommen, dass sie den Polizei¬ 
einsatz zusammen mit der CDU Frank¬ 
furt beschlossen haben. Peinlich ... Es 
war nämlich niemand verantwortlich 
für diesen Prügeleinsatz mit Einkesse¬ 
lung von 1 000 Demonstranten. Nicht 
der Innenminister und nicht der Po¬ 
lizeipräsident wollen das angeordnet 
haben. Na, und die einzelnen Polizis¬ 


ten sind ja nicht namentlich gekenn¬ 
zeichnet, die über 300 Demonstranten 
verletzt, mit Pfefferspray besprüht, he¬ 
rausgezerrt und getreten haben. Das 
Recht auf friedliche Demonstrationen 
mit Füßen treten - aber sich dann vier 
Wochen später über Erdogan aufregen, 
der in der Türkei dasselbe macht. Quot 
licet Iovi, non licet bovi, oder was? 

Eine Woche 
nach der Block- 
upy-Demo in 
Frankfurt de¬ 
monstrierten 
die gleichen 
Veranstalter 
wieder auf der¬ 
selben Strecke. 
Angekündigt 
waren 1 000 ge¬ 
kommen waren 20 000. Und die Poli¬ 
zei, die regelte denVerkehr... Das hät¬ 
te Frankfurt gleich haben können: Eine 
bunte, fröhliche, aber durchaus system¬ 
kritische Demonstration an den Bank¬ 
palästen vorbei. Denn die Gewalt, die 
kommt von oben: In Form von Knüp¬ 
peln von der Polizei, und in Form von 
Umwelt- und Zukunftszerstörung vom 
Kapital. Unser Argument dagegen 
kann nur die Masse sein. 

In Griechenland werden per Hand¬ 
streich die öffentlichen Fernseh- und 
Rundfunkanstalten geschlossen, die 
Mitarbeiter auf die Straße gesetzt. Und 
hierzulande schreibt die „FAZ“: „Hier 
haben die öffentlich-rechtlichen Sen¬ 
der finanzielle Dimensionen erreicht, 
die jeder Beschreibung spotten. Ein¬ 
fach abschalten und kleiner neu star¬ 
ten? Man darf ja mal träumen ...“ Ja, 
liebe FAZ-ler, träumt ruhig weiter. 
Erst mal werdet wahrscheinlich ihr ab¬ 
geschaltet, wenn das Zeitungssterben 
so weitergeht... Und wundert Euch 
nicht, wenn es dann niemand mehr 
gibt, der mit euch solidarisch ist. 


Erstaunlich solidarisch sind hier alle 
mit den demonstrierenden Türken und 
Ägyptern. Also ehrlich, mich macht 
das misstrauisch. Hat da etwa wieder 
ein westlicher Geheimdienst die Hand 
im Spiel???? 

Von wegen Verschwörungstheorien! 
Nur weil ich Paranoia habe, heißt das ja 
nicht, dass sie nicht hinter uns her sind! 

Der NSA hört mit und liest mit - was 
immer auf Google und Facebook oder 
zwischen Apple-Usern und Microsoft- 
PCs geschieht: PRISM weiß es! Das 
Programm funktioniert seit sechs Jah¬ 
ren und wurde immer weiter ausge¬ 
baut. „Die können im wahrsten Sinne 
des Wortes sehen, wie Sie beim Tippen 
Ihre Gedanken ausformulieren“, so ein 
Insider, den der „Guardian“ zitierte. 
Im Moment sind sie vor allem hinter 
Edward Snowden her, der die Details 
von PRISM ausgeplaudert hat. 

Da wird sogar einem Regierungsflug¬ 
zeug mit dem Ministerpräsidenten von 
Bolivien, Evo Morales, der Luftraum 
von Frankreich und Spanien gesperrt, 
weil dieser Snowden ja an Bord sein 
könnte. So ein Verbrecher! Der darf 
nicht davonkommen! Schon gar nicht 
darf er Asyl bekommen, weil er ja gar 
nicht politisch verfolgt wird. Er hat 
doch nur Geheimnisverrat begangen. 
Darauf steht in den USA die Todes¬ 
strafe, zumindest aber mal Folter und 
Isolationshaft wie bei Bradley Man- 
ning. Keine Asylgründe! Denn, so un¬ 
ser Innenminister: Die USA sind ein 
Rechtsstaat! Genau! Ein Rechtsstaat, 
der weltweit Todesurteile vollzieht 
mit Hilfe von Drohnen, und Hunder¬ 
te nachweislich Unschuldiger seit Jah¬ 
ren in Guantanamo festhält und weiter 
foltert. 

Das hätte der Friedrich wahrschein¬ 
lich auch gerne von der Bundesrepu¬ 
blik behauptet, dass sie so ein Rechts¬ 
staat wäre. 


Und die allen internationalen Gepflo¬ 
genheiten hohnsprechende Aushor- 
chung von Regierungen und Bürgern 
ist höchstens mal ein gepflegtes Tele¬ 
fongespräch wert zwischen Herrn Ob- 
ama und Frau Merkel - das die NSA 
selbstverständlich auch abhört! 

Natürlich sind Geheimdienste unbe¬ 
dingt nötig. Sonst gibt es ja keine Er¬ 
kenntnisse! Z.B. konnte aufgrund sol¬ 
cher Erkenntnisse ein Geldkurier des 
Vatikan festgenommen werden. Mon¬ 
signore Nunzio Scarano soll einem Ge¬ 
heimdienstler 400 000 Euro gezahlt ha¬ 
ben, damit der 20 Mio. Euro in einem 
Privatjet aus der Schweiz nach Italien 
bringe. Sein Anwalt erklärt, Monsigno¬ 
re habe „versucht, guten Freunden zu 
helfen“. Naja, guten Freunden schenkt 
man schon mal ein Küsschen - oder 
auch 20 Millionen. 


Weniger spendabel sind die Brasilia¬ 
ner, die massenhaft auf die Straße ge¬ 
hen wegen Fahrpreiserhöhungen, und 
wegen der immensen Ausgaben für 
Fussball-WM und Olympiade, wäh¬ 
rend das Land weiter unter schlech¬ 
ter Infrastruktur, Arbeitslosigkeit und 
Armut leidet. Aber - o Wunder! - hier 
lässt die Regierung nicht niederknüp¬ 
peln! Präsidentin Dilma Rousseff 
spricht ihr Verständnis für die Protes¬ 
te aus, die Fahrpreiserhöhungen wer¬ 
den zurückgenommen, ein neues Sozi¬ 
alprogramm soll beschlossen werden... 
Was ist los in Brasilien? Das gibt ein 
schlechtes Beispiel für alle anderen 
Regierungen! Mal sehen, wann die Zu¬ 
rückschlagen. . .Oder die Massenbewe¬ 
gung in Brasilien umfunktionieren, um 
einen rechten Putsch zu rechtfertigen. 
Nein, ich bin nicht paranoid! Ich weiß, 
dass sie hinter uns her sind! 


Der rote Kanal 


Banken außer Kontrolle, D 2013 

„Die Finanzkrise kam über Deutsch¬ 
land wie ein Tsunami, von weit her 
und völlig unvorhersehbar. Verant¬ 
wortlich sind die USA, die Leidtra¬ 
genden sind wir. Diese These ist eben¬ 
so eingängig wie falsch. 

Die Autoren Julia Klüssendorf und 
Stefan Jäger zeigen, wie alle Regie¬ 
rungen in Deutschland seit den Neun¬ 
zigern die vorhandenen Alarmsignale 
ignoriert haben. Die Autoren blicken 
hinter die Kulissen und zeigen, warum 
unsere Politiker den Bankern freie 
Hand ließen.“ So die Eigenwerbung 
der ard. Schaun wer mal. 

Mo., 15.7., 23.05-23.50 Uhr, ard 

Unser Wirtschaftswunder, D 2013 

Die Deutschen haben, zumindest im 
Westen, nach dem Weltkrieg geradezu 
aus eigener Kraft ein Wirtschaftswun¬ 


der geschafft - vor allem durch ihren 
unermüdlichen Fleiß, unterstützt von 
Ludwig Erhard, der Währungsreform 
und dem Marshall-Plan. Stimmt das 
eigentlich? Fragt diese Dokumentati¬ 
on der heute aufklärungswütigen ard. 
Auf die Antworten sind wir gespannt. 
Mo., 15.7., 23.50-0.35 Uhr, ard 

Die Alleinseglerin, DDR 1987 

Für den film-dienst war Die Allein¬ 
seglerin ein „einfühlsam inszenier¬ 
tes und gespieltes Frauenporträt, das 
die Alltagsprobleme des real existie¬ 
renden Sozialismus nur als kabaret¬ 
tistisches Beiwerk benutzt, um auf 
unterhaltsam-nachdenkliche Wei¬ 
se eine Lanze für starke Frauen zu 
brechen.“ Die Alleinseglerin wurde 
in Berlin und an und auf dem Schar¬ 
mützelsee gedreht. 

Do., 18.7., 23.35-1.00 Uhr, mdr 


Natürlich sind 
Geheimdienste 
unbedingt nötig. 
Sonst gibt es ja keine 
Erkenntnisse! 
















